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Wichtiger Schritt zur Abschaffung der Folter 
Generalversammlung verabschiedet UN-Konvention 

Den Tag der Menschenrechte hat die 39. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen 1984 in besonderer Weise begangen: am 
10.Dezember hat sie einvernehmlich die >Konvention gegen 
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe< verabschiedet (Resolution 39/46, Text: 
S.31ff. dieser Ausgabe). Der Durchbruch war bereits im vergan­
genen Jahr in der Menschenrechtskommission der Weltorgani­
sation erfolgt; gleichwohl war die endgültige Entscheidung der 
Generalversammlung schon beim ersten Anlauf keineswegs 
selbstverständlich. Das Ergebnis der Arbeiten der Menschen­
rechtskommission wurde in dieser Zeitschrift bereits von Irene 
Maier in Heft 3/1984 (S.77ff: Wirksamere Ächtung der Folter 
erstrebt. Menschenrechtskommission legt Entwurf einer UN-
Konvention vor) gewürdigt; sie wendet sich diesmal der Situa­
tion nach Billigung der Konvention durch die Generalver­
sammlung zu. 

I. Annahme durch die UN-Generalversammlung 

Die Generalversammlung hat die Konvention gegen Folter i m 
Konsens, also ohne förmliche Abstimmung angenommen und 
die Auflage zur Zeichnung und Ratifizierung beschlossen. Der 
von einer Arbeitsgruppe ausgearbeitete Entwurf der Konven­
tion war der Generalversammlung von der Menschenrechts­
kommission am 6. März 19841 m i t der Empfehlung der An­
nahme zugeleitet worden. 
In der Generalversammlung wurde der Entwurf zunächs t vom 
3. H a u p t a u s s c h u ß behandelt 2. Dieser besch ränk te seine Bera­
tungen auf eine Erö r t e rung der allgemeinen Bedeutung der 
Konvention und auf die in der Arbeitsgruppe der Menschen­
rechtskommission streitig gebliebenen Bestimmungen, näml ich 
i m wesentlichen auf das Kontrollverfahren der Ar t ike l 19 und 
20. Obwohl die meisten der an den Beratungen teilnehmenden 
Staaten nicht alle Bestimmungen der Konvention für befriedi­
gend formuliert und ausreichend e rör te r t hielten, stimmten sie 
darin übere in , daß die von der Arbeitsgruppe der Menschen­
rechtskommission erreichte Textfassung einen Kompromiß 
darstellt, der die Verabschiedung der Konvention durch die Ge­
neralversammlung ermöglicht. Um die Annahme der Konven­
tion jetzt zu erreichen, haben sowohl die westlichen Staaten wie 
solche der Dri t ten Welt und des Ostblocks einige Vorschläge für 
Ände rungen des Textes wie auch Wünsche insbesondere sol­
cher Staaten, die an den Beratungen der Arbeitsgruppe in Genf 
nicht teilnehmen konnten, einzelne Bestimmungen erneut und 
vertieft zu beraten und die Verabschiedung der Konvention bis 
zur nächs t en Generalversammlung zu vertagen, zurückge­
stellt. 

Das bedeutet freilich auch, daß jeder Staat vor der Ratifizierung 
der Konvention prüfen wird , inwieweit seine innerstaatlichen 
Gesetze und bestehende völkerrecht l iche Regelungen (bei­
spielsweise übe r die Rechtshilfe in Strafsachen und die Auslie­
ferung) mit der Konvention übere ins t immen , oder ob eine An­
passung der innerstaatlichen Gesetze oder bestimmte Verwal­
t u n g s m a ß n a h m e n erforderlich sind, bevor die Konvention für 
den jeweiligen Staat in Kraft gesetzt werden kann. Es kann 
auch in Betracht kommen, daß Unklarheiten oder Divergenzen 
durch In te rp re t a t ionse rk lä rungen oder Vorbehalte hinsichtlich 
der Anwendung der Konvention a u s g e r ä u m t werden. Aufgrund 
der schriftlichen und mündl ichen Stellungnahmen der Staaten 3 

zeichnet sich ab, daß In t e rp re t a t ionse rk lä rungen und Vorbe­
halte voraussichtlich zur Folterdefinition (Art. 1 Abs. 1) und zu 
den unmittelbar von dieser abhäng igen Bestimmungen und zur 
Strafgerichtsbarkeit (Art. 5) zu erwarten sind. Die Definition 

IRENE MAIER 

der Folter ist in der Tat nicht befriedigend. Einerseits könn te 
die Aufzählung der Zwecke in Ar t . 1 Abs. 1, auf die eine Folter­
handlung gerichtet sein muß, als den Anwendungsbereich ein­
s c h r ä n k e n d ausgelegt, also etwa unmotivierte Folterhandlun­
gen, die aus purem Sadismus begangen werden, ausgeschlossen 
werden, was nicht gerechtfertigt ist; andererseits erscheint eine 
Präz i s ie rung des Begriffs der körper l ichen und seelischen 
Schmerzen oder Leiden (Art. 1 Abs. 1 Satz 1) und der gesetzlich 
zuläss igen Sanktionen (Art. 1 Abs. 1 Satz 2) für die Anwendung 
in der Praxis wünschenswer t , auch wenn an sich eine vernünf­
tige Abgrenzung durch die Anwendung der anerkannten völ­
kerrechtlichen Aus l egungsg rundsä t ze 4 erreicht werden kann. 
Eine Reihe von Rechtsordnungen kennen die Ausdehnung der 
eigenen Strafrechtskompetenz auf Taten, die nicht auf dem 
eigenen Staatsgebiet oder durch eigene S taa t sangehör ige be­
gangen worden sind, nicht, so daß auch insoweit Anpassungen 
erforderlich werden dürften. 
Die Tatsache, daß ein solches Vertragswerk — zwar nach sie­
ben jähr iger Vorbereitung — in einer einzigen Sitzungsperiode 
der Generalversammlung verabschiedet werden konnte, ist au­
ßergewöhnl ich und nur durch die Kooperationsbereitschaft al­
ler Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen i m Geiste des Kom­
promisses möglich geworden. Die Hauptarbeit ist dabei in der 
Arbeitsgruppe der Menschenrechtskommission i n Genf und in 
den Konsultationen der verschiedenen Staatengruppen und i n 
bilateralen Verhandlungen auße rha lb der eigentlichen Aus­
schußs i tzungen i n New York geleistet worden. Die nieder ländi­
sche Delegation, die in den letzten Jahren auch den Vorsitz in 
der Arbeitsgruppe stellte, hat zu diesem Erfolg entscheidend 
beigetragen. 
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I I . Kontrollsystem der Konvention 

Die Konvention sieht i n ihrem Teil I I (Art.17-24) einen Kontrol l­
mechanismus vor, der die Einhaltung der Konvention durch die 
Vertragsstaaten überwacht . Dieses in V N 3/1984 bereits darge­
stellte Verfahren orientiert sich weitgehend an den Kontrollsy­
stemen des Internationalen Paktes über bürger l iche und polit i­
sche Rechte ( IPbürgR) 5 , dem Ü b e r e i n k o m m e n zur Beseitigung 
jeder Form der Rassendiskriminierung und an dem vertrauli­
chen Verfahren der Menschenrechtskommission 6. Neben der 
Vorlage von Staatenberichten, die von dem nach der Konven­
tion einzusetzenden Ausschuß zu prüfen sind (Art.19 in Verbin­
dung mi t Art.17, 18), sieht die Konvention ein Staaten- und ein 
Individualbeschwerdeverfahren vor (Art.21, 22), das — wie beim 
IPbürgR und Ü b e r e i n k o m m e n gegen Rassendiskriminierung — 
nicht obligatorisch ist, sondern einer besonderen Annahmeer­
k lä rung durch die Vertragsstaaten bedarf. Bei der Berichtsprü­
fung nach Ar t . 19 war nur umstritten, welche A r t von Kommen­
taren des Ausschusses zu den Staatenberichten zulässig sei und 
ob er auch Empfehlungen geben darf. Hier haben sich die Ost­
blockstaaten mi t ihrer Forderung der Besch ränkung auf »allge­
meine« Bemerkungen und des Wegfalls der Befugnis des Aus­
schusses, auch Vorschläge für innerstaatliche M a ß n a h m e n ge­
genüber einem bestimmten Staat zu machen, durchgesetzt 7. 
A m meisten umstri t ten zwischen den westlichen und einem 
Teil der Entwick lungs länder einerseits und dem Ostblock und 
einem anderen Teil der Entwicklungs länder andererseits war 
Art.20. Dieser sieht in Anlehnung an das Verfahren nach Reso­
lution 1503(XLVIII) des Wirtschafts- und Sozialrats 8 vor, daß 
der Ausschuß bei zuver läss igen Informationen darüber , daß in 
einem Konventionsstaat systematisch Folter praktiziert wird , 
von dem betreffenden Staat eine Stellungnahme hierzu verlan­
gen und eine vertrauliche Untersuchung durchführen kann, die 
auch einen Besuch von Delegierten des Ausschusses in dem 
Gebiet des betreffenden Staates einschl ießen kann und bei der 
dieser Staat zur Zusammenarbeit mi t dem Ausschuß verpflich­
tet ist. Vorgesehen ist ferner, daß das Verfahren und die Ergeb­
nisse der Untersuchungen in einem vertraulichen Bericht nie­
derzulegen sind und dem betroffenen Staat mi t angemessen 
erscheinenden Bemerkungen und Vorschlägen zuzuleiten ist. 
Nach Konsultationen mi t dem betreffenden Staat kann der 
Ausschuß eine Zusammenfassung seiner Untersuchungen auch 
in seinen Jahresbericht an die Konventionsstaaten und die Ge­
neralversammlung, der veröffentlicht wi rd , aufnehmen. 
Gegen diese Bestimmung haben sich vor allem die Sowjetunion 
und andere Ostblockstaaten gewandt, unter anderem mi t der 
Begründung , daß dies die Souverän i t ä t der Staaten verletzen 
würde . Nachdem auch verschiedene Staaten der Dri t ten Welt 
wie Tunesien, Kuba, Indonesien, Sri Lanka, Bolivien, Indien 
und Ägypten sich für einen Kompromiß über den Ar t ike l 20 
ausgesprochen hatten, um die Verabschiedung der Konvention 
nicht zu blockieren, einigten sich die Staaten auf der Grundlage 
eines bjelorussischen Vorschlags 9 dahin, daß Art.20 Bestandteil 
der Konvention bleibt. I n einem neu eingefügten Art.28 wi rd 
jedoch zugelassen, daß ein Staat die Zus tändigkei t des Aus­
schusses nach Art.20 durch einen bei der Ratifikation e rk lä r t en 
Vorbehalt ausschl ießen kann. 

Da das Folterverbot unter anderem auch i m IPbürgR und in der 
Europä ischen wie der Amerikanischen Menschenrechtskonven­
tion (EMRK bzw. A M R K ) enthalten ist, stellt sich die Frage, wie 
sich die verschiedenen Kontrollverfahren zueinander verhalten 
und gegebenenfalls koordiniert werden können . Denn die i m 
übr igen auf das Individualbeschwerdeverfahren be sch ränk t e 
Regelung des Art.22 Abs.5a und die Parallelvorschriften in Art.5 
Abs.2a des Fakultativprotokolls zum IPbürgR und Art.27 Abs.lb 
E M R K und Art.46 Abs.lc A M R K reichen allein zur Lösung von 
Kompetenzkonflikten nicht aus. 
Auf UN-Ebene konkurriert das Verfahren über die Staatenbe­
richte (Art.19) mi t den Parallelverfahren nach Art.40 IPbürgR 
und unter besonderen Voraussetzungen auch mi t demjenigen 

nach Art.9 des Übe re inkommens gegen Rassendiskriminierung 
und Art.41ff. A M R K . Abgesehen davon, daß die Konventions­
staaten und auch die Verwaltung der Weltorganisation durch 
diese Vervielfält igung von Berichtspflichten, die sich inhaltlich 
decken und überschne iden , immer s t ä rke r belastet werden, 
ohne daß damit in der Sache ein Fortschritt erzielt wi rd , läßt 
sich das Berichtswesen gegebenenfalls i m Genfer Menschen­
rechtszentrum der UNO koordinieren. Sehr viel schwieriger er­
scheint hingegen die Lösung derartiger Zus tändigke i t süber ­
schneidungen beim Individual- und Staatenbeschwerdeverfah-
ren, und zwar sowohl zwischen den einzelnen zus tändigen UN-
Gremien als insbesondere auch i m Verhäl tn is zu den parallelen 
Zus tändigke i ten regionaler Menschenrechtskontrollverfahren. 
Um Doppelverfahren und Divergenzen in der Bewertung bei 
den verschiedenen Kontrollorganen zum gleichen Sachverhalt 
zu vermeiden und auch, um den Betroffenen den Vorrang des 
justiziellen und wirksameren Verfahrens zu sichern, haben sich 
die Europaratstaaten schon 1970 für den Vorrang des Staaten-
beschwerdeverfahrens der E M R K gegenüber demjenigen des 
IPbürgR ausgesprochen 1 0. 
Schwierigkeiten bei der konkurrierenden Zuständigkei t entste­
hen nicht nur dadurch, daß derselbe Sachverhalt einer Verlet­
zung des Folterverbotes zum Beispiel durch unterschiedliche 
Antragsteller i m Staatenbeschwerdeverfahren sowohl vor die 
nach der vorliegenden Konvention zu errichtende Kommission, 
vor den Menschen rech t saus schuß nach dem IPbürgR und i m 
vertraulichen sogenannten 1503-Verfahren1 1 vor die UN-Men­
schenrechtskommission, aber auch vor die Europä ische bzw. 
Amerikanische Menschenrechtskommission gebracht werden 
kann, sondern auch bei der Feststellung, ob es sich um dieselbe 
Sache handelt, wenn etwa nur ein Teil der Folterhandlungen, 
die Gegenstand der Beschwerde sind, sich inhalt l ich oder zeit­
lich decken. Da die Konvention gegen Folter neben der Beach­
tung des Folterverbotes und der Wiedergutmachung für die Fol­
teropfer auch andere Staatenverpflichtungen wie die der Straf­
verfolgung des Tä te r s bzw. seiner Auslieferung enthäl t , die 
nicht i m IPbürgR und der E M R K bzw. A M R K enthalten sind, 
fragt sich, ob i m Einzelfall dem spezielleren Verfahren der Vor­
rang zu geben ist oder nur nicht erfaßte Verfahrensteile der 
Kommission gegen Folter vorzulegen sind. Da häufig aber Ver­
letzungen des Folterverbotes mi t der Verletzung anderer Men­
schenrechte (wie willkürliche Haft, Versagen eines rechtsstaat­
lichen Gerichtsverfahrens u.a.) einhergehen, w i r d die umfas­
sende Prüfung solcher Sachverhalte nur durch die Kontrollor­
gane des IPbürgR bzw. der E M R K oder der A M R K oder i m 
1503-Verfahren gewähr le is te t werden können . Andererseits 
dürfte auf UN-Ebene für die Fo l t e r t a tbes tände die Zuständig­
keit nach der Folterkonvention als spezielle Regelung Vorrang 
haben. 

Zusätzl ich zu den aufgezeigten Problemen kommt bei der Indi­
vidualbeschwerde hinzu, daß nicht alle der in der Konvention 
enthaltenen Staatenverpflichtungen auch Gegenstand einer In ­
dividualbeschwerde sein können . I m Individualbeschwerdever­
fahren kann das Opfer einer Folterung nur die Verletzung sol­
cher Staatenverpflichtungen geltend machen, durch die es 
selbst unmittelbar betroffen ist (Art.22 i n Verbindung mi t A r t . l , 
2, 3, 11, 12, 13, 14, 15, 16). Hingegen dürfte i m Wege der Indivi­
dualbeschwerde kaum die Bestrafung oder Auslieferung eines 
als Fol ter-Täter Verdächt ig ten geltend gemacht werden k ö n n e n 
(Art.4, 5, 6, 7, 8, 9, 10); denn darin liegt keine Verletzung des 
Opfers. Dies k ö n n t e auch einen Eingriff i n die Unabhäng igke i t 
der Gerichte oder in die zwischenstaatlichen Regelungen der 
Rechtshilfe bedeuten. 
Die aufgezeigten Konkurrenzprobleme treten auch hinsichtlich 
des vertraulichen 1503-Verfahrens auf, insbesondere auch i m 
Zusammenhang mi t dem Verfahren nach Art.20. Soweit ein 
Staat die Konvention gegen Folter ratifiziert, w i rd künft ig — 
b e s c h r ä n k t auf diesen Tatbestand — das Verfahren nach A r t . 20 
vor dem 1503-Verfahren Vorrang haben. Schließt ein Staat aller­
dings durch einen Vorbehalt nach Art.28 die Zus tändigkei t des 
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E d u a r d W a h l 

29. März 1903 — 6. Februar 1985 

Ein erfülltes Leben ist zu Ende gegangen: Professor Dr. Edu­
ard Wahl, Gelehrter und Politiker zugleich, verstarb nach lan­
ger Krankheit in Heidelberg. Heidelberg, die Stätte seines Wir­
kens als Hochschullehrer der Rechtswissenschaften, war auch 
der Ort, an dem 1952 die Deutsche Gesellschaft für die Verein­
ten Nationen entstand. Eduard Wahl hat die Gründung unserer 
Gesellschaft initiiert, er wurde ihr erster Vorsitzender und blieb 
es bis 1964; seither war er Ehrenvorsitzender der DGVN. Dem 
Deutschen Bundestag hat er als Abgeordneter der CDU von 
1949 bis 1969 angehört. Die Strukturen, innerhalb derer sich 
die Arbeit der DGVN vollzieht, entstanden im wesentl ichen zur 
Zeit seines Vorsitzes; gleichgeblieben ist auch, bei allem seit­
her eingetretenen Wandel im einzelnen, das Ziel der Gesell­
schaft: den Gedanken der Friedenssicherung und Friedenser­
haltung durch die Vereinten Nationen bei unseren Mitbürgern 
zu verankern. Wir erinnern uns in Dankbarkeit an Eduard 
Wahl. 

Dr. Helga Timm, MdB 
— Vorsitzende der DGVN — 

Ausschusses für eine solche Untersuchung des Vorwurfs einer 
systematischen Praktizierung der Folter aus — was freilich als 
eine A r t Selbstanklage gewertet werden müß te —, so könn te 
wegen des Grundsatzes der Spezial i tät auch keine Untersu­
chung von Folter-Vorwürfen nach dem 1503-Verfahren mehr 
durch die Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen 
stattfinden. 
Um i m Interesse einer wirksamen Bekämpfung der Folter 
Kompetenzstreitigkeiten, Doppelverfahren und eine Bürokra t i -
sierung bei den Kontrollorganen zu vermeiden, w i r d es ange­
zeigt sein, daß die Staaten selbst — aber auch die Vereinten 
Nationen, der Europarat und die Organisation Amerikanischer 
Staaten — Über legungen anstellen und gegebenenfalls Vorkeh­
rungen treffen, um solche in der Praxis auftretende Schwierig­
keiten a u s z u r ä u m e n . 

I I I . Inkrafttreten 

Die Konvention bedarf der Ratifizierung (Art. 25 Abs. 2). Ihr 
können alle Staaten, also auch solche, die nicht Mitglied der 
Weltorganisation sind, beitreten. Für das Inkrafttreten ist die 
Ratifizierung durch 20 Staaten erforderlich. Für diese t r i t t sie 
30 Tage nach Hinterlegung der 20. Ratifizierungsurkunde in 
Kraft, für die übr igen Staaten jeweils 30 Tage nach Hinterle­
gung der Ratifizierungsurkunde (Art. 27). Jeder Konventions­
staat kann sie mi t e in jähr iger Frist kündigen. Die Künd igung 
entbindet aber vor ihrer Wirksamkeit nicht von den eingegan­
genen Verpflichtungen; dies heißt auch, daß vor dem Inkrafttre­
ten der Künd igung aufgenommene Untersuchungen weiterge­
führt werden (Art.31). 

IV. Bedeutung der Konvention 
für die Bundesrepublik Deutschland 

Die Konvention bewirkt keinen zusätzl ichen Rechtsschutz, 
denn das Recht der Bundesrepublik Deutschland gewähr le i s te t 
bereits den darin vorgesehenen Schutz vor Folter und un­
menschlicher Behandlung (Ar t . l , 2 Abs.2, 104 Abs. l Satz2 des 
Grundgesetzes; Paragraph 136a der Strafprozeßordnung) . Fol­
terhandlungen sind nach dem deutschen Strafrecht als Körper­
verletzung (Paragraphen 223ff., 340 des Strafgesetzbuches), Nö­
tigung, Bedrohung (Paragraphen 240, 241 des Strafgesetzbu­
ches) bzw. andere Straftaten gegen die persönl iche Freiheit (Pa­
ragraphen 234ff. des Strafgesetzbuches) oder je nach den kon­
kreten U m s t ä n d e n auch nach anderen S t ra f t a tbes tänden straf­
bar. Das öffentliche Dienstrecht, die Strafverfolgungsbehörden 
und die u n a b h ä n g i g e n Gerichte, die die Straf- und Disziplinar­
gerichtsbarkeit ausüben , aber auch die ve rwal tungsmäßige 
Dienstauf sicht stellen sicher, daß Folter und unmenschliche Be­
handlung verhindert wi rd . Hinzuweisen ist insbesondere dar­
auf, daß über die Bedingungen der Untersuchungshaft und über 
Beschwerden von Strafgefangenen i m Strafvollzug die Strafge­
richte entscheiden. Das Strafvollzugsgesetz von 1976 regelt die 
Aufsicht über die Justizvollzugsanstalten bundeseinheitlich, es 
garantiert unter anderem die Gefängnisseelsorge und den un­
kontrollierten Briefverkehr der Gefangenen und Untersu­
chungshäf t l inge mi t den Volksvertretern und der Europä i schen 
Menschenrechtskommission und sieht die Bildung unabhäng i ­
ger Gefängnisbe i rä te vor, die sich um die Gefangenen küm­
mern. Die S t rafprozeßordnung gewähr le is te t jedem einer Straf­
tat Verdächt igen ausreichende Verteidigungsrechte und den 
Beistand eines Verteidigers, der auch Zutr i t t zu den Strafanstal­
ten hat. 

Auch die Ar t ike l 5 bis 9 der Konvention bereiten keine besonde­
ren rechtlichen Schwierigkeiten, da nach den Paragraphen 4ff. 
des Strafgesetzbuches für die hier in Betracht kommenden i m 
Ausland begangenen Straftaten die Zus tändigkei t unserer 
Strafgerichte beg ründe t und durch die bestehenden gesetzli­
chen und vertraglichen Bestimmungen des Auslieferungsrechts 
und der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen die Ver­
pflichtungen aus der Konvention abgedeckt sein dürften. 

Vor der Ausweisung und Auslieferung in einen Staat, in dem 
für einen Betroffenen die konkrete Gefahr besteht, gefoltert zu 
werden, schütz t neben den Vorschriften über Auslieferung und 
Rechtshilfe in Strafsachen und dem Grundgesetz auch Art.3 der 
E M R K und, falls politische Verfolgung damit verbunden ist, 
auch das Asylrecht. Amts- und Staatshaftungsrecht gewährlei­
sten En t schäd igungsansprüche . Für die Durchsetzung der in 
der Konvention enthaltenen Staatenverpflichtungen steht dem 
Betroffenen innerstaatlich gerichtlicher Rechtsschutz mi t ent­
sprechenden Verfahren zur Verfügung. 
Grundsä tz l ich entspricht unser innerstaatliches Recht den 
Staatenverpflichtungen der Konvention. Die Konvention be­
g ründe t keine Individualrechte. Sie m u ß vielmehr durch ent­
sprechende gesetzliche Regelungen ins innerstaatliche Recht 
transformiert werden. Gleichwohl ist sie von den zus tändigen 
innerstaatlichen Verwaltungen und den Gerichten bei der 
Rechtsanwendung mi t heranzuziehen. Nicht alle Bestimmun­
gen der Konvention sind für die Bedürfnisse unserer Rechts­
ordnung hinreichend präzise formuliert und geregelt. Es m u ß 
daher geprüft werden, inwieweit In t e rp re t a t ionse rk lä rungen 
oder Vorbehalte bei der Ratifizierung angezeigt und innerstaat­
liche Vorkehrungen rechtlicher und ve rwal tungsmäßiger A r t 
erforderlich sind, um Unklarheiten zu beseitigen und die ein-
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heitliche Anwendung der Konvention sicherzustellen. Da völ­
kerrechtliche Ver t räge anders als etwa bei den kontinentaleuro­
pä ischen Staaten nicht in allen Rechtsordnungen auch inner­
staatliche Rechtswirkungen entfalten, sind die mi t der Konven­
tion und ihrer Anwendung aufgeworfenen Probleme selbst un­
ter den Europaratsstaaten ganz verschieden 1 2. 
Hinsichtlich des in Art.21 und 22 vorgesehenen Staaten- und 
Individualbeschwerdeverfahrens ist zu berücksicht igen, daß 
sich die Bundesrepublik Deutschland bereits dem Beschwerde­
verfahren nach der E M R K unterworfen hat, das i m Gegensatz 
zu diesen Verfahren justizförmig, also auch für den betroffenen 
Individualbeschwerdeführer güns t iger ist. 

V. Costa-Rica-Entwurf 

Nachdem die Konvention nun von der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen beschlossen ist, w i rd auch zu prüfen 
sein, ob der Entwurf eines Fakultativprotokolls Aussicht auf 
Annahme hat und die Beratungen da rübe r aufgenommen wer­
den sollen. Dieser von der Internationalen Juristenkommission 
formulierte und vorgeschlagene Entwurf eines Fakultativproto­
kolls wurde 1980 von Costa Rica in die Verhandlungen der UN-
Menschenrechtskommission über die jetzt verabschiedete Kon­
vention gegen Folter eingebracht 1 3. Tatsächl ich handelt es sich 
dabei um Vorschläge einiger schweizerischer Persönl ichkei ten, 
die sich bereits seit 1970 für eine Konvention zum Schutz polit i­
scher Häftl inge eingesetzt hatten. Diese Vorstellungen, die sich 
an den in den Genfer Abkommen über die Behandlung von 
Kriegsgefangenen bzw. zum Schutz von Zivilpersonen i n 
Kriegszeiten von 1949 enthaltenen Kontrollbefugnissen des In­
ternationalen Roten Kreuzes und der Schu tzmächte orientie­
ren, m ü n d e t e n 1978 auf einer Tagung in St. Gallen in den Vor­
schlag ein, das Projekt einer Konvention zum Schutz politischer 
Häftl inge — dessen Prakt ikabi l i tä t das angesehene Henry-
Dunant-Institut i n Genf in einem Gutachten bezweifelt hatte — 
fallen zu lassen und statt dessen die beabsichtigte UN-Konven­
tion gegen Folter durch ein Fakultativprotokoll zu e rgänzen . 
Über diesen Entwurf eines Fakultativprotokolls hat die Men­
schenrechtskommission bisher noch nicht verhandelt, da dies 
die Verabschiedung der Konvention gegen Folter verzöger t 
hä t te . 

Der sogenannte Costa-Rica-Entwurf sieht vor, daß zusätzl ich zu 
dem in der Konvention gegen Folter vorgesehenen Ausschuß 
eine weitere Internationale Kommission eingesetzt wird . Diese 
soll die Befugnis haben, in den Staaten, die dem Protokoll bei­
treten, alle Orte und Einrichtungen, an denen sich Personen 
befinden, denen die Freiheit entzogen ist, zu visitieren und 
Berichte da rübe r vorzulegen. Diese Kommission soll aus 10, 
nach dem Bei t r i t t von 25 Staaten zu dem Protokoll aus 18 unab­
häng igen Mitgliedern bestehen, die von den Mitgliedstaaten des 
Fakultativprotokolls für eine Amtszeit von vier Jahren zu wäh­
len sind (Art.3-6). Durch diese Konstruktion wi rd erreicht, daß 
nur von solchen Staaten benannte Sachvers tändige diese Kon­
trollbefugnisse ausüben können, die selbst diese Visitationen 
auf ihrem Staatsgebiet zulassen. Darin liegt ein Unterschied zu 
den Kontrollmechanismen des IPbürgR und der Konvention 
gegen Folter, i n deren Ausschüssen auch Mitglieder aus Staa­
ten an der Behandlung von Individual- und Staatenbeschwer­
den und an dem Verfahren nach Art . 20 der Konvention gegen 
Folter gegenüber anderen Staaten beteiligt sind, die für sich 
solche Kontrollen grundsätz l ich als Einmischung in ihre inner­
staatlichen Verhäl tn isse ablehnen. 

Die Kommission soll jähr l ich zwei ordentliche sowie nach Be­
darf zusätzliche Sitzungen abhalten (Art. 7). Sie soll befugt sein, 
eine nicht n ä h e r begrenzte Zahl qualifizierter Personen aus den 
Mitgliedstaaten für eine Amtszeit von drei Jahren zu benennen, 
die als Beauftragte der Kommission die Visitationen in den 
Haftanstalten, Polizeistationen, Geheimdienst- und Militärein­
richtungen, psychiatrischen K r a n k e n h ä u s e r n und ähnl ichen In­

stitutionen, in denen Personen untergebracht oder inhaftiert 
sind oder vernommen werden, durchzuführen (Art. 9). 
Nach grundsätz l icher Information der Regierung eines Mi t ­
gliedstaates, daß Kontrollen auf seinem Staatsgebiet beabsich­
tigt sind, sollen die Kommission bzw. ihre Delegierten berech­
tigt sein, diese Visitationen unter allen U m s t ä n d e n und ohne 
jede Vorankünd igung von Ort und Zeit durchzuführen . Die 
Staaten sind verpflichtet, den Visiteuren alle für die wirksame 
Durchführung ihrer Aufgabe von diesen für erforderlich gehal­
tenen Erleichterungen zu gewähren , darunter Informationen 
übe r die Orte, i n denen Personen sich in Haft oder Zwangsau­
fenthalt befinden oder Vernehmungen stattfinden, zu geben 
und unkontrollierte Befragungen der Inhaftierten und Kontakt­
aufnahmen mi t den Angehör igen, Anwäl ten und ähnl ichen Per­
sonen zuzulassen. Über die Visitationen sind Berichte an die 
Kommission zu erstatten, die sodann vertrauliche Verhandlun­
gen über Empfehlungen über die Haftsituation mi t dem betrof­
fenen Staat aufnehmen kann. Die Kommission soll die Ergeb­
nisse ihrer Untersuchungen und ihre Empfehlungen mi t Zu­
stimmung des betroffenen Staates veröffentlichen. Bestehen 
Meinungsunterschiede zwischen der Kommission und dem be­
treffenden Staat, so soll die Kommission nach eigenem Ermes­
sen auch ohne dessen Zustimmung ihren Untersuchungsbericht 
nebst Empfehlungen ganz oder teilweise veröffentl ichen kön­
nen. Außerdem soll sie jähr l ich einen allgemeinen Bericht an 
die UN-Generalversammlung erstatten, der veröffentl icht w i r d 
(Art. 8 ff.). 
Das Fakultativprotokoll sieht a u ß e r d e m die Ernennung eines 
eigenen Gene ra l s ek re t ä r s mi t Assistenten sowie die Einrich­
tung eines Sekretariats mi t dem erforderlichen Administra­
tionspersonal vor. Der G e n e r a l s e k r e t ä r ist für die Organisation 
der Visitationen und die Verwaltungsarbeit zuständig. Außer­
dem soll er Informationen über Häftl inge und ihre Lage sam­
meln und von allen zur Verfügung stehenden Quellen entgegen­
nehmen und in Dringlichkeitsfäl len i m Einvernehmen mi t dem 
Vorsitzenden der Kommission eine besondere Mission in einen 
Staat organisieren (Art. 12). Diese außerordent l iche Visitation 
soll die gleichen Kompetenzen haben wie die ordentliche. Die 
Kosten des Gene ra l sek re t ä r s , der Kommission und der Dele­
gierten sollen von den Vertragsstaaten getragen werden. 
Über das Verhäl tn is der Kommission, ihrer Delegierten und 
ihres Gene ra l s ek re t ä r s zu dem Ausschuß nach der Konvention 
gegen Folter und die Abgrenzung ihrer Befugnisse sagt der Ent­
wurf des Fakultativprotokolls nichts aus. Daß Überschneidun­
gen zwischen den Verfahren nach der Konvention gegen Folter 
(Staaten- und Individualbeschwerden und Untersuchungen 
nach Ar t . 20) mi t dem Visitationsverfahren und vor allem den 
Kompetenzen bei der Prüfung und gegebenenfalls Veröffentli­
chung der Berichte vorprogrammiert sind, liegt auf der Hand. 
Hinzu kommen die Konkurrenzen zu den Verfahren nach dem 
IPbürgR, dem Übere inkommen gegen Rassendiskriminierung 
und der E M R K bzw. A M R K . Auch fragt sich, ob der sehr auf­
wendige Kontrollapparat des vorgeschlagenen Fakultativproto­
kolls i m Hinblick auf die bestehenden Menschenrechtsschutz-
institutionen und den in der Konvention gegen Folter vorgese­
henen tatsächl ich erforderlich ist. 

Die Initianten des Fakultativprotokolls haben ihr Projekt, nach­
dem sie Zweifel an seiner Annahme auf der Ebene der Weltor­
ganisation in der nächs t en Zukunft hatten, dem Europarat zur 
Verwirklichung vorgeschlagen 1 4. Sie meinen, daß eine solche 
vorbeugende Kontrolle i m Hinblick auf Vorwürfe, die über Fol­
terpraktiken in der Vergangenheit gegen die Türkei , Griechen­
land, Großbr i tann ien (Nordirland), Italien, Portugal und Spa­
nien erhoben worden sind, auch für freiheitlich-demokratische 
Staaten Europas sinnvoll sei und vor allem als europäisches 
Vorbild spä te r leichter vom Rest der Welt auf UN-Ebene über­
nommen würde . Auf Vorschlag ihres Rechtsausschusses hat die 
Parlamentarische Versammlung des Europarates am 28. Sep­
tember 1983 in der Empfehlung 971(1983) »über den Schutz von 
Häftl ingen vor Folter und anderer grausamer, unmenschlicher 
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oder erniedrigender Behandlung oder Strafe« dem Ministerko­
mitee die Annahme einer solchen Europä ischen Konvention 
gegen Folter empfohlen. Die Notwendigkeit einer solchen Kon­
vention für die Europaratsstaaten — übr igens insbesondere 
auch für die Bundesrepublik — wi rd mi t den durch Sicherheits­
m a ß n a h m e n ve ran laß ten Haftbedingungen von Häft l ingen be­
gründet , die wegen terroristischer Taten verurteilt oder in Un­
tersuchungshaft genommen worden sind. Der dieser Empfeh­
lung beigefügte Konventionsentwurf weicht in einigen Punkten 
von dem Costa-Rica-Entwurf ab. 
Zunächs t fällt auf, daß die in dieser Konvention vorgesehene 
und von der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
auf Vorschlag der Mitgliedstaaten zu wäh lende Kommission 
nur aus fünf u n a b h ä n g i g e n Mitgliedern von hohem Ansehen 
bestehen soll. Diese dürfte kaum in der Lage sein, in allen Euro­
paratsstaaten — unterstellt, alle 21 ratifizierten diese Konven­
tion — eine vorbeugende Kontrolle effizient auszuüben . Die 
hauptsächl iche Vis i ta t ionstä t igkei t dürfte daher den von dieser 
Kommission zu berufenden Delegierten zufallen, über deren 
Zahl, Qualifikation und Auswahl der Entwurf aber keinerlei 
Aussagen enthäl t . Der Costa-Rica-Entwurf sieht demgegenübe r 
wenigstens noch vor, daß sie qualifiziert sein, den Mitgliedstaa­
ten angehören und aus einer Liste entnommen werden müssen , 
die den Staaten bekanntgegeben wird , und daß ein Staat i m 
Einzelfall einen Delegierten für Visitationen auf seinem Gebiet 
auch ablehnen kann. Vernünft ig ist sicher, daß der europä ische 
Parallelentwurf den aufwendigen bürokra t i schen Apparat des 
Costa-Rica-Entwurfs zumindest nicht ausdrückl ich übe rn immt . 
Vielmehr soll der Gene ra l s ek re t ä r die notwendigen Sekreta­
riatsdienste zur Verfügung stellen und einen Sekre tä r berufen. 
Da die Kommission bzw. ihre Delegierten aoer die Aufgabe 
haben, bei ihren Visitationen festzustellen, ob Ar t . 3 der E M R K 
(Verbot von Folter und unmenschlicher Behandlung) eingehal­
ten wird , und überd ies Überschne idungen mi t dem Individual-
und Staatenbeschwerdeverfahren vor der Europä ischen Kom­
mission und dem Europä ischen Gerichtshof für Menschenrech­
te, die letztlich für die Anwendung der Europä ischen Menschen­
rechtskonvention zus tändig sind, auf der Hand liegen, stellt sich 
hier das Problem von Kompetenzkonflikten besonders dring­
lich, zumal in dem Bericht des Politischen Ausschusses der Par­
lamentarischen Versammlung 1 5 die Entwicklung einer eigenen 
Rechtsprechung zum Art . 3 der E M R K durch die vorgesehene 
Kommission gefordert wird . Auch w ä r e es kaum mi t der Unab­
hängigkei t der Europä i schen Kommission und des Gerichtshofs 
für Menschenrechte vereinbar, wenn auf ihre Verfahren und 
Entscheidungen und ihre Auslegungskompetenz von einer an­
deren europä i schen Institution oder vom Generalsekretariat 
(das dem Ministerkomitee des Europarats, also letztlich den 
Mitgliedstaaten, unterstellt ist) Einfluß genommen werden 
könnte . Die Auffassung, daß die beiden Verfahren sich nicht 
überschne iden , wei l die in dem Entwurf vorgesehene Kommis­
sion vorbeugend tät ig würde , das Verfahren nach der E M R K 
aber erst nach Erschöpfung des innerstaatlichen Rechtsweges 
zum Zuge komme, t r i f f t in dieser Form nicht zu. Denn auch 
nach dem Kontrollverfahren nach der E M R K sind vorläufige 
M a ß n a h m e n mögl ich 1 6 . Auße rdem kann die Europäische Men­
schenrechtskommission sofort tä t ig werden, wenn der inner­
staatliche Rechtsweg keinen wirksamen Rechtsschutz bietet. 
Ähnlich wie der Costa-Rica-Entwurf schweigt auch dieser Kon­
ventionsentwurf darüber , i n welchem Verhäl tn is die Tät igkei t 
und Kompetenzen der Kommission und ihrer Delegierten bei 
ihren Visitationen auf dem Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten 
und ihren Berichten und Empfehlungen zu den Zus tändigke i ten 
der nationalen ver fassungsmäßigen Organe und Institutionen 
stehen — beispielsweise, wenn die Kommission gegen Folter 
sich mi t Fäl len befaßt, die i m Rahmen eines Haftprüfungs-, 
Straf- oder Disziplinarverfahrens vor nationalen Gerichten oder 
als Verfassungsbeschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht 
anhäng ig oder Gegenstand eines parlamentarischen Untersu­
chungsausschusses sind. Da weder der Europarat noch die Ver-

DIE PERSÖNLICHE MEINUNG 

DIE UNESCO 
nach dem Auszug Washingtons 
Der Rückzug der Vereinigten Staaten aus der Verantwortung für 
die Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissen­
schaft und Kultur und der Wegfall des US-Beitrags wirkt — weit 
mehr als der Austritt aus der Internationalen Arbeitsorganisa­
tion vor einigen Jahren — als Signal in mehrere Richtungen: 
> auf das UN-System nach der Devise >Von uns wird nicht 

ernährt, wer unser Lied nicht singt<; 
> auf die Intellektuellen, denen demonstriert wird, wie neben­

sächlich Kultur für eine an Militärmacht und Wirtschaftsinte­
ressen orientierte Großmachtpolitik ist; 

> auf die Dritte Welt, vor allem auf das von der Reagan-Admi­
nistration wenig geliebte Afrika, das den Generaldirektor 
der UNESCO stellt. 

Die Afrikaner werden sich von dem kurzen Prozeß getroffen füh­
len, der dem Generaldirektor keine Chance ließ, das Gesicht zu 
wahren. Amadou Mahtar M'Bow versucht nun, es den USA heim­
zuzahlen — womit er womöglich die Chance verpaßt, mit kräfti­
gen Reformen doch noch zum Retter einer bescheideneren, 
aber stabileren UNESCO zu werden. 
Den Verbündeten Washingtons wird deutlich, daß sich die jahre­
lange Vernachlässigung der Aufsichtspflicht nun rächt: Nicht 
gemachte Politik wird wieder einmal teuer. So ist die Bundesre­
publik Deutschland jetzt drittgrößter Beitragszahler nach der 
Sowjetunion und Japan und spürt damit die Last einer uner­
wünschten zusätzlichen Verantwortung, die sie schleunigst eu­
ropäisieren möchte. 
Der Auszug aus der UNESCO soll Stärke der Vereinigten Staa­
ten demonstrieren. Er ist aber eher ein weiteres Glied in der 
Kette von Belegen für eine Flucht aus der Weltverantwortung 
und für die Konzentration auf handfeste nationale Interessen. 
Die Ohne-mich-Pose verbirgt in Wahrheit Führungsschwäche, 
wie sie sich schon in der Verweigerung Washingtons auf den 
ökonomischen Feldern des Nord-Süd-Konflikts ausdrückte. 
Militärische Stärke kann bestenfalls den Status quo der ande­
ren Supermacht gegenüber wahren, verbessert aber nichts in 
den Krisen der Gegenwart, vermehrt wirtschaftliches Ungleich­
gewicht und stärkt die Illusion kultureller Überlegenheit. Rang 
und Einfluß der Zivilisationen aber verändern sich auf Feldern, 
zu denen auch die Arbeit der UNESCO Zugang schafft. 
Wir Deutschen sind jedenfalls darauf angewiesen, uns dort wei­
terhin nützlich, hilfreich, umgänglich und einfallsreich zu be­
haupten. Das militärische Bündnis und die (derzeit glänzenden) 
Geschäfte auf dem unsicheren Gebiet der Exportchancen al­
leine sichern uns noch nicht auf lange Sicht. Außerdem haben 
wir eine Dankesschuld abzutragen. Die UNESCO hat uns als 
eine der ersten internationalen Organisationen nach dem Zu­
sammenbruch der Naziherrschaft zur Mitarbeit eingeladen und 
uns aus langjähriger geistiger Isolierung herausgeholfen. 

Das Wissen um die Bedeutung des im Juli 1951 erfolgten Bei­
tritts scheint freilich längst verschüttet, nicht zuletzt bei der 
>seriösen< Presse, die über die Krise mit derart schadenfroher 
Genüßlichkeit schreibt, als hätte sie über etwas den hausge­
machten politischen Skandalen Gleichrangiges zu berichten. 
Verloren geht darüber unser vitales Interesse an einer lebendi­
gen UNESCO. 
Doch wir brauchen eine Begegnungsstätte der Kulturen, der 
Wissenschaft und auch der politischen Sorgen möglichst aller 
Völker und Kulturen. Den Vereinigten Staaten muß die Türe 
offen gehalten werden. Der Generaldirektor muß bis zum Ende 
seiner Amtszeit sicher sein, daß wir ihm mit kritischer Solidari­
tät — und unter Aufrechterhaltung des Reformdrucks — zur 
Seite stehen und ihm zu Erfolgserlebnissen verhelfen, die ihm 
auch in seinem eigenen politischen und kulturellen >Hinterland< 
Selbstbewußtsein sichern, die nötige Gelassenheit für Refor­
men und die Überwindung von Ressentiments gegenüber Ab­
trünnigen. 
Wir dürfen nicht nur aufzählen, was wir beanstanden, sondern 
müssen deutlich machen, welche UNESCO wir wollen. Mit 
Rechnungshofperspektiven ist das nicht getan, auch nicht mit 
dem Bestehen auf >Ausgewogenheit^ Eine langweilige Weltkul­
turorganisation wäre so unnütz wie eine lammfromme, die im 
Schlepptau irgendeiner Macht oder Gruppe hinge. 

Winfried Boll • 
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einten Nationen supranationale Institutionen sind, auf die die 
Vertragstaaten Hoheitsrechte übe r t r agen haben, ist es schon 
rechtlich nicht möglich, derartige Fragen der Regelung durch 
die jeweilige Kommission in ihrer Geschäf t sordnung zu über­
lassen. Denn darauf würde dies letztlich hinauslaufen, wenn 
man den beiden Entwürfen folgen würde . Während sowohl der 
Costa-Rica-Entwurf wie der europä ische Entwurf eine Bestim­
mung enthalten, nach der die Kommission keine Besuche an 
Orten vornehmen darf, die von einer Schutzmacht oder vom 
Roten Kreuz nach den Genfer Konventinen von 1949 und ihren 
Zusatzprotokollen von 1977 kontrolliert werden, verwundert es, 
daß insbesondere der europäische Entwurf keine Parallelbe­
stimmung enthäl t , die die vorrangige Zus tändigkei t der Euro­
pä i schen Kommission und des Europä ischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte garantiert. 
Sowohl der Costa-Rica-Entwurf wie der von der Parlamentari­
schen Versammlung vorgeschlagene Entwurf einer Europäi­
schen Konvention gegen Folter bedürfen daher, wenn man dem 
darin enthaltenen Konzept folgt, einer Überarbe i tung . Auf euro­
päischer Ebene könn te als Alternative aber auch ein Zusatzpro­
tokoll zur Europä i schen Menschenrechtskonvention i n Be­
tracht kommen, welches die vorläufigen Befugnisse, die in den 
Verfahrensordnungen der Europä ischen Kommission und des 
Gerichtshofs für Menschenrechte enthalten sind, ausbaut und 
diesen zusätzl iche Befugnisse i m Sinne des Konventionsent­
wurfs über t räg t . Auf diese Weise könn ten am einfachsten Kom­
petenzkonflikte und ein neuer aufwendiger Apparat vermieden, 
gleichzeitig aber die große Erfahrung dieser Organe genutzt 
werden. Es sollte nicht übe r sehen werden, daß es gerade die 
Rechtsprechung von Kommission und Gerichtshof war, die in 
einigen Europaratsstaaten weitreichende Reformen i m Gefäng­
niswesen, bei den Haftvoraussetzungen und -bedingungen, der 
Garantie gerichtlicher Kontrollen bei der Unterbringung in 
psychiatrischen Anstalten und i m Mil i tärdisz ipl inarverfahren 
ausgelöst hat. 
Der von der Parlamentarischen Versammlung vorgeschlagene 
Entwurf einer Europä ischen Konvention gegen Folter wurde 
vom Ministerkomitee des Europarats dessen Lenkungsaus­
schuß für Menschenrechte zur Beratung und gegebenenfalls 
zur Ausarbeitung einer Europä ischen Konvention gegen Folter 
oder eines anderen Instruments überwiesen . Dieser w i r d in 
absehbarer Zeit voraussichtlich ein Vertragsinstrument vorle­
gen, das nach seiner Annahme durch das Ministerkomitee der 
Ratifizierung durch die einzelnen Europaratsstaaten bedarf; 
denn auch i m Rahmen des Europarats kann eine solche vorbeu­
gende Kontrolle nur auf dem Gebiet der Staaten durchgeführ t 
werden, die sie ausdrückl ich durch Ratifizierung einer entspre­
chenden Konvention für sich zulassen. 

VI. Ausblick 

Entscheidend für die Wirkung der nun von den Vereinten Natio­

nen zur Unterzeichnung aufgelegten Konvention gegen Folter 
ist, daß sie gerade von den Staaten ratifiziert wird , deren 
Rechtsordnung und Rechtspraxis den Bestimmungen der Kon­
vention noch nicht entsprechen, und daß diese Staaten sie zum 
Anlaß für entsprechende innerstaatliche Reformen nehmen. 
Dagegen w ä r e der Beitrag zur Zurückdrängung der Folter nur 
gering, wenn i m wesentlichen nur die Staaten sie ratifizieren 
und ta tsächl ich auch einhalten, die — wie die freiheitlichen 
Demokratien der westlichen Welt — Folter in ihrem Hoheitsbe­
reich ohnehin nicht dulden und mi t der Ratifizierung der Kon­
vention nur einen bereits bestehenden Rechtszustand erneut 
bes tä t igen. 
Dennoch ist es, insbesondere i m Hinblick auf das in Art.20 ent­
haltene Kontrollverfahren, auch nicht gerechtfertigt, den mi t 
dieser Konvention auf Weltebene erreichten Fortschritt mi t 
dem Hinweis in Zweifel zu ziehen, daß die Konvention nicht 
bereits die in dem Costa-Rica-Entwurf vorgesehene vorbeu­
gende Kontrol lmöglichkei t enthalte. Ob derartige nichtange-
meldete Visitationen in dem hier in Frage stehenden Umfang 
ta tsächl ich die Erwartungen erfüllen und Folter, wo sie von 
Staats wegen praktiziert oder geduldet wird , beseitigen kann, 
bedarf noch des Beweises. Ohne die Mi twi rkung der Regierung 
und der übr igen Verfassungsorgane eines Staates sind weder 
wirksame Kontrollen noch die Ausrottung der Folter möglich. 
Letztlich h ä n g t daher, wie schon in V N 3/1984 ausge füh r t 1 7 , die 
Bekämpfung der Folter vom Funktionieren innerstaatlicher 
Kontrollen durch die dazu berufenen Verfassungsorgane und 
von der Wachsamkeit und Mi twi rkung der Bevölkerung und der 
relevanten gesellschaftlichen Gruppen eines Staates ab. 
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UNESCO: Krise als Dauerzustand? 
Ablehnung und Vorbehalte in der Geschichte dieser Sonderorganisation und ihrer Vorläuferin 

»Da Kriege in den Herzen der Menschen 
entstehen, müssen auch die Bollwerke 

des Friedens in den Herzen der Menschen 
errichtet werden.« 

(Aus der Präambel zur Satzung der UNESCO) 

Die UNESCO w i r d in der letzten Zeit meist nur noch Unesco 
geschrieben. Selbst in der Zentrale der UN-Sonderorganisation 
in Paris ist dies üblich geworden. Die Schreibweise scheint zu 
dem etwas beschädig ten Ansehen symbolisch zu passen. Denn 
von vielen Seiten w i r d die Bedeutung dieser Einrichtung heute 

KURT DÜWELL 

angezweifelt. Es ist fast Mode geworden und gil t als schick, der 
Sonderorganisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis­
senschaft und Kul tur mangelnde Effektivität, fehlende Spar­
samkeit, Leichtfertigkeit bei der Aufstellung neuer Programme 
und ähnl iche Schwächen vorzuwerfen — obwohl die UNESCO 
sich in diesen Punkten eigentlich kaum von den Defiziten ande­
rer internationaler Organisationen (keineswegs nur derer des 
Systems der Vereinten Nationen) unterscheidet. Ja, wenn man 
berücksicht igt , daß in der heutigen Zeit hoher Personalkosten 
gerade der kulturelle Bereich überal l vor besonderen finanziel-
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len Schwierigkeiten steht, so erscheint von vornherein ein er­
heblicher Teil der Kr i t i k , die gegenwär t ig besonders von den 
Amerikanern und Briten an der UNESCO geübt wird , eher rela­
tiv. I n anderen Punkten, vor allem bei den Streitigkeiten über 
die von der UNESCO entworfene neue >Weltkommunikations-
ordnung<, ist die K r i t i k wohl schon eher berechtigt, aber auch 
hier hilft eine allgemeine Polemik kaum weiter, wenn sie nur 
auße rha lb und nicht innerhalb der für die Diskussion solcher 
Gegensä tze geschaffenen UNESCO-Organe geführt wird . 

Schwierigkeiten schon im Völkerbund 

Als kurz vor Ende des Zweiten Weltkriegs am 25.April 1945 die 
Vertreter von 50 Nationen i m Opernhaus von San Franzisko zur 
Ausarbeitung der Charta der Vereinten Nationen zusammenka­
men, die dann am 26. Juni 1945 verabschiedet wurde, war das 
ein neuer Versuch, eine weltumspannende internationale Staa­
tenorganisation zu schaffen. Die UNO verstand sich als (glückli­
chere) Fortsetzung des Völkerbunds der zwanziger und dreißi­
ger Jahre, und wie es auch i m Rahmen des Völkerbunds 1921 
zur G r ü n d u n g einer Kommission für internationale geistige Zu­
sammenarbeit gekommen war, so wurde 25 Jahre später , am 
4. November 1946, auch i m Rahmen der UNO von 20 Signatar­
staaten ein >Erziehungs- und Kulturrat<, eben die UNESCO, ins 
Leben gerufen. Sie nahm wieder in Paris ihren Sitz, wo Frank­
reich 1925 schon der Völkerbundkommiss ion ein damals relativ 
gut dotiertes Insti tut für intellektuelle Zusammenarbeit zur 
Verfügung gestellt hatte. 
Ziel dieser Organisation der Vereinten Nationen für Erzie­
hung, Wissenschaft und Kultur< sollte es sein, 

»durch Förderung der Zusammenarbeit zwischen den Völkern auf den 
Gebieten der Erziehung, Wissenschaft und Kultur zur Wahrung des Frie­
dens und der Sicherheit beizutragen, um in der ganzen Welt die Achtung 
vor Recht und Gerechtigkeit, vor den Menschenrechten und Grundfrei­
heiten zu stärken, die den Völkern der Welt ohne Unterschied der Rasse, 
des Geschlechts, der Sprache oder Religion durch die Charta der Verein­
ten Nationen bestätigt worden sind«. 
Ähnlich weitgesteckte Ziele hatte sich schon die 1921 gegrün­
dete >Völkerbundkommission für geistige Zusammenarbe i t« ge­
setzt, die unter der Leitung des französischen Philosophen 
Henri Bergson mi t sehr viel Elan an ihre Aufgabe gegangen 
war. Der Kommission, die sich i m Gegensatz zum heutigen Exe­
kutivrat der UNESCO nicht aus Regierungsvertretern, sondern 
aus in persönl icher Eigenschaft kooptierten Mitgliedern zusam­
mensetzte, gehör t en zum Beispiel Marie Curie, Albert Einstein, 
der angesehene britische Altphilologe Guilbert Murray und der 
französische Mathematiker und einflußreiche Politiker Paul 
Painleve an. Auf diese Weise waren in der Völkerbundkommis­
sion für geistige Zusammenarbeit seit der zweiten Hälfte der 
zwanziger Jahre Vertreter aus 14 Nationen versammelt, die 
man aber nicht als von den Regierungen entsandte Vertreter 
betrachten konnte. Sie stellten eine geistige Elite dar, und die 
Anregungen, die von ihnen bzw. als Resultat ihrer persönl ichen 
Wissenschaftsbeziehungen an die Völkerbundkommiss ion her­
angetragen wurden, übers t i egen zum Teil die Möglichkei ten der 
Organisation. 
Hier tauchte erstmals ein Problem auf, das seither immer wie­
der die Arbeit der Völkerbundkommiss ion bzw. des Instituts für 
internationale geistige Zusammenarbeit und spä te r auch der 
UNESCO erschwert hat: das Problem, sich auf begrenzte und 
realisierbare Vorhaben kultureller und w'ssenschaftlicher Zu­
sammenarbeit zu besch ränken . Dafür sprachen schon i m Völ­
kerbund nicht nur die begrenzten finanziellen Mit te l , sondern 
auch der politische Wille einiger Mächte des Völkerbundra tes . 
Manche der heutigen Schwierigkeiten der UNESCO nehmen 
sich fast wie eine Wiederkehr der schon in den zwanziger Jah­
ren, wenn auch unter anderen Gesamtbedingungen, i m Rah­
men des Völkerbunds aufgetretenen Probleme aus. Neben den 
Amerikanern, die damals dem Völkerbund zwar nicht angehör­
ten, aber in seiner Kommission für geistige Zusammenarbeit 
mitwirkten, waren es vor allem die Engländer , die i m Gegensatz 
zu Frankreich eher für eine Begrenzung als für eine Auswei­

tung der Aufgaben des Völkerbunds eintraten. Über diese Situa­
tion, wie sie sich damals außer in der Kommission für geistige 
Zusammenarbeit auch in der Medizinal- und Hygieneorganisa­
tion des Völkerbunds bemerkbar machte, notierte i m Dezember 
1926 der Wissenschaftsreferent in der Kulturabteilung des deut­
schen Auswär t igen Amts Otto Soehring: 
»Daß hier die internationalen Bäume bei aller Rührigkeit und Initiative 
nicht in den Himmel wachsen, besonders nicht auf Kosten der nationa­
len Arbeit, dafür ist durch die Finanzlage und durch die kritische Ein­
stellung mancher führender Bundesglieder — namentlich Englands — 
gegen eine Kompetenzerweiterung des Völkerbundes gerade auf diesem 
Gebiet hinlänglich gesorgt.« 1 

Soehring, der der geistigen Völkerbundsarbe i t aufgeschlossen 
gegenübers tand , hatte bereits 1926 erkannt, 
»daß an diese Völkerbundsstellen eine Unzahl von Projekten herange­
tragen wird, die der Rührigkeit und dem Ideenreichtum ihrer Urheber 
und unserer Zeit alle Ehre machen, deren Durchführung aber teils völlig 
unmöglich, teils in absehbarer Zeit wenigstens ganz ausgeschlossen sein 
wird . . .« 
Diese n ü c h t e r n e Einschä tzung ließe sich auf die heutige Situa­
tion der UNESCO, der Nachfolgerin der Völkerbundkommiss ion 
von 1921 und des Pariser Instituts für internationale geistige 
Zusammenarbeit von 1925, zum Teil ebenfalls applizieren. Die 
Gefahren ä h n e l n durchaus in mancher Hinsicht den 60 Jahre 
zuvor gesehenen Risiken. Schon Soehring hatte registriert, daß 
es in der Völkerbundkommiss ion für internationale geistige Zu­
sammenarbeit darauf ankommen müsse , »die Schematisierung 
und Mechanisierung der geistigen Dinge etwa nach dem Mu­
ster mancher politischer oder wirtschaftspolitischer Arbeitsme­
thoden« unter allen U m s t ä n d e n zu vermeiden. Er hatte vor der 
Gefahr gewarnt, daß »eine allzu gut funktionierende Bürokra­
tie« sich in den Fragen der geistigen Völkerbundsarbe i t eine 
Eigengesetzlichkeit zulegen und den Strom des geistigen Le­
bens »in nach Schemen und Normalien konstruierte Kanäle« 
leiten könnte . Soehring, der damals vor Bürokra t i s ie rungs ten-
denzen warnte, empfahl für die deutsche Mitarbeit i n der Völ­
kerbundkommission darauf zu achten, 
»daß keine uferlosen Pläne in Angriff genommen werden, daß eine Ein-
spannung des Geistes in Normen und Schemen unterbleibt, kurz, daß der 
Völkerbund sich nur da wissenschaftsfördernd betätigt, wo er eine Kom­
petenz dazu hat und wo wirklich eine Notwendigkeit vorliegt«. 
Das grundsä tz l iche Strukturproblem einer ins Riesenhafte 
wachsenden internationalen Kulturorganisation, die einer bl in­
den Eigendynamik verfallen könnte , wurde hier bereits gese­
hen. Aber kann man diese 60 Jahre alten Einsichten auf die 
heutige Situation der UNESCO beziehen? 

Die Haltung der Vereinigten Staaten damals und heute 

Es läßt sich nicht leugnen, daß viele der Gründe , die kürzl ich 
von den Vereinigten Staaten bei ihrem Austr i t t aus der 
UNESCO geltend gemacht worden sind, auf der Linie der obi­
gen Bedenken liegen. Und die genannten strukturellen Schwie­
rigkeiten einer internationalen geistigen Zusammenarbeit sind 
allein schon durch den Umfang der heutigen UNESCO, die über 
den Rahmen der f rüheren Völkerbundkommiss ion weit hinaus­
gewachsen ist, größer geworden: Lag bereits bei der G r ü n d u n g 
der UNESCO die Zahl der Mitglieder (44) doppelt so hoch wie 
die Vertreterziffer der f rüheren Völkerbundkommiss ion , so hat 
sich selbst diese Mitgliederzahl der UNESCO bis 1984 nochmals 
fast um das Vierfache (auf 161) erhöht . 
Für die Gründungsvä te r der UNO wie auch der UNESCO, unter 
denen die Staaten der westlichen Welt anfangs in der Mehrheit 
waren, hat sich besonders durch das Hinzutreten der Lände r 
der Dri t ten Welt seit etwa 1960 eine grundlegend andere Situa­
tion ergeben. Zwar ist damit die UNESCO — gegenüber der 
alten Völkerbundkommiss ion für geistige Zusammenarbeit — 
zu einer wi rk l i ch rep räsen ta t iven Globaleinrichtung i m Bi l -
dungs-, Wissenschafts- und kulturellen Leben der Welt gewor­
den; aber diese Universalinstitution besteht doch aus politisch, 
wirtschaftlich und geistig sehr heterogenen Elementen. Beson­
ders für die Vereinigten Staaten als Macht, die unter u r sp rüng­
lich ganz anderen Rahmenbedingungen die UNESCO mitbe-
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Die bisherigen Generaldirektoren der UNESCO (v. 1. n. r.) waren von 1946—48 der Brite Sir Julian S. Huxley (1887-1975), von 1948-52 der Mexikaner Jaime Torres 
Bodet (1902-1974), von 1953-58 der US-Amerikaner Luther Harris Evans (1902-1982), von 1958-61 der Italiener Vittorino Veronese (geb. 1910) und von 1961-74 der 
Franzose Rene Maheu (1905-1975). Seit 1974 amtiert der Senegalese Amadou Mahtar M'Bow (geb. 1921). 

gründe t hat (aber auch für die westlichen Staaten überhaupt ) , 
ist die Lage in dieser >Sonderorganisation< in der Tat eine 
ganz >besondere< geworden: die 124 Entwick lungs länder der 
UNESCO stellen rund 71 Prozent der Wel tbevölkerung dar! 
I m Unterschied zur Situation in der Zeit des Völkerbunds, als 
die USA nicht Mitglied jener Weltorganisation waren, gehör ten 
sie nach dem Zweiten Weltkrieg von Beginn der Gründungs ­
phase 1945/46 den Vereinten Nationen und der UNESCO voll 
an, ja sie waren in der UNESCO allein schon durch ihre politi­
sche S t ä rke und durch den Umfang der amerikanischen Hilfs­
mittel eine tragende Kraft. Als sich i n den fünfziger Jahren der 
Haushalt der UNESCO noch erst i n einer Größenordnung zwi­
schen 9 und 29 M i l l Dollar bewegte, stellten die vor allem von 
amerikanischer Seite gegebenen freiwilligen Sonderbe i t räge 
eine Hilfe von großer Bedeutung dar. Vandenbosch und Hogan 
berichteten schon für diese Jahre: 

»Staatliche Stellen, insbesondere amerikanische, spendeten Beiträge im 
Wert von einigen Millionen Dollar in Form von Unterrichtsbehelfen, 
Büchern und Stipendien und stellten beratende Sachverständigen-Aus­
schüsse zur Verfügung.«2 

Erst diese Unte r s tü tzung machte die UNESCO zu dem, was sie 
dann geworden ist. War die Einrichtung für geistige Zusammen­
arbeit des Völkerbunds i m Rahmen der alten Völkerliga nur 
erst ein technisches Nebenorgan< der Bundesversammlung ge­
wesen (während damals zum Beispiel schon die Internationale 
Arbeitsorganisation in Genf eine der Bundesversammlung b e i ­
geordnete autonome Organisation darstellte), so erhielt die 
UNESCO 1946 — wie ILO, FAO und WHO — den Status einer 
Sonderorganisation i m Sinne des Artikels 57 der Charta der 
Vereinten Nationen. Diese gegenüber der alten Völkerbund­
kommission gehobene Bedeutung der UNESCO ging nicht nur 
aus dem Ar t ike l 1 der UN-Charta hervor, der eine Zusammenar­
beit bei der Lösung sozialer, kultureller und h u m a n i t ä r e r Auf­
gaben vorsah, sondern auch aus dem Ar t ike l 55, i n dem unter 
anderem eine » in terna t ionale Zusammenarbeit auf den Ge­
bieten der Kul tur und der Erz iehung« ausdrückl ich gefordert 
wurde. 
Daß die UNESCO die hier liegenden Möglichkei ten einer auto­
nomen Stellung wirk l ich nutzen konnte, war nicht zuletzt der 
starken amerikanischen F inanzun te r s tü t zung in den fünfziger 
und sechziger Jahren zu verdanken. Was nach dem Ersten Welt­
krieg in der Völkerbundkommiss ion und dem Pariser Institut 
für internationale geistige Zusammenarbeit unter der Leitung 
Bergsons und Luchaires erst i n kleinerem Umfang begonnen 
hatte, konnte so nach 1945 unter den UNESCO-Generaldirekto-
ren Julian Huxley (1946-48), Jaime T. Bodet (1948-52), Luther H. 
Evans (1953-58), Vittorino Veronese (1958-61) und Rene Maheu 
(1961-74) in g rößerem Umfang fortgesetzt werden. Aber der 

Schein einer linearen Entwicklung täuscht . Betrachtet man die 
Ziele und Arbeitsmethoden der UNESCO in den letzten dreißig 
Jahren, so hatte sich nur auf den ersten Blick bis 1974 nicht viel 
veränder t . 
Zwar gilt, was der amerikanische Gene ra l sek re t ä r Evans 1955 
über die Ziele der UNESCO gesagt hat, noch heute: 
»Das in den Statuten der UNESCO festgelegte Ziel ist es, zum Frieden 
und zur Sicherheit durch Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 
Nationen der Welt auf den Gebieten der Erziehung, der Wissenschaft 
und der Kultur beizutragen. Sie bemüht sich um die Hebung der Ach­
tung vor der Gerechtigkeit, vor der Herrschaft des Gesetzes sowie vor 
den Menschenrechten und grundlegenden Freiheiten, die für die Völker 
der Welt ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechtes, der Sprache 
oder der Religion von der Charta der VN neu bestätigt wurden.« 3 

Und auf diese Ziele waren auch die praktischen und wissen­
schaftlichen Programme der UNESCO in all den Jahren gerich­
tet. Aber ihre Zahl hatte sich gewaltig vermehrt und zum Tei l 
allein schon durch Quan t i t ä t und damit verbundene Probleme 
eine neue Qual i tä t angenommen: 
— die weltweite Verbesserung des Elementarunterrichts (einschließlich 

der Programme zur Beschaffung und Revision von Lehrbüchern), 
— Maßnahmen zur Alphabetisierung der Dritten Welt (>World Literacy 

Programme^ und Errichtung von Ausbildungszentren und Muster­
projekten (zum Beispiel Marbial-Tal auf Haiti, wo die kreolische 
Sprache überhaupt erst aufgenommen und festgelegt werden 
mußte), 

— Aktivitäten zur weltweiten Vereinheitlichung der Blindenschrift, 
— Programme zum Ausbau der Erwachsenenbildung und internationa­

ler Berufsorganisationen, 
— Zusammenarbeit mit FAO und WHO zur Verbesserung der Ernäh­

rungsgrundlagen und Lebensbedingungen der Dritten Welt (anfangs 
besonders in Korea und Afghanistan), 

— die wissenschaftliche Erforschung großer Trockengebiete der Dritten 
Welt, 

— Einrichtung ambulanter und stationärer Zentren für die wissen­
schaftliche Zusammenarbeit im Fernen und Mittleren Osten und in 
Lateinamerika, 

— Zusammenarbeit der Sozialwissenschaften zum Zwecke einer Erfor­
schung nationaler, sozialer und rassischer Vorurteile als Ursache von 
Spannungen, 

— überhaupt die Untersuchung sozialer Einstellungen als Movens des 
Nationalismus und anderer ideologischer Ausrichtungen. 

A l l diese Probleme und andere Fragen (etwa die Rolle der Tech­
nik, Bevölkerungsentwicklung, Einstellungen zum eigenen kul­
turellen Erbe) sind schon in den fünfziger Jahren in der Arbeit 
und in den Publikationsorganen der UN-Sonderorganisation, so 
in der UNESCO-Quartalsschrift in te rna t iona l Bulletin of the 
Social Sciences<, analysiert worden. Die UNESCO hat damals 
auße rdem noch s t ä rke r als heute der philosophischen Grundle­
gung der Menschenrechte Gewicht beigemessen und in der 
ganzen Welt auch Ausstellungen zur Allgemeinen E r k l ä r u n g 
der Menschenrechte veranstaltet. 
Die meisten der oben genannten Programme waren bis 1950 als 
Jahresprogramme durchgeführ t , teils aber auch über mehrere 
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Jahre ve r länger t worden. Seit den UNESCO-Generalkonferen-
zen in Florenz (1950), Paris (1952), Montevideo (1954) und Neu-
Delhi (1956) war die UNESCO jedoch mehr und mehr — natür­
lich auch mi t amerikanischer Zustimmung und Unte r s tü tzung 
— dazu übergegangen , grundlegende Programme« zu entwik-
keln, die meist l ängere Laufzeiten erforderten und durch beson­
dere Koordinierung eine friedenssichernde Wirkung und auch 
Erfolge für den sozialen Fortschritt bringen sollten. 

Ausweitung der UNESCO-Programme — kein neues Problem 

Besonders seit der Generalkonferenz von Montevideo i m No­
vember und Dezember 1956, auf der die Teilung in generelle 
und spezielle Arbeitsprogramme endgült ig vorgenommen wur­
de, hat sich eine s tändige Expansion der UNESCO-Aktivi tä ten 
ab den sechziger Jahren ergeben. Generaldirektor Evans hatte 
eine Teilung der Aufgaben fo lgendermaßen definiert: die gene­
rellen Arbeiten stellten die kontinuierlichen Funktionen der 
UNESCO dar und seien für alle Mitgliedstaaten von Interesse. 
Sie umfaßten nach seiner Auffassung die Sammlung und den 
Austausch von Informationen, die Förde rung der internationa­
len Zusammenarbeit zwischen Spezialisten, die Erteilung von 
Rat und Hilfe an die Vereinten Nationen und ihre Sonderorga­
nisationen, die Vorbereitung internationaler Konventionen und 
Bestimmungen und die verschiedenen Aktionen, die für die 
Fö rde rung des Vers tändn i sses der Menschenrechte notwendig 
seien, sowie die internationale Zusammenarbeit i m allgemei­
nen mi t der für alle diese Arbeiten notwendigen Forschungs tä­
tigkeit. Die speziellen Arbeiten seien demgegenübe r dazu be­
stimmt, Sonderbedürfn issen einzelner Mitgliedstaaten oder 
-gruppen zu dienen: 

»Sie sind darauf abgestimmt, praktische Lösungen für konkrete Pro­
bleme zu schaffen. Ihre Ziele sind klar begrenzt, definitive Termine für 
die verschiedenen Stadien festgelegt und alle finanziellen Fragen und 
die anzuwendenden Methoden im voraus bestimmt.« 4 

So sinnvoll auch die begriffliche Gliederung in generelle und 
spezielle Arbeiten sein mochte, so hat sich doch in den folgen­
den zwanzig Jahren eine außerordent l ich starke Zunahme ge­
rade der speziellen Arbeitsprogramme der UNESCO ergeben, 
mi t denen schon die Generaldirektoren nach Evans — Veronese 
und Maheu — zwischen 1958 und 1974 in erste Schwierigkeiten 
gerieten. Auch die heutigen Probleme der UNESCO haben ihre 
Ursprünge zum Teil schon in den Beschlüssen der Generalkon­
ferenzen von Montevideo und Neu-Delhi, wo nicht zuletzt f i ­
nanziell sehr aufwendige Programme beschlossen wurden, de­
nen spä te r noch andere folgten. Damals war es zunächs t das 
große Programm zur Erforschung und zur friedlichen Nutzung 
der Atomenergie und der radioaktiven Isotope, ferner wurden 
umfangreiche Forschungsprojekte auf den Gebieten der Mee­
resbiologie (1957) und der physikalischen Ozeanographie, be­
sonders i m Indischen Ozean (1967), begonnen. In den Sozialwis­
senschaften sollten Bei t räge zur Lösung von Spannungen durch 

friedliche Mit te l geleistet, Verfahren zur Verbreitung von Aus­
landskenntnissen und zur Erforschung von Möglichkei ten der 
Völkervers tändigung entwickelt werden. Gleichzeitig wurden f i ­
nanzielle Bei t räge zur Fö rde rung öffentlicher Bibliotheken und 
zur Erhaltung von Ku l tu rdenkmä le rn vorgesehen. Ein Pro­
gramm zur >Erziehung durch Kunst« und ein Progamm der 
Technischen Hilfe mi t sehr bald mehreren hundert Experten 
wurde damals gestartet. 
Nach der Generalkonferenz von Montevideo begann aber nach 
1954 auch schon ein Programm zur Förde rung der Massen­
medien und der Nachrichtenmittel i n den Mitgliedstaaten der 
UNESCO. Es war teils auf bessere Berichterstattung über die 
ideellen Ziele der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorgani­
sationen gerichtet, teils zielte es aber insbesondere auf die 
Sicherung der Informationsfreiheit und auf H i l f smaßnahmen 
für Mitgliedstaaten zur Entwicklung eigener Nachrichtenmittel 
und eines freien Informationsflusses. Hinzu kamen dann in den 
siebziger Jahren die Entwicklung eines kulturellen Austauschs 
zwischen Ost und West und ve r s t ä rk t e M a ß n a h m e n zum 
Schutze des kulturellen Erbes (etwa Philae, Venedig, Borobu-
dur, Moenjodaro, Akropolis von Athen), ferner die Programme 
übe r >Geologische Wechselbeziehungen«, den >Menschen und 
die Biosphäre« und die >Wissenschaft i n der Welt der Gegen­
wart«. 
A l l diese Programme führ ten schon Mitte der siebziger Jahre 
dazu, daß das Budget der UNESCO in eine Größenordnung von 
über 100 M i l l Dollar (1984: 187 Mi l l ) hineinwuchs und das Sekre­
tariat der Organisation schon um 1975 mehr als tausend Exper­
ten und Mitarbeiter (1984: mehr als 2 500) beschäft igte. Es ist 
unschwer zu erkennen, daß die damit verbundenen finanziellen 
und strukturellen Schwierigkeiten nicht erst der i m November 
1974 einsetzenden Amtszeit des senegalesischen Generaldirek­
tors Amadou Mahtar M'Bow, des ersten UNESCO-Generaldi-
rektors aus Afrika, angelastet werden können . Aber es bleibt 
na tür l ich bedenklich, wenn 80 Prozent des UNESCO-Haushalts 
heute allein von den Personalkosten verschlungen werden. 

Kontroverse um die Informationsfreiheit 

Der zu Anfang dieses Jahres wirksam gewordene Austr i t t der 
USA aus der UNESCO h ä n g t gewiß weniger mi t den oben 
beschriebenen strukturellen Schwierigkeiten dieser UN-Son­
derorganisation allein zusammen, die auch schon in der Amts­
zeit Rene Maheus erkennbar wurden, sondern er steht wohl vor 
allem in Zusammenhang mi t Werten, Grundsä t zen und Interes­
sen der amerikanischen Medien- und Informationspolitik. Da­
bei sollte der werthafte und prinzipielle Aspekt nicht unter­
schätz t werden. Luther H . Evans hatte schon 1956 von »der 
Informationsfreiheit und der Hilfe an die Mitgliedstaaten bei 
der Entwicklung ihrer Nachrichtenmittel und der freien Nach­
r i ch t enübe rmi t t l ung« 5 gesprochen. Und diese Grundhaltung 
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war in der Arbeit der UNESCO eine lange Reihe von Jahren 
auch unumstritten. Doch in vielen L ä n d e r n der Dri t ten Welt 
machte sich demgegenübe r in den siebziger Jahren eine ge­
wisse Lockerung dieser Prinzipien bemerkbar, besonders in 
einigen diktatorisch regierten Staaten. 
Es waren andererseits aber wohl auch Befürchtungen dieser 
und anderer Staaten gegenüber der starken Macht westlicher 
Medienzentren und Nachrichtenagenturen i m Spiel, die beson­
ders in den USA den Eindruck erweckten, daß das unbedingte 
Prinzip der Informationsfreiheit nicht mehr hinreichend gesi­
chert sei. Bezeichnend hierfür und auch für den in vielen Staa­
ten der Dri t ten Welt eingetretenen Meinungswandel war Ende 
1979 eine Formulierung in der neunten Auflage des Handbuchs 
> Everyone's United Nations<, wo es über die Sonderorganisation 
unter anderem lapidar hieß: »Der traditionellen Besorgnis der 
UNESCO um einen freien Informationsfluß hat sich das Kon­
zept eines ausgewogenen Informationsflusses zwischen Ent-
wicklungs- und entwickelten Lände rn hinzugesel l t .« 6 Was hier 
als >ausgewogener< oder >ausgeglichener< Informationsfluß be­
zeichnet wird , verdeckt na tür l ich einige heikle Punkte, die der 
westlichen Auffassung von Meinungs- und Informationsfreiheit 
von zentraler Bedeutung sein müssen . Der i m amerikanischen 
Außenmin i s t e r ium für Angelegenheiten der internationalen Or­
ganisationen zus tändige Gregory J. Newell hat Ende Oktober 
1984 vor dem interamerikanischen Presseverband< das >Wäch-
teramt< der USA für die Erhaltung der Presse- und Informa­
tionsfreiheit i n der Welt konzessionslos dargelegt und gewarnt 
vor »jenen, die die Presse zur Verherrlichung ihrer Regierun­
gen zu benutzen suchen — wo sie doch statt dessen die Wahr­
heit suchen sollten«. Er warf der UNESCO nicht mehr nur indi­
rekt vor, sie lasse sich auf einen Begriff von >Journalisten-
schutz< ein, der in Wirkl ichkei t ein Euphemismus für Maßnah­
men zur Kontrolle der Presse sei. 

Auch der zum Jahresende 1985 angekündig te Austr i t t Großbri­
tanniens m u ß i m Zusammenhang mi t diesem neuralgischen 
Punkt gesehen werden. Allein wi rd er zur Erk lä rung der Hal­
tung der beiden angelsächs ischen Staaten aber doch nicht aus­
reichen; gerade i m Falle der Vereinigten Staaten kommen wohl 
auch innenpolitische Faktoren und ein Unbehagen am Mult i la­
teralismus des UN-Systems hinzu. Für diese Vermutung mag 
sprechen, daß zum Zeitpunkt der Aus t r i t t s ankünd igung Wa­
shingtons gerade die Debatte um die Informationsfreiheit viel 
von ihrer Schärfe verloren hatte: Die >Mediendeklaration< von 
19787 und der umstrittene MacBride-Bericht von 1980 standen 
nicht mehr i m Zentrum der Diskussion, »ers tmals seit J a h r e n « 
war, so Ansgar Skriver vor einem Jahr in dieser Zeitschrift, 
»der bittere ideologische Streit über Pressefreiheit abgeflaut 
und e inmüt ig ein Zweijahresprogramm von UNESCO-Studien 
über Weltkommunikationsprobleme beschlossen worden« 8 . 
Zur Versachlichung der Debatte hatte übr igens nicht zuletzt 
das Internationale Programm für die Entwicklung der Kommu­
nikation (IPDC), 1980 von der UNESCO-Generalkonferenz ins 
Leben gerufen, beigetragen; konkrete Medienhilfe 9 hat sich als 
erfolgversprechender Weg erwiesen, durch S t ä r k u n g der Eigen­
kapaz i tä t Über f remdungsängs te der Drit ten Welt i m Medienbe­
reich abzubauen und somit den staatsdirigistischen Tönen des 
Ostblocks den Resonanzboden zu entziehen. Aber gerade weil 
noch nicht alle amerikanischen und westlichen Bedenken in 
Sachen Informationsfreiheit völlig a u s g e r ä u m t sind, w ä r e es 
w ü n s c h e n s w e r t gewesen, die Vereinigten Staaten hä t t en diese 
Kontroverse Seite an Seite mi t ihren Verbünde ten i m Rahmen 
der UNESCO ausgetragen. 

Weltweite geistige Zusammenarbeit nicht gefährden 

Die derzeitigen Schwachpunkte der UNESCO liegen wohl weni­
ger in ihrer zweifellos (auch) vorhandenen administrativen 
S t ruk tu rschwäche , die zum Teil aus ihrer historischen, gleich­
sam wuchernden Entwicklung der sechziger und siebziger 
Jahre e rk lä r t werden kann, sondern vielmehr i m Kurs ihrer 
derzeitigen Arbeit. Die sich verschärfende öffentliche Diskus­

sion darf nicht nur über Personen geführt werden. Den Verant­
wortlichen in allen Staatengruppen der UNESCO sollte bewußt 
sein und bleiben, daß ein in der Weltgeschichte bisher einmali­
ges und erstmals wi rk l i ch globales intellektuelles Koopera­
tionsinstrument in der Debatte steht, das, wenn es beschädigt 
oder gar funkt ionsunfähig gemacht würde , so schnell durch 
nichts ersetzt werden könnte . 
Die derzeitige Krise ist zweifellos eine politische Krise, und nur 
weltfremde Idealisten haben annehmen können, daß eine Welt­
organisation für Bildung, Wissenschaft und Kultur vor einer 
solchen Krise gefeit sei. M i t Recht schrieb noch kürzl ich Walter 
Mertineit, einer der Vizepräs identen der Deutschen UNESCO-
Kommission: 
»Es war eine Illusion zu glauben, die specialized agencies< der VN von 
der Weltpolitik fernhalten zu können. Daraus den Vorwurf einer unstatt­
haften Politisierung der Fachorganisationen zu machen, heißt nicht nur, 
den grundlegenden Wandel zu verkennen, der mit der Veränderung der 
Mitgliedschaft seit 1960 eingetreten ist, sondern auch den immer vorhan­
denen, mehr oder weniger engen Bezug zwischen fachlichen und politi­
schen Entscheidungen willkürlich zu trennen. Mit Recht ist darauf hin­
gewiesen worden, daß es auch in der UNESCO ein >goldenes Zeitalter< 
reinen Fachdenkens nie gegeben hat .« 1 0 

»Das politische Element«, 

so hat Hans-Wolf Rissom vom Sekretariat der Deutschen UN-
ESCO-Kommission gesagt, 
»war in der Vergangenheit für die westlichen Staaten allerdings weniger 
spürbar, weil die fachlichen Zielsetzungen der Programme mit den poli­
tischen Intentionen im wesentlichen übereinst immten.« 1 1 

Wenn ein Staat wie die USA, der bisher ein Viertel des UNES­
CO-Budgets getragen hat, diese Weltorganisation verläßt, so 
k a n n man im Interesse der westlichen Position i n dieser Orga­
nisation nur hoffen, daß dies ein Auszug vorübe rgehender A r t 
sein möge. Natür l ich kann nicht daran gedacht sein, ein nach 
Bei t rägen gestaffeltes Stimmrecht in der UNESCO einzufüh­
ren. Aber die Rückkehr der Vereinigten Staaten in die Organi­
sation könn te wohl durch einen befriedigenden Kompromiß in 
den substantiellen Fragen einer Sicherung freiheitlicher Infor­
mations- und Medienstrukturen erleichtert werden. 
Auch für die Bundesrepublik Deutschland, die seit 1951 Mi t ­
glied der UNESCO ist und damit nach langen Jahren geistiger 
Isolierung Deutschlands i n der Vor- und Nachkriegszeit wieder 
freien Zugang und Austausch mi t dem intellektuellen Leben 
der Welt erhalten hat, steht mi t dieser Frage vieles auf dem 
Spiel. Und auch für die Deutsche Frage ist die künftige Funk­
t ionsfähigkei t der UNESCO von beträcht l icher Bedeutung. Die 
gegenwär t ige Krise der UNESCO stellt insofern auch i m histo­
rischen Rückblick eine besondere Problemsituation dar, die 
nicht zuletzt auf deutscher Seite alle Aufmerksamkeit erfordert. 
Die bisherige maßvolle Politik des Auswär t igen Amts, an der 
Mitgliedschaft i n der UNESCO festzuhalten und von innen an 
einem Selbst f indungsprozeß der Organisation mitzuwirken, 
läßt hoffen. 

Anmerkungen 

1 Otto Soehring, Völkerbund und internationale wissenschaftliche Beziehun­
gen, Leipzig 1927, S. 19. 

2 Amry Vandenbosch/Willard N. Hogan, Die Vereinten Nationen, Wien/Mün­
chen 1955, S. 392. 

3 Luther H. Evans, Die Organisation für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
— UNESCO, in: Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen (Hrsg.), 
Zehn Jahre Vereinte Nationen, Frankfurt a. M. 1956, S. 122. 

4 Evans (Anm.3), S. 125 f. 
5 Evans (Anm. 3), S. 128. 
6 Everyone's United Nations. A Handbook on the United Nations, its Struc­

ture and Activities, New York 1979, S. 360 (UN Publ. E . 79.1.5). 
7 Text: VN 1/1979 S.36f. 
8 Ansgar Skriver, Die persönliche Meinung: UNESCO keine Aktiengesell­

schaft, VN 1/1984 S. 5. 
9 Insbesondere zur Medienhilfe seitens der Bundesrepublik Deutschland 

siehe Barthold C. Witte, Medienförderung in der Dritten Welt, VN 6/1983 
S. 184ff. Im gleichen Heft findet sich auch ein prononcierter Diskussions­
beitrag von Richard Dill, Zwischen Freiheit und Gleichgewicht. Stolper­
steine auf dem Wege zu einer Neuen Weltinformations- und Kommunika­
tionsordnung, S. 179ff. 

10 Walter Mertineit, UNESCO — Idee und Pragmatik einer internationalen 
Organisation, in: Bernd Rebe/Klaus Lompe/Rudolf von Thadden (Hrsg.), 
Idee und Pragmatik in der politischen Entscheidung. Festschrift für Alfred 
Kübel, Bonn 1984, S. 225-235, hier S. 234. 

11 Zitiert bei Mertineit, ebda. 

10 Vereinte Nationen 1/85 



Streit um die zweite Auffüllung des IFAD 
Behalten die Vereinigten Staaten ihre führende Rolle? h ö r s t w e t z e l 

Jeglicher Gedanke, daß der Rückzug der USA aus der UNESCO 
eine Verringerung der amerikanischen Unterstützung für die 
Vereinten Nationen insgesamt ankündigen könnte, werde 
durch die Tatsachen Lügen gestraft — so der US-Vertreter im 
Wirtschafts- und Sozialrat im Januar. Insgesamt seien die frei­
willigen Leistungen an Einrichtungen des UN-Systems im letz­
ten Jahr um 43 Mill US-Dollar, d. h. 17,5 vH gestiegen (von 246 
Mill Dollar im Jahre 1983 auf 289 Mill Dollar 1984)'. Eine 
genauere Betrachtung ergibt freilich ein differenzierteres Bild. 
So schien vor kurzem auch der Ernährungs- und Landwirt­
schaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) ein amerika­
nisches Kündigungsschreiben zu drohen2. In der Diskussion 
steht auch das Maß der Beteiligung der Vereinigten Staaten am 
Internationalen Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung (In­
ternational Fund for Agricultural Development, IFAD)3; hier 
handelt es sich aber wohl eher um ein Beispiel für den weithin 
zum Erliegen gekommenen Nord-Süd-Dialog. 
Zielgruppe des 1976 gegründeten IFAD, der Ende 1977 seine 
Tätigkeit aufnahm, sind ausschließlich die ländlichen Armen; 
die vom Fonds geförderten Projekte werden zumeist in den 
ärmsten Entwicklungsländern durchgeführt Neuartig und ein­
malig ist die nach dem Grundsatz der Gruppenparität4 erfol­
gende Verwaltung dieses Finanzinstituts durch die Staaten der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent­
wicklung (OECD) gemeinsam mit denen der Organisation der 
erdölexportierenden Länder (OPEC) und den übrigen Entwick­
lungsländern: 20 OECD-Länder bilden die Kategorie I der 
IFAD-Mitglieder, 12 OPEC-Länder die Kategorie II, während 
107 Entwicklungsländer in Kategorie III vereint sind5. Grundle­
gende und unverzichtbare Voraussetzung für das Bestehen des 
IFAD ist die gemeinsame Verantwortung der westlichen Indu­
strieländer (also der Kategorie I) und der erdölexportierenden 
Länder (also der Kategorie II) für die Finanzierung des Fonds; 
die Mitglieder der Kategorie III tragen in nur geringem Maße 
zum Mittelaufkommen bei, erbringen als >Empfängenländer al­
lerdings nicht unerhebliche Eigenleistungen. 

Unter den größeren, auf freiwilliger Basis un te r s tü t z t en mult i ­
lateralen Organisationen sieht sich der IFAD den schwersten 
Finanzierungsproblemen gegenüber . Die gegenwär t ige Krise 
dieser j üngs t en Sonderorganisation der Vereinten Nationen hat 
längs t über den Kreis der unmittelbar Beteiligten hinaus erheb­
liche Besorgnis ausgelöst . Die Resolutionen internationaler 
Gremien und die B e m ü h u n g e n des UN-Genera l sekre tä r s sowie 
anderer hochrangiger Persönl ichkei ten , i n denen zum Teil ein­
dringlich zur zweiten Auffüllung des Fonds sowie zur Erfüllung 
aller Verpflichtungen aus der ersten Auffüllung (1981-1983) auf­
gerufen wird , häufen sich. Selbst die Verwaltungsspitze des 
Fonds hat ihren bisherigen Zweckoptimismus abgelegt und 
scheut sich nicht auszusprechen, daß die Existenz der Institu­
tion in Frage steht. 

I. Die aktuelle Finanzierungskrise 

Es sind Meinungsverschiedenheiten übei grundlegende Struk­
turprobleme des IFAD, die es (in der Auffassung wichtiger Ge­
ber) offenbar rechtfertigen, eine zusätzl iche Belastung i n den 
Nord-Süd-Beziehungen in Kauf zu nehmen. Das Hauptproblem 
bei der zweiten Auffüllung, nämlich unterschiedliche Ansichten 
vor allem zwischen den USA und führenden arabischen Gebern 
über das Verhä l tn i s der F inanzbe i t räge der in Kategorie I und 
I I zusammengefaß ten beiden Gebergruppen, übe r scha t t e t e be­
reits die G r ü n d u n g des Fonds. Seitdem nimmt der Druck der 
OPEC-Staaten s tändig zu, ihre finanzielle Verantwortung für 
den Fonds schrittweise zurückzuführen. 

Zusammen mi t weiteren Auseinandersetzungen (etwa über die 
Arbeitsweise des IFAD und seine administrative Kapazi tä t ) 
verhinderte diese Konfliktsituation bisher nicht nur jedes reale 
Wachstum des Fonds, sondern führte i m Gegenteil zur nomina­
len Absenkung der i hm zur Verfügung gestellten Mit te l : Lag die 
erste Auffüllung noch um 100 M i l l Dollar übe r dem (auf eine 
Forderung der Wel te rnährungskonfe renz von 1974 zurückge­
henden) M i n i m u m der Anfangsbei t räge von 1 M r d Dollar für 
1978-1980, so ist sie inzwischen durch den u m ein Jahr verscho­
benen Beginn der zweiten Auffüllungsperiode auf vier Jahre 
gestreckt worden und hat zudem den Ausfall der zugesagten 
iranischen und libyschen Bei t räge (19 bzw. 31 M i l l Dollar) zu 
verkraften. Zusammen mi t ausbleibenden iranischen Zahlun­
gen aus den Anfangsbe i t rägen (112,5 M i l l Dollar) sowie verzö­
gerten Leistungen i m Rahmen der ersten Auffüllung — i n 
erster Linie der USA — kumulierte dies in der Absenkung der 
j äh r l i chen Arbeitsprogramme (1981: 323 M i l l Sonderziehungs­
rechte (SZR), 1982: 306,1 M i l l SZR, 1983: 265,6 M i l l SZR, 1984: 
206 M i l l SZR). Anfang 1985 stehen dem IFAD noch 40 M i l l Dol­
lar für seine Ausle ih tä t igkei t und Akt ivi tä ten der Technischen 
Zusammenarbeit zur Verfügung. Zusammen mi t i m Jahresver­
lauf erwarteten (Zins-)Einkünften ermögl icht dies ein Arbeits­
programm für 1985 von lediglich 100 M i l l Dollar. Demgegenübe r 
befinden sich zur Zeit über 100 Projekte mi t einem Finanzie­
rungsbedarf von über 1 M r d Dollar in der sogenannten Pipe­
line. 

Seit Jul i 1983 haben sich die 32 Geber länder und sechs Vertre­
ter der Mitgliedskategorie I I I sechsmal i m Rahmen der zweiten 
Auffüllung zu sogenannten Konsultationen getroffen. Die Verei-

Die ersten sieben Jahre 
Die Tätigkeit des IFAD von 1978 bis 1984 

Für 160 Darlehnsprojekte in 84 Ländern wurden IFAD-Mittel 
in Höhe von 1,968 Mrd Dollar bereitgestellt, 79 vH davon an 
sogenannte Niedrigeinkommensländer mit Nahrungsmittel­
defizit. 59 vH der Mittel gingen an Länder mit einem Pro­
Kopf-Einkommen von weniger als 300 Dollar (in 1976er Prei­
sen). 70 vH der Projekte wurden für Zielgruppen konzipiert, 
die in absoluter Armut leben. 68 vH der Mittel wurden zu 
>weichen<, 27 vH zu mittleren Ausleihbedingungen vergeben. 
Der IFAD beteiligte sich in 78 Fällen an den Projekten ande­
rer multilateraler Finanzinstitutionen. Zu 36 seiner 82 eige­
nen Projekte konnte er andere Kofinanziers hinzugewin­
nen. 
Die gesamten Projektkosten beliefen sich auf 6,7 Mrd Dollar, 
von denen der IFAD 29vH, die Kofinanziers 36vH und die 
Empfängerregierungen 35 vH übernahmen. Für Maßnahmen 
der Technischen Zusammenarbeit stellte der Fonds 91 Mil l 
Dollar zur Verfügung. Die Auszahlungen betrugen Ende Sep­
tember 1984 487 Mi l l Dollar. 
Wenn alle vorgenannten Projekte voll arbeiten, werden die 
IFAD-Mittel über 8,5 Mi l l Familien direkt erreichen, deren 
Einkommen in über 70vH der Projekte um mehr als 50vH 
erhöht werden. Die jährliche zusätzliche Produktion wird auf 
20 Mi l l Tonnen Weizenäquivalent geschätzt. 
Nicht quantifizierbar sind die Ergebnisse für die ländlichen 
Armen, die der IFAD durch seine Einflußnahme auf die Poli­
tik der Empfängerländer bewirken konnte. Offensichtlich hat 
der Fonds aufgrund der Zweidrittelmehrheit der Entwick­
lungsländer in seinen Entscheidungsgremien hier eine Vor­
zugstellung: Die Entwicklungsländer sehen in ihm einen 
Partner, nicht eine bloße Geberorganisation. Als weiterer 
Vorteil ist zu vermerken, daß die Projekte weitgehend um die 
Zielgruppen und mit ihrer Beteiligung konzipiert werden und 
sie über das (mittlerweile international anerkannte) Überwa-
chungs- und Evaluierungs-System des IFAD fortlaufend auf 
die Erreichung ihrer Zielgruppen untersucht und entspre­
chend korrigiert werden. 
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nigten Staaten waren erst ab der drit ten Runde bereit, i n das 
Stadium von Verhandlungen einzutreten, nachdem zuvor in Wa­
shington erwogen worden war, die Beteiligung am IFAD über­
haupt einzustellen. Der entscheidende Durchbruch bei der 
Frage der Lastenverteilung zwischen den beiden Gebergruppen 
blieb jedoch bisher aus. Für den Zeitraum 1985-1987 wurde 
lediglich eine Auffül lungssumme von 800 M i l l Dollar für reali­
stisch angesehen. Dabei blieben Diskuss ionsbei t räge unwider­
sprochen, daß der IFAD noch bei einem jähr l i chen Arbeitspro­
gramm von 200-250 M i l l Dollar eine effektive Insti tution dar­
stellen könne . 
Die OPEC-Staaten lehnten bisher kategorisch die in erster L i ­
nie von den USA ebenso kategorisch erhobene Forderung ab, 
ihren bisherigen Auffüllungsanteil von 42 v H erneut zu über­
nehmen. Ihr bestes bisheriges Angebot lag bei 39 v H , wobei 
zudem offen blieb, ob ihr angestrebtes Beitragsziel von 295 M i l l 
Dollar auch ta tsächl ich erreicht werden würde . 
Sucht man eine Begründung dafür, weswegen sich beide Grup­
pen seit Mit te 1983 ohne nennenswerte Bewegung in der Sache 
gegenübers t ehen , so ist nicht mi t Sicherheit auszumachen, ob 
die bisher angewandten Verhandlungstaktiken lediglich auf die 
Erreichung eines besseren Ergebnisses abzielten, oder ob man 
sich auf einer oder gar beiden Seiten vorrangig bemüht , für den 
möglichen Fall eines Fehlschlags der Verhandlungen möglichst 
wenig mitverantwortlich gemacht zu werden. 
Allerdings sind die Positionen innerhalb der beiden Gebergrup­
pen nicht völlig mi t denen ihrer Hardliner identisch. I n erster 
Linie ist dies für Kategorie I von Bedeutung. Hier sind die übri­
gen Mitglieder zwar bei nahezu allen von den USA erhobenen 
Forderungen zu größerer Flexibili tät bereit, sehen sich jedoch 
gezwungen, deren Forderungen weitgehend mitzuvertreten, da 
eine ausbleibende finanzielle Beteiligung des größten Gebers 
nicht innerhalb der Kategorie aufgefangen werden kann und — 
mit der entsprechenden Absenkung der Bei t räge der Katego­
rie I I — das Fondsvolumen unter das verantwortbare Min imum 
fallen würde . Dennoch werden innerhalb der Kategorie zuneh­
mend Warnungen hörbar , die Bereitschaft zu etwas mehr Flexi­
bi l i tät nach außen deutlicher werden zu lassen, um bei einem 
Scheitern des Fonds nicht mi t an den Pranger gestellt zu wer­
den. Als zum Beispiel i m Verlauf der ersten Auffüllung wichtige 
Beitragszahler wie Japan, die Bundesrepublik Deutschland, 
Großbr i t ann ien und Frankreich von der Möglichkeit Gebrauch 
machten, ihre Zahlungen zeitlich den ve r spä t e t en Zahlungen 
der USA anzupassen, blieb es offen, ob sie damit noch langsa­
mere Zahlungen der USA verhinderten oder zusammen mi t die­
sen die Fonds tä t igke i t drosselten. Letzteres lag an sich nicht i n 
ihrer Absicht, was sie jedoch nicht vor heftigen Vorwürfen der 
Entwick lungs länder und auch einiger westlicher Partner be­
wahrte. 

Die übr igen OECD-Staaten sehen — wie die USA — nach wie 
vor die wesentliche Existenzgrundlage für den Fonds nicht nur 
in dessen gemeinsamer Verwaltung mi t den OPEC-Staaten und 
den übr igen Entwicklungs ländern , sondern in der gemeinsa­
men Verantwortung der OECD- und OPEC-Staaten für seine 
Finanzierung. Nur in diesem Rahmen sind sie bereit, den 
OPEC-Staaten bei deren Berufung auf die ve rände r t e wir t ­
schaftliche Situation seit G r ü n d u n g des Fonds etwas weiter ent­
gegenzukommen als die Amerikaner, etwa — entsprechend 
einem Vermittlungsvorschlag der Kategorie I I I — bis zum 
Bei t ragsverhä l tn i s von 60 v H (Kategorie I) zu 40 v H (Kate­
gorie I I ) . 
Die wirtschaftlichen Argumente der OPEC-Staaten, insbeson­
dere der allein noch f inanzkräf t igen Golf-Staaten, sind bekannt: 
der Rückgang ihrer Einnahmen bei weiterer Ausbeutung ihrer 
nicht erneuerbaren Ressourcen; die zu rückgehende Notwendig­
keit, Petro-Dollars in die Entwicklungs länder zurückzuschleu-
sen; der — bei der ersten Auffüllung zum Teil noch von den 
anderen Gruppenmitgliedern aufgefangene — völlige Ausfall 
des größten Gründungsmi tg l ieds der Gruppe, Iran, wie auch 
(wenigstens vorläufig) des Irak; das weitgehende Desinteresse 

Libyens; der Befund, daß einige Gruppenmitglieder wie Indone­
sien oder Gabun wirtschaftlich schlechter gestellt sind als Mi t ­
glieder der Kategorie I I I ; die Tatsache, daß keinerlei Fondsmit­
tel über Aufträge an die OPEC-Staaten zurückfl ießen. Zudem 
darf nicht ü b e r s e h e n werden, daß die arabischen Staaten — i m 
Gegensatz zur Situation der siebziger Jahre — heute über er­
fahrene eigene Entwicklungsfonds und Durchführungsorgani ­
sationen verfügen. 
Den vermutlich aus vorstehenden Über legungen resultierenden 
Schwierigkeiten der Kategorie I I , bei den heimischen Finanz­
ministern die notwendigen Mi t te l freizubekommen, t rug Kate­
gorie I insoweit Rechnung, als sie einer wesentlichen Absen­
kung des u rsprüngl ich mi t 1,1 M r d Dollar angenommenen Auf­
fül lungsvolumens für 1985-1987 zustimmte. Dennoch besteht 
Kategorie I I zusätzl ich — und erstmalig mi t Nachdruck — auf 
einem erheblich über 58 v H hinausgehenden Ante i l der Indu­
s t r ie länder an der Auffüllung und beg ründe t dies mi t dem abso­
lut ungleichen Verhä l tn i s des Bruttosozialprodukts beider Kate­
gorien zueinander. 
Da dieses Verhäl tn is bei der G r ü n d u n g des Fonds bekannter­
m a ß e n keine Berücks icht igung gefunden hatte, vielmehr dies 
gerade als Besonderheit des IFAD vielfach gepriesen wurde, 
sah sich Kategorie I I bei ihrer Forderung nach weitgehender 
Absenkung ihres Beitragsanteils der Notwendigkeit gegenüber, 
zur Frage der IFAD-Gründungs idee argumentativ Position zu 
beziehen. Dies haben führende OPEC-Staaten, allen voran Ku­
wait, nunmehr i n übe r r a schende r Deutlichkeit getan: Sie erken­
nen zwar den IFAD als eine kollektive Anstrengung aller Mi t ­
glieder an, insbesondere als eine gemeinsame Unternehmung 
beider Geberkategorien, nicht aber — als Bestandteil dieser 
Gemeinsamkeit — das Gründungspr inz ip eines finanziell ge­
meinsam getragenen Fonds oder gar einer (ungefähr) gleich 
hohen L a s t e n ü b e r n a h m e . P rozen t sä tze bzw. ein festes System 
der Lastenverteilung seien niemals die Basis für Mitgliedschaft 
und Beitragszahlungen der Kategorie I I gewesen. Einen histori­
schen Beweis für eine festgeschriebene Lastenverteilung gebe 
es nicht. 
D e m g e m ä ß wollen die OPEC-Staaten jede Auffüllung, jedes 
Bei t ragsverhä l tn is als Ergebnis völliger Neuverhandlungen un­
ter ausschl ießl icher Berücks ich t igung der aktuellen wirtschaft­
lichen Gegebenheiten (insbesondere ihrer eigenen wirtschaftl i­
chen Leistungskraft) sehen — bevorzugt als Be i t r agsankünd i -
gungs-Veranstaltung für individuelle Beiträge. 

I I . Die Grundlagen des Fonds 

Wie die beiden Gruppen angesichts ihrer gegensä tz l ichen Posi­
tionen weiter verfahren werden, ist zwar in erster Linie eine 
Frage ihres politischen Willens, doch dürfte die Berufung auf — 
kodifizierte oder nicht kodifizierte — Rechtsgrundlagen bei ih ­
ren Entscheidungen und deren Rechtfertigung eine nicht unwe­
sentliche Rolle spielen. 
Zu rechtlichen Würdigung m u ß auf die Entstehungsgeschichte 
des Fonds und die Beurteilung des sich daran ansch l i eßenden 
Verhaltens der beiden Parteien zurückgegriffen werden. Dabei 
w i r d sich zeigen, daß die Vorstellungen der beiden Gebergrup­
pen über die Finanzierung des Fonds schon bald nach der Welt­
e rnäh rungskon fe r enz von 1974 auseinandergingen und für die 
G r ü n d u n g und erste Auffüllung des Fonds nur unter g roßen 
Schwierigkeiten Kompromiß lösungen gefunden werden konn­
ten. Die Gründungsmi tg l i eder l ießen die Problematik i m IFAD-
Abkommen völlig une rwähn t ; es knüpf t — außerha lb der jewei­
ligen Gruppe — keinerlei rechtlichen Folgen daran, ob und in 
welchem Umfang F inanzbe i t räge zugesagt werden. 
Einen der Schwerpunkte der Rückschau w i r d die Auseinander­
setzung der US-Administration mi t den übe r ra schend gut infor­
mierten und interessierten Bewil l igungsausschüssen des ame­
rikanischen Kongresses darstellen. Sie liefert damit gleichzeitig 
eine gute Grundlage für die Prognose zum weiteren Verhalten 
des bisher größten Beitragszahlers, der nach wie vor in den 
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multilateralen Institutionen eine Führungsro l le beansprucht. 
Dabei werden zusätzl ich die Problembereiche angesprochen, 
die den USA — über die Finanzierungsfragen hinaus — für ihr 
Verhäl tn is zum Fonds wichtig gewesen sind. 

Um die Gleichheit der Lastenverteilung 

Als die IFAD-Idee 1974 auf der Wel te rnährungskonfe renz von 
den OPEC-Staaten erstmals vorgetragen wurde, sprach man 
von >ihrem< Fonds und diskutierte noch einige Monate danach 
ihre Forderung an die Industriestaaten, 50 v H der Bei t räge zu 
ü b e r n e h m e n . Damals gingen zweifelsohne alle Seiten, Indu­
strie- wie Entwicklungs länder , von einer gleichwertigen finan­
ziellen Beteiligung der OECD- und OPEC-Staaten aus, unter 
anderem erkennbar an der E i n r ä u m u n g der Stimmengleichheit 
für beide Gruppen. 
In den ansch l ießenden Vorverhandlungen zur IFAD-Gründung 
versuchten die Indus t r ie länder dann allerdings vergeblich, von 
den OPEC-Staaten eine bindende Zusage zur gleichen Lasten­
verteilung zu bekommen, die sie ihrerseits i n ihren jeweiligen 
Abs ich t se rk lä rungen zur Bedingung gemacht hatten. Die ge­
wäh l t en Ausdrücke variierten dabei; gebräuchl ich waren: 
»rough parity, approximate parity, equitable burden sharing, 
roughly equivalent«. Genau wurde der Begriff der Gleichheit 
oder a n n ä h e r n d e n Gleichheit in keiner Äußerung der Beteilig­
ten definiert, schon gar nicht in Prozentzahlen. Ende 1975 
wurde die Befürchtung der OPEC-Gruppe zunehmend s tärker , 
den erforderlichen Betrag nicht aufbringen zu können; einige 
ihrer Mitglieder wollten von einer entsprechenden Verpflich­
tung ü b e r h a u p t nichts mehr wissen. 
Die einzige gemeinsame Erk lä rung der beiden Kategorien zur 
Frage der Lastenverteilung stellt der Bericht des drit ten Gref­
fens interessierter Staaten« (28.1.-6.2.1976) an den UN-General­
sek re t ä r dar. Das dort Erreichte deckte zweifelsohne die seit 
der Wel te rnährungskonfe renz gehegten Erwartungen der Indu­
s t r ie länder nicht ab: Kategorie I und I I gehen darin davon aus, 
daß man — in Übe re in s t immung mi t dem Hintergrund und der 
dem IFAD zugrundeliegenden Struktur — den Betrag der Kate­
gorie I I so nahe wie möglich dem der Kategorie I a n n ä h e r n wol­
le; es wurde ferner von Kategorie I und I I anerkannt, daß die 
Bei t ragshöhe jeder Kategorie in dieser Weise in Bezug gesetzt 
werde zur Be i t ragshöhe der anderen. 
Die OPEC-Staaten verschafften sich in den Vorverhandlungen 
zusätzl ich etwas Luft dadurch, daß sie ihre sämt l ichen Bei t räge 
durch den neuen, mi t 800 M i l l Dollar ausgestatteten OPEC-Son­
derfonds zur Verfügung stellen wollten, wobei jeweils die Ent­
scheidungen von dessen (in größeren Abs t änden tagenden) Ent­
scheidungsgremien abgewartet werden mußten . 
I m Mai 1976 bewilligte der US-Kongreß aufgrund eines speziel­
len Nachtrags für das Haushaltsjahr 1976 den amerikanischen 
Beitrag von 200 M i l l Dollar; die USA konnten als erste das 
IFAD-Abkommen zeichnen. Bei den Beratungen i m Bewill i­
gungsausschuß des Senats wurden die seit der Wel te rnährungs­
konferenz von den USA (wie der Mehrheit der Indus t r ie länder ) 
gegen die G r ü n d u n g des IFAD gehegten Vorbehalte zwar nicht 
ausgeräumt , doch wurden sie durch folgende Über legungen re­
lativiert: 
1. Die existierenden multilateralen Finanzinstitutionen befaßten sich 

überwiegend mit großvolumigen Infrastrukturprojekten. 
2. Der IFAD würde der erste Fonds sein, zu d die OPEC-Staaten — 

im Rahmen der Rückführung von Petro-Dollars — die Mehrheit oder 
wenigstens die Hälfte der Mittel beitragen würden. Gegenüber Zwei­
feln, ob dieses >Versprechen< realisiert werden würde, hatte die Admi­
nistration zugesichert, daß der US-Beitrag zurückbehalten würde, bis 
die OPEC-Staaten sich förmlich zur hälftigen Beitragsaufbringung 
verpflichtet hätten. 

3. Beim I F A D würde es sich in der Hauptsache um einen Fonds han­
deln, also um eine Organisation, die operative Tätigkeiten von ande­
ren, bereits bestehenden Organisationen durchführen läßt und damit 
Doppelzuständigkeit und Überschneidungen vermeidet. 

4. Der IFAD würde deswegen höchstens 30 Angehörige des höheren 
Dienstes benötigen, es werde also keine neue internationale Bürokra­
tie entstehen. 

Offenbar erst danach und zu einem Zeitpunkt, als die Beitrags­
a n k ü n d i g u n g e n der OECD-Gruppe schon 530 M i l l Dollar er­
reicht hatten, wurde in Washington die ü b e r r a s c h e n d e Ent­
scheidung des OPEC-Sonderfonds vom 11. Mai 1976 bekannt. In 
einem Aide-memoire an den G e n e r a l s e k r e t ä r der Vereinten Na­
tionen wurden darin 400 M i l l Dollar zugesagt, wobei jede indivi­
duelle zusätzl iche Leistung eines OPEC-Landes so aufgefangen 
werden würde , daß die 400 M i l l Dollar nicht überschr i t t en wür­
den. Als Bedingung wurde ein OECD-Beitrag von mindestens 
600 M i l l Dollar genannt. Ausdrückl ich wurde betont, daß diese 
Entscheidung i m Bewußtse in der Vorgänge um die G r ü n d u n g 
des IFAD — insbesondere hinsichtlich der Rolle der OPEC-
Staaten als Init iatoren und ihrer erwarteten Beteiligung an der 
Verwaltung des Fonds — getroffen worden sei. 
In der OECD-Gruppe wurde zwar bekannt, daß der Verhand­
lungsführer der Kategorie I I , Shihata (Kuwait), große Mühe ge­
habt habe, 50 v H der dem OPEC-Sonderfonds zur Verfügung 
stehenden Mit te l freizubekommen; dennoch war man sich in 
der K r i t i k einig, daß das 60-zu-40-Angebot nicht mi t der frühe­
ren, auf der Wel te rnährungskonfe renz erfolgten Vers tänd igung 
übere ins t immte . Die Mehrheit beschloß, weiterhin auf einem 
a n n ä h e r n d gleichwertigen Beitragsaufkommen zu bestehen. 
Eindringliche Appelle beispielsweise des UN-Genera l sekre tä rs , 
die Lücke von 70 M i l l Dollar bis zum obligatorischen Beitrags­
volumen von 1 M r d Dollar zu schließen, führ ten zur Kompro­
mißberei tschaf t i n beiden Gruppen. Mitglieder der Kategorie I 
gaben nicht nur — dem Beispiel der Vereinigten Staaten fol­
gend — ihre Vorbehalte einer an te i l smäßigen Kürzung ihrer 
Zusagen auf, sondern e rhöh ten diese zum Teil noch (nicht 
jedoch die USA). Jedenfalls waren am 16.Dezember 1976 die 
erforderlichen Anfangsbe i t räge durch Leistungen der Katego­
rie I von 567 M i l l Dollar und der Kategorie I I von 435,5 M i l l Dol­
lar erreicht. 

Um den Beitrag der Vereinigten Staaten 

Von entscheidender Bedeutung für die weitere Zukunft des 
Fonds wurden die Auseinandersetzungen der US-Administra­
t ion mi t dem Kongreß, als sie 1981 die Bewilligung von 180 M i l l 
Dollar für die erste Auffüllung beantragte. Sie liefern eine über­
zeugende Erk lä rung für das seither vorsichtige und zum Teil 
unflexible Verhalten der amerikanischen Regierung gegenüber 
dem IFAD, wobei sich die Gegensä tze innerhalb der Regierung 
fortsetzen. Es ist kein Geheimnis, daß sich der Chef der US-
Entwick lungsbehörde (USAID), ges tü tz t vom Landwirtschafts­
und wohl auch Außenminis te r , sich in seiner insgesamt positi­
ven Haltung zum IFAD oft nur mi t M ü h e und teils mi t Abstri­
chen gegen Finanzminister und Budgetdirektor durchsetzen 
konnte. 
Die Reagan-Administration hatte bei ihrem Antrag an den Kon­
greß den noch von der Carter-Regierung angekünd ig ten US-
Beitrag bereits von 230 auf 180 M i l l Dollar gekürzt , was von den 
übr igen Mitgliedern der Kategorie I nur teilweise aufgefangen 
werden konnte und eine Absenkung des OPEC-Angebots auf 
430 M i l l Dollar bewirkte; dieses wurde schließlich durch eine 
Sonderleistung des OPEC-Fonds auf 450 M i l l Dollar aufge­
stockt. 
Kategorie I I berechnete für sich die Lastenverteilung, indem sie 
den 620 M i l l Dollar der Kategorie I lediglich 430 M i l l Dollar ge­
genübers te l l te . Hier kam das B e m ü h e n zum Ausdruck, eine 
Festschreibung des Bei t ragsverhä l tn i sses von 58 zu 42 für wei­
tere Auffüllungen zu verhindern. Die US-Administration dage­
gen hatte die beantragten 180 M i l l Dollar vermutlich als 20 v H 
des doppelten OPEC-Beitrags errechnet, also intern ein Grup­
penverhä l tn i s von 50 zu 50 konstruiert. 
Diese bereits von der Administration vorgenommene Kürzung 
machte auf den Kongreß offenbar wenig Eindruck. Schon der 
zus tändige Ausschuß des R e p r ä s e n t a n t e n h a u s e s , der dem IFAD 
generell wohlwollend gegenübers teh t , brachte seine Zweifel 
über die Erreichung der u r sprüng l ichen Gründungs idee des 
Fonds zum Ausdruck. Ferner beklagte er, daß der IFAD sich in 
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Ein weiteres Stückchen Restkolonialismus ist von der politischen Weltkarte 
verschwunden: Am 6.April vergangenen Jahres sprach sich die überwälti­
gende Mehrheit der Bevölkerung der Kokos-(Keeling-)Inseln für die Vereini­
gung mit Australien aus (vgl. S. 28 dieser Ausgabe). 

eine neue, separate, selbst operative Aufgaben durchführende 
Entwicklungshilfeorganisation mi t einem großen Personalbe­
stand entwickelt habe. Es kürz te den für das Haushaltsjahr 
1982 beantragten Ansatz um 10 v H . 
I m Bewil l igungsausschuß des Senats wurde erhebliche Ent täu­
schung über die zwischenzeitliche Entwicklung art ikuliert und 
deutliche K r i t i k an den unzureichenden B e m ü h u n g e n der Ad­
ministration geübt. Insbesondere wurde beanstandet, daß die 
Vereinigten Staaten 200 M i l l Dollar zu den Anfangsbe i t rägen 
beigesteuert hatten, obwohl der OPEC-Anteil ta tsächl ich nur 
43 v H des von OECD- und OPEC-Staaten gemeinsam aufge­
brachten Betrages erreicht habe. Ferner habe sich der auf 
20 v H am Gesamtvolumen begrenzte US-Anteil wegen des na­
hezu vol ls tändigen Ausfalls des iranischen Beitrages erhöht . 
Die Administrat ion trat den Vorwürfen insoweit entgegen, als 
man sich mi t der Zahl von 30 Angehör igen des höhe ren 
Dienstes seinerzeit verschä tz t habe; angesichts der (gegenüber 
den bisherigen Weltbankprojekten) neuartigen und kleineren 
Projekte sei mi t dieser geringen Zahl nicht auszukommen. Zum 
Einwand des Ausschusses, der IFAD könne nicht mehr als ein­
zigartig bezeichnet werden, da im Gegensatz zu 1976 mittler­
weile auch andere multilaterale Finanzinstitutionen sich mi t 
landwirtschaftlicher Produktion in den ä r m s t e n Lände rn befas­
sen, bestand die Administrat ion darauf, daß die vom Fonds kon­
zipierten Projekttypen nach wie vor neuartig seien und sie wei­
terhin auf einen speziellen Beitrag des IFAD für den Ressour­
centransfer in den privaten Sektor hoffe. 

Der übr igen K r i t i k beider Ausschüsse konnte die Regierung 
nichts entgegensetzen. Insbesondere akzeptierte das Parlament 
nicht die Begründung dafür, daß die Delegation Washingtons 
(Delegationsleiter: der stellvertretende Chef der USAID und 
spä te re IFAD-Vizepräsident Birnbaum) i m Früh jah r 1976 ihren 
bis dahin stets e rk l ä r t en Vorbehalt zurückgezogen hatte, 200 
M i l l Dollar nur bei a n n ä h e r n d gleicher Beteiligung der beiden 
Gebergruppen zu leisten. Als Begründung hatte die amerikani­
sche Delegation seinerzeit angegeben, die Gründung des IFAD 
habe mittlerweile eine solche politische Bedeutung erlangt, daß 

die vorgesehenen Be i t r agskürzungen nicht mehr gerechtfertigt 
seien. 
Der Kongreß autorisierte zwar die Administration, i m Rahmen 
der Auffül lungsvereinbarung 180 M i l l Dollar einzusetzen, je­
doch wurde entgegen dem ursprüngl ichen Vorschlag des Reprä­
sentantenhauses die für die Hinterlegung der US-Beitragsur­
kunde notwendige Genehmigung der ersten Rate verweigert, da 
»die Bereitstellung von Mit te ln für die erste Auffüllung zur Zeit 
nicht gerechtfert igt« sei. Diese Bereitstellung wurde für den 
Sommer 1982 i m Rahmen des Haushaltsjahres 1983 in Aussicht 
gestellt, wenn »die arabischen Länder über ihren Beitrag ent­
schieden haben« . Die Regierung wurde angehalten, auf die Ein­
lösung ihrer 1976 gegebenen Zusagen zu dringen, insbesondere 
die Gleichheit zwischen den beiden Hauptgebergruppen. Als 
neue Forderung kam hinzu, daß der IFAD eine größere Beteili­
gung von Kofinanziers suchen müsse — eine Forderung, die 
bereits mit Gegenstand der Vorverhandlungen zur IFAD-Grün-
dung gewesen war — und daß die Zahl der i m h ö h e r e n Dienst 
Tät igen 75 nicht übers te igen dürfe. 
Für das Haushaltsjahr 1983 bewilligte das R e p r ä s e n t a n t e n h a u s 
die beantragten 64,5 M i l l Dollar, wenn auch wegen knapper Mit ­
tel aus dem Titel für internationale Organisationen und Pro­
gramme (was wegen des dortigen Verbots, an Kuba Hilfe zu lei­
sten, zu einer E insch ränkung in der US-Beitragsurkunde führ­
te). Der Senat bescheinigte der Administrat ion wieder wenig 
Fortschritte und wollte erneut jede Mittelbereitstellung verwei­
gern. Über einen Kompromißvorschlag i m Senat von 10 M i l l 
Dollar einigte sich der Vermi t t lungsausschuß zwischen beiden 
H ä u s e r n dann auf die ersten 24 M i l l Dollar für die Auffüllungs­
periode 1981-1983. 
Trotz des erheblichen Be i t r ags rücks t andes der USA, der andere 
Staaten in der Kategorie I und wohl auch in der Kategorie I I zu 
Zurückbeha l tungen ihrer Bei t räge veran laß te , konnte sich die 
Administrat ion nicht dazu durchringen, Mit te l i m Nachtrags­
haushalt 1983 zu beantragen. Sie beantragte für das Haushalts­
jahr 1984 lediglich 50 M i l l Dollar und nahm damit in Kauf, d a ß 
die USA i m Rahmen der bereits am 31.Dezember 1983 zu Ende 
gehenden Auffüllungsperiode bis September 1984 von ihrem 
Beitrag von 180 M i l l nur 74 M i l l Dollar leisten würden . Es war 
der Kongreß selbst, der zweimal übe r die Budge tan t räge der 
Administration hinausging und dafür sorgte, daß die USA ihren 
gesamten Verpflichtungen aus der ersten Auffüllung bis Ende 
1984 nachkommen konnten. 
I n der ersten Auffüllungsperiode hatte der Leiter der USAID 
die übr igen Geber trotz des gegenläufigen Verhaltens der USA 
zu schnellen und zusätz l ichen Zahlungen ermuntert. Auch bei 
der zweiten Auffüllung gewinnt man den Eindruck, daß der 
USAID-Chef sich um Problemlösungen bemüht , soweit ihm die 
von der Legislative erwarteten Bedingungen dazu Raum lassen. 
Ob er diesen Raum zusätzl ich eingeengt sieht durch die Wahl­
plattform der Republikanischen Partei von 1984, entzieht sich 
der Beurteilung durch den aus ländischen Beobachter. Von drei 
darin genannten Zielen i m Bereich der multilateralen Entwick­
lungszusammenarbeit sind mi t dem geforderten amerikani­
schen Austr i t t aus der UNESCO und der Verweigerung einer 
zusätzl ichen Aufstockung der Mit te l der Internationalen Ent­
wicklungsorganisation ( IDAVII ) um 3 M r d Dollar immerhin 
zwei Forderungen erfüllt worden; zum IFAD heiß t es ebenso 
kompromißlos wie unrichtig begründet , daß der Fonds aufzulö­
sen sei »aufgrund seiner beharrlichen Präfe renz zugunsten der 
Nicht-Marktwir tschaf ten«. 

Zur Verbesserung ihrer Verhandlungsposition kündig te die US-
Delegation auf der 8. Tagung des IFAD-Gouverneursrats i m Ok­
tober 1984 bis zu 30 M i l l Dollar i n drei Jahren aus ihrem bilate­
ralen Hilfsprogramm für die Kofinanzierung IFAD-init i ierter 
Projekte bei positivem Abschluß der Auffül lungsverhandlungen 
an. Dies lag auf der Linie ihres Vorschlags, die Lastenverteilung 
von 58 zu 42 übe r zusätzl iche Leistungen vor allem der L ä n d e r 
der Kategorie I außerha lb der formalen Auffüllung zu verbes­
sern. 
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Um die Geschäftsgrundlage 

Würdigt man die gesamte bisherige Entwicklung des IFAD 
rechtlich, so t r i f f t es zu, daß die OPEC-Staaten keine formal­
rechtliche Verpflichtungen eingegangen sind, bei diesem Fonds 
generell eine bestimmte Bei t ragshöhe i m Verhäl tn is zur ande­
ren Gebergruppe zu erreichen oder eine solche nicht zu unter­
schreiten. Dies gil t i n gleichem Maße auch für die OECD-Staa­
ten. 
Wenn die OPEC-Staaten aber daraus nunmehr ableiten, daß 
sich beim IFAD die Grundlage für Auffül lungsverhandlungen 
nicht nennenswert von derjenigen anderer multilateraler Fi­
nanzinstitutionen unterscheidet, so kann dem nicht gefolgt wer­
den. Den Staaten der Kategorie I I war stets erkennbar, daß für 
die Kategorie I Geschäf tsgrundlage für die G r ü n d u n g des 
Fonds zumindest eine a n n ä h e r n d gleich hohe finanzielle Betei­
ligung der beiden Gebergruppen war, mi th in die Lastenvertei­
lung bei allen Auffüllungen sich in einem Spielraum zu bewe­
gen habe, der eine Charakterisierung des Verhä l tn i sses der Ka­
tegorie I und I I zueinander als >Grobparität< zuläßt. 
Diese Geschäf tsgrundlage wurde von der Kategorie I nie aufge­
geben, auch nicht, als sie — fallweise — bis zu einem Verhäl tn is 
von 58 zu 42 nachgab, ein Verhäl tn is , das sich durchaus noch als 
>rough parity< deuten läßt. Kategorie I I hat dies bis zum Ende 
der ersten Auffüllung auch nicht in einer Weise in Frage ge­
stellt, daß ein offener Dissens festzustellen gewesen wäre . Ein 
solcher trat jetzt erstmals bei den Verhandlungen zur zweiten 
Auffüllung zutage. 
Falls die Kategorie I I ihre, die a n n ä h e r n d gleiche finanzielle 
Verpflichtung leugnende Haltung schon bei G r ü n d u n g des 
Fonds gehabt haben sollte, liegt der Fall des verdeckten Dissen-
ses vor: bei entsprechender Kenntnis hä t t e sich die Mehrheit 
der OECD-Staaten mi t Sicherheit nicht an der Fondsg ründung 
beteiligt. 
Als Rechtsfolge eines solchen Dissenses könn te die eine Partei 
eine weitere Beteiligung am Fonds verweigern, falls die andere 
auf ihrer >neuen< Position besteht und die Untergrenze für die 
akzeptable Lastenverteilung nicht erreicht. Politisch w ä r e die­
ses rechtliche Ergebnis zusätzl ich abgesichert durch die Tatsa­
che, daß die freiwerdenden Mit te l i n jedem Fall anderweitig in 
der Entwicklungszusammenarbeit eingesetzt würden . 

I I I . Die Zukunft des I F A D 

Der Verfasser geht davon aus, daß letztlich nicht wegen eines 
Prinzips — es geht, übersp i tz t formuliert, um 50 M i l l Dollar — 
das Todesurteil über den Fonds gesprochen werden wi rd . Auf 
Seiten der Kategorie I sollte nicht zuletzt als positiv vermerkt 
werden, daß man sich beim IFAD nicht wie in anderen Sonder­
organisationen Abstimmungsniederlagen der Hauptgeber, Dop­
pelarbeit und Über lappungen mi t anderen Organisationen ge­
genübers ieht , sondern i m Gegenteil ein maßvolles Verhalten 
der Entwick lungs länder verzeichnen kann. M i t dem Algerier 
Jazairi steht weiterhin ein P rä s iden t aus einer der beiden Ge­
berkategorien an der Spitze des Fonds, der Vizepräs ident ist 
wiederum Amerikaner. Über den bei G r ü n d u n g des Fonds un­
befriedigend gelösten Problemen darf man ferner nicht verges­
sen, daß die Geber länder damals eine Reihe von Forderungen 
gegen den Widerstand der Entwicklungs länder durchsetzen 
konnten. Hierzu gehören das Verbot für den IFAD, an den Kapi­
talmarkt zu gehen, die gewichtete Stimmenverteilung (statt des 
Prinzips >ein Land, eine Stimme«) sowie das Verbot der Direkt­
ausleihe. Die Ergebnisse der bisher erfolgten internen und 
(durch die USA, Kanada und die Bundesrepublik Deutschland 
durchgeführ ten) externen Überprüfung von Projekten des 
Fonds sprechen durchweg für seine weitere Förderung . Über­
legungen, bei einem Scheitern des Fonds bzw. bei Unter­
schreiten einer Mindestgrenze für die Auffüllung die freiwer­
denden Mi t te l als Sonderprogramm bei der I D A einzusetzen, ist 
entgegenzuhalten, daß dann der OPEC-Anteil mi t Sicherheit 
bet rächt l ich abfallen wird . Zudem w ä r e keine Garantie gege­

ben, daß sämt l iche Mit te l i n IFAD-typische Projekte einge­
bracht würden . 
Die OPEC-Staaten m ü ß t e n anerkennen, daß sich i m Bereich der 
multilateralen Finanzorganisationen für sie nur beim I F A D — 
und allein aufgrund dessen besonderer Konstruktion — die 
Notwendigkeit einer finanziell a n n ä h e r n d gleichen Lastenver­
teilung mi t den OECD-Staaten ergibt. In allen anderen multi la­
teralen Finanzsituationen tragen die OECD-Staaten mi t Ab­
stand die finanzielle Hauptlast (eine weitere Beteiligung von 
OPEC-Staaten an internationalen Finanzinstitutionen mi t gro­
ßer Mitgliederzahl ergibt sich nur noch bei der IDA, wo ihr Bei­
tragsanteil 5,1 v H beträgt) . Eine Beibehaltung der jetzigen Posi­
tion der OPEC-Staaten gegenüber dem IFAD würde bedeuten, 
daß von dem einst so gefeierten Modell i m Rahmen einer neuen 
internationalen Wirtschaftsordnung bzw. einer neuen Nord-
Süd- und Süd-Süd-Kooperat ion schwerpunk tmäß ig nur noch die 
Zweidrittel-Stimmenmehrheit der Entwick lungs länder übrig­
bleiben würde . 
Der IFAD selbst m u ß in erster Linie auf die erhebliche Absen­
kung des Auffül lungsvolumens reagieren. Die Auswirkungen 
der Kürzung k ö n n t e n zum Teil durch Umschichtungen der bis­
herigen Akt iv i tä ten aufgefangen werden in dem Sinne, daß der 
Fonds sich noch mehr als bisher auf seine spezielle Rolle kon­
zentriert, ohne daß dies zu einer Bee in t räch t igung seiner kata-
lytischen oder experimentellen Wirkungsweise führt. Beispiels­
weise könn ten großvolumige Bewässe rungsvorhaben aus sei­
nem Programm gestrichen werden, ebenso die Projekte der 
integrierten ländl ichen Entwicklung, die bei den bisherigen 
Evaluierungen nicht überzeugten , auch nicht unter Berücksich­
tigung möglicher E in f lußnahmen auf die Politiken der Empfän­
ger länder . Eine E rhöhung der katalytischen Wirkung des IFAD 
auf andere multilaterale Finanzinstitutionen, die bisher nicht 
ausreichend nachzuweisen war, könn te durch die E r h ö h u n g des 
Kofinanzierungsanteils bei IFAD-Projekten erreicht werden. 
Andererseits könn ten Mit te l dadurch freigesetzt werden, daß 
der IFAD auf marginale Kofinanzierungsanteile bei großvolu-
migen Projekten anderer multilateraler Finanzinstitutionen 
verzichtet, da hier eine E inf lußnahme auf deren Konzepte am 
wenigsten wahrscheinlich ist. 
Finanzmittel k ö n n t e n ferner mi t Hilfe einer Ä n d e r u n g der Aus­
leihbedingungen umgeschichtet werden. Wie die bisherige Er­
fahrung zeigt, w i r d jedoch eine Ä n d e r u n g dahingehend schwie­
r ig werden, die bisher zugelassene Ansiedlung von IFAD-Pro­
jekten in Armutsregionen von Entwick lungs ländern mi t mittle­
rem Einkommen e inzuschränken . Ob hier die Sol idar i tä t für 
ä r m e r e kleinere Lände r das Eigeninteresse vor allem der la­
teinamerikanischen Lände r überwiegt , ist ungewiß. Das gleiche 
gil t für eine E r h ö h u n g der internen Mittelschöpfung aufgrund 
von Z inse rhöhungen und Verkürzung von Darlehenslaufzeiten 
zu Lasten von L ä n d e r n mi t mitt lerem Einkommen. 
Ein Entgegenkommen der Betroffenen dürfte die Haltung der 
Geber bei der Auffüllung ebenso positiv beeinflussen wie die 
auch von Kategorie I I geforderte höhe re Beteiligung von Län­
dern der Kategorie I I I (etwa von Mexiko und Indien) an der 
Auffüllung. 

Anmerkungen 

1 Wireless Bulletin from Washington v. 16.1.1985 (U.S. Support and Funding 
for U.N. Programs Remain Strong). 

2 Washington Post v. 7.12.1984 (Plan Sees U.S. Quitting Food Agency). 
3 Zur näheren Beschreibung des IFAD — auch als internationaler Agrarent-

wicklungsfonds< (so die Terminologie des Deutschen Übersetzungsdienstes 
der Vereinten Nationen) bekannt — siehe Horst Wetzel, Der Internationale 
Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung — IFAD. Eine Zwischenbilanz 
über die ersten vier Jahre seiner Tätigkeit, in: Entwicklung und ländlicher 
Raum, Nr. 1/1982, S.3ff. Auf die Gründung und ihre Vorgeschichte wurde 
von Norbert J . Prill eingegangen in VN 1/1978 S.28, VN 1/1977 S.25f. und 
VN 4/1976 S.123. 

4 Hierzu Rüdiger Wolf rum, Neue Elemente im Willensbildungsprozeß interna­
tionaler Wirtschaftsorganisationen. Strukturelle Neuerungen in den Satzun­
gen von IFAD, UNIDO und Gemeinsamem Fonds, VN 2/1981 S.50ff. 

5 Allerdings fällt das OPEC-Mitglied Ecuador und fallen die OECD-Mitglieder 
Griechenland, Portugal und Türkei unter Kategorie III, der auch die beiden 
osteuropäischen IFAD-Mitglieder (Jugoslawien und Rumänien) angehören. 
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Ungewisse Hoffnung für Afrika 
Die Deklaration der Generalversammlung zur Wirtschaftslage der afrikanischen Staaten 

KONRAD MELCHERS 

Neben der an anderer Stelle dieser Ausgabe behandelten Verab­
schiedung der Konvention gegen Folter hat die ansonsten we­
nig spektakulär verlaufene 39.Generalversammlung der Verein­
ten Nationen ein weiteres in die Zukunft weisendes Dokument 
angenommen: mit Resolution 39/29 hat sie ihre >Erklärung über 
die kritische Wirtschaftslage in Afrika< verkündet (Text: S.35ff. 
dieser Ausgabe). Damit hat sie, nach vorangegangener ergeb­
nisloser Diskussion im Wirtschafts- und Sozialrat im letzten 
Sommer, doch noch der akuten >afrikanischen Krise< Rechnung 
getragen. Deren tieferliegenden Ursachen ist diese Zeitschrift 
bereits in Heft 4/1984 ausführlich nachgegangen. In den letzten 
Monaten ist die aktuelle Lage auf unserem Nachbarkontinent 
vom Gegenstand einiger weniger Experten und Interessierten 
zum Thema auch der breiten Öffentlichkeit geworden; der von 
den Massenmedien und Hilfswerken ausgerufene >Tag für Afri-
ka< am 23.Januar erbrachte ein Spendenaufkommen von etwa 
110 Mill DM zur Linderung der Not in den am meisten betroffe­
nen afrikanischen Ländern, appellierte aber mehr ans Mitleid 
als an die Solidarität und hat das Bewußtsein von der Notwen­
digkeit wahrhaft partnerschaftlicher Beziehungen zwischen 
Nord und Süd gewiß nicht gefördert. Wie es nach dem Erliegen 
des Nord-Süd-Dialogs und angesichts des in den letzten Jahren 
rauher gewordenen internationalen Klimas auf der Ebene der 
Weltorganisation mit dem Bewußtsein von den Ursachen der 
> afrikanischen Krise< und mit der Möglichkeit steht, gemein­
sam Lösungsansätze zu finden, wird nachfolgend untersucht. 

I 

»Diese Deklaration ist ein Zeichen der Hoffnung für Afrika«, 
e rk lä r t e am 3.Dezember 1984 der Gene ra l sek re t ä r der Verein­
ten Nationen, Javier Perez de Cuellar, zu der am gleichen Tage 
ohne förmliche Abstimmung verabschiedeten >Erklärung über 
die kritische Wirtschaftslage in Afrikas Der P räs iden t der 
39.Generalversammlung, der sambische Botschafter Paul J.F. 
Lusaka, meinte gar: 
»Dies ist das erste Mal in der Geschichte der Vereinten Nationen, daß 
die Generalversammlung ein Dokument beschlossen hat, das eine kon­
zertierte internationale Aktion für das Wohlergehen des afrikanischen 
Kontinents vorsieht.« 1 

Gleichwohl fand die Erk lä rung in der Bundesrepublik Deutsch­
land nur geringe Beachtung. So führte der Deutsche Bundestag 
drei Tage spä te r eine aktuelle Stunde zum Hunger in Afr ika 
durch — nicht wei l die Weltorganisation die Erk lä rung verab­
schiedet hatte, sondern weil der Bundesminister für wirtschaft­
liche Zusammenarbeit, J ü r g e n Warnke, von einer Reise nach 
Äthiopien zu rückgekehr t war. Keiner der 13 Redner in der 
aktuellen Stunde e r w ä h n t e auch nur die Entschl ießung der Ge­
neralversammlung. 
Ungeachtet solcher Gleichgült igkeit gegenüber der UNO in ei­
nem der wichtigsten >Geber<länder war die Einmüt igke i t der 
Entscheidung in New York doch ein bemerkenswerter Vorgang. 
Wie gelang es, diese Einmüt igke i t herzustellen? Worin besteht 
die Einheit? Wurden nichtssagende Kompromißformeln gefun­
den oder wagte es angesichts der Fi lm- und Presseberichte von 
den Verhungernden niemand, seine Betroffenheit nicht zu be­
kunden, wohlwissend, daß auch i m Konsenswege beschlossene 
Resolutionen der Generalversammlung nicht binden? Ist i n 
Afr ika etwa »eine intellektuelle Revolution in Gang gekom­
men« , wie sie der Erste Geschäf tsführende Vizepräs ident der 
Weltbank, Oliver Stern, zu erkennen glaubt? Stern führt an, daß 
noch vor drei Jahren, als die Weltbank ihren ersten Afrika-
Bericht 2 veröffentlicht habe, dieser von vielen Regierungen 
»rundweg kri t is iert« worden sei. Das inzwischen eingeleitete 
Aktionsprogramm 3 verwende denselben analytischen Rahmen, 

sehe sich aber i m »Haup t s t rom der Denkansä t ze in Afrika«. 
Haben andererseits vielleicht auch die Indus t r i e länder ihre Po­
sitionen geände r t angesichts der nun offensichtlich geworde­
nen verheerenden Auswirkungen der Weltwirtschaft auf Af r i ­
ka? Welche Aussichten schließlich hat die Realisierung der Er­
klärung? 

I I 

Anfang 1983 veröffentl ichte die E r n ä h r u n g s - und Landwirt­
schaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) ihre ersten 
Warnrufe zur kritischen Lage der Nahrungsmittelversorgung in 
Afrika. I m Aufruf vom Mai 1983 fällt die Zahl der fast 150 M i l ­
lionen Menschen in 22 Staaten Afrikas, die von Hunger und 
U n t e r e r n ä h r u n g bedroht seien 4. Fortgesetzte Notstandsberichte 
vor allem aus dem Südl ichen Afrika, aber auch aus dem Sahel 
und vom Horn von Afr ika ve ran laß ten den Gene ra l s ek re t ä r zu 
einer persönl ichen Initiative. I m Januar und Februar 1984 be­
suchte Perez de Cuellar Westafrika. Seine in der Weltöffentlich­
keit verbreiteten Reisee indrücke und die unabläss ige Öffent­
lichkeitsarbeit der FAO führ ten zu vermehrten Aktivi täten, dar­
unter auch dem ersten Spendenaufruf i m ersten Fernsehpro­
gramm der Bundesrepublik Deutschland am Karfreitag 1984 
unter dem Stichwort >Afrika verhungerte 

Für die Tagung des Wirtschafts- und Sozialrats (ECOSOC) i m 
Jul i 1984 in Genf legte der G e n e r a l s e k r e t ä r einen neuen Bericht 
zur Lage von E r n ä h r u n g und Landwirtschaft in Afrika vor 5 . 
Darin wi rd erneut auf den Rückgang der Nahrungsmittelpro­
duktion pro Kopf der Bevölkerung in Afr ika seit 1970 hingewie­
sen und auf die Ausbreitung der Wüsten. Die Angaben über die 
wachsende Nahrungsmi t t e l lücke in Afr ika unterstreichen die 
steigende Anfälligkeit für Witterungsprobleme. Für ganz Afr ika 
e rhöh te sich die Lücke zwischen Nahrungsmittelbedarf und 
-Produktion seit 1971 um durchschnittlich 1,3 v H pro Jahr. Spit­
zenreiter waren Botswana (10,2 vH), Gambia (6,7 vH) Lesotho 
(5,5 vH), Somalia (5,4 vH), Ghana (4,6 vH) und Kenia (3,2 vH). 
Eine Verbesserung der Nahrungsmittelbilanz erreichten nur 
Angola, Elfenbeinküste , Niger, Rwanda, Sambia, Tansania, 
Tschad und Uganda. Als H a u p t g r ü n d e für die Entwicklung 
nennt der Bericht ungüns t ige Umweltfaktoren, die Auswirkun­
gen der Weltwirtschaftskrise und Fehler in der Landwirt­
schaftspolitik, die Vernach läss igung der Landwirtschaft und da­
bei besonders der Kleinbauern gegenüber anderen Sektoren 6 . 
Der Bericht e r w ä h n t auch eine Studie, nach der in Afr ika ohne 
technische Entwicklungen ein Dreifaches der Bevölkerung von 
1975 aus eigener Nahrungsmittelproduktion e r n ä h r t werden 
kann 7 . 
Die Debatte i m Wirtschafts- und Sozialrat, der jetzt zum ersten 
Mal den Gesamtkomplex >kritische Wirtschaftslage in Afrika< 
behandelte, führte nicht zu einer gemeinsamen Resolution oder 
gar einem Aktionsprogramm. Schroff gingen die Meinungen 
auseinander. Alan Keyes, Vertreter der USA i m ECOSOC, gab 
die Schuld an der Krise den afrikanischen Regierungen und 
deren Politiken; der einmalige Ressourcentransfer, der in den 
siebziger Jahren stattgefunden habe, sei falsch eingesetzt wor­
den, die USA seien »nicht länger bereit, zusätzl iche Mit te l be­
reitzustellen«, solange nicht marktwirtschaftlichen Prinzipien 
Rechnung getragen werde. Auf die von den Geldgebern gesetz­
ten Konditionen, insbesondere die Zinsen der Geschäf tsban­
kenkredite, ging Keyes nicht ein. Auch Heinrich Dieckmann 
meinte seitens der Bundesrepublik Deutschland feststellen zu 
können , daß Länder mi t freiem Unternehmertum und ohne un­
nötig viel Staatsinterventionismus vergleichsweise besser ab­
schnitten. Dagegen sprachen die Vertreter der afrikanischen 

16 Vereinte Nationen 1/85 



Staaten. Der Exeku t ivsekre tä r der Wirtschaftskommission für 
Afr ika der Vereinten Nationen (ECA) und Sonderbeauftragte 
des UN-Genera l sekre tä r s für die afrikanische Wirtschaftskrise, 
Adebayo Adedeji, e rk lär te , daß die Ursachen der Krise i m Un­
vermögen zu suchen seien, einen klaren Bruch mi t der kolonial­
wirtschaftlichen Erbschaft zu vollziehen, also mi t Produktions­
strukturen, die stark von der exportorientierten Landwirtschaft 
beherrscht werden. Afr ika habe die offenste Wirtschaft der 
Welt, der Außenhande l sei der einzige wesentliche Stimulus für 
inneren sozio-ökonomischen Fortschritt trotz der Beschrän­
kung der Expor tgü te r und deren dramatischem Preisverfall. 
Der wirtschaftliche Niedergang habe K r i s e n a u s m a ß erreicht 
wegen der weitverbreiteten, schweren und langanhaltenden 
Trockenheit, der rasch sich verschlechternden internationalen 
Rahmenbedingungen und der schweren Bürde der Auslands­
schulden Afrikas. 
Auch die Vertreter der os teuropä ischen Staaten und Chinas 
hoben die koloniale Hypothek hervor. Scharf kritisierte der 
sowjetische Botschafter En Makeev die Verantwortung der 
westlichen kapitalistischen Staaten. Hinter Argumenten zur 
mangelhaften Wirksamkeit von Politiken afrikanischer Regie­
rungen stehe der »Versuch, die Tatsache zu verschleiern, daß 
die afrikanischen Strukturen von den kapitalistischen L ä n d e r n 
und multinationalen Unternehmen geplünder t worden sind«. 
Ausführl ich sprach Makeev dann von der »großar t igen Hilfe« 
seines Landes, »in Übere ins t immung« mi t dem sowjetischen 
Wirtschaftssystem »unabhäng ige Wir t schaf t ss t rukturen« auf­
zubauen. 
Zum Scheitern einer gemeinsamen Resolution e rk lä r t e für die 
>Gruppe der 77< Porfirio Munoz Ledo aus Mexiko, Versuche 
seien abzulehnen, »das multilaterale System dazu zu benutzen, 
anderen L ä n d e r n ein Wirtschaftsmodell aufzuzwingen und da­
mi t deren nationale Souverän i t ä t zu schwächen«. Mohamed 
Bouyoueef aus Algerien ergänzte , daß der Hauptgrund in der 
Divergenz bestehe zwischen den Auffassungen der entwickel­
ten Lände r und der afrikanischen Länder hinsichtlich der Ziele 
und Methoden zur Preisstabilisierung, der Kompensation für 
Preisverluste, der Festlegung von Zielen für die öffentlichen 
Finanzleistungen (ODA) an die ä r m s t e n Entwick lungs länder 
(LLDCs) und des Konzepts der Produktionsanreize. 

I I I 
Die Debatte wurde Anfang November in der 39.Generalver-
sammlung fortgesetzt. Hierzu legte der Gene ra l s ek re t ä r einen 
weiteren Bericht vor, der ausführl icher auf die akute Notlage in 
den verschiedenen L ä n d e r n und Regionen eingeht 8. Dabei wer­
den Zahlen wie die von 150 Mil l ionen potentieller Hungeropfer 
nicht bestät igt , insgesamt w i r d allerdings ein Fehlbedarf von 
5,3 M i l l Tonnen Getreide allein für die 1983/84 am heftigsten 
betroffenen 24 Länder ermittelt und ein noch größerer Ausfall 
für 1985 vorausgesagt. Der Bericht geht dann auf die Auswir­
kungen in Sektoren ein, die i m engen Zusammenhang mi t der 
E r n ä h r u n g s k r i s e stehen (Wasserversorgung, Transport, Lage­
rung und Verteilung, Flüchtl inge, Gesundheit, Energie, soziale 
Aspekte der Krise — insbesondere die Landflucht —, Umwelt­
schutz und die Fähigkei t , auf krisenhafte Entwicklungen zu 
reagieren). Soweit dies dür re Statistiken und ein schriftlicher 
UN-Bericht ü b e r h a u p t ausd rücken können, ist die Situationsbe­
schreibung kaum weniger bed rückend als die Augenzeugenbe­
richte und Filmaufnahmen aus den Notstandsgebieten. 
Hinsichtlich der zu ergreifenden M a ß n a h m e n bezieht sich der 
Bericht in erster Linie auf den von den afrikanischen Staats­
und Regierungschefs 1980 verabschiedeten Aktionsplan von La­
gos. Um die landwirtschaftliche Produktion wieder zu steigern, 
w i r d besonders auf die Notwendigkeit verbesserter Technolo­
gien hingewiesen; die traditionelle Landwirtschaft leide parado­
xerweise an einem Mangel an Arbei tskräf ten, wobei auf die 
Frauen die Hauptlast entfalle. Erfahrungen mi t >standortge-
rechtem Landbau< sind auch in diesen Bericht noch nicht einge­
flossen. Auf die rasche Abholzung der Wälder w i r d allerdings 

hingewiesen: jähr l ich 4 M i l l Hektar bei einem Gesamtbestand 
von 200 M i l l Hektar Wald. 
Die binnenwirtschaftliche Preispolitik, so verlangt auch der Be­
richt, muß das ungüns t ige Aus tauschverhä l tn i s zwischen Stadt 
und Land wieder zugunsten der Landwirtschaft umkehren, was 
allerdings häufig durch den Verfall der außenwir tschaf t l ichen 
Wechselkurse erschwert wi rd . Die Notwendigkeit der Bevölke­
rungsplanung w i r d i m Unterschied zum Aktionsplan von Lagos 
nicht ausgeklammert. Hervorgehoben w i r d auch, daß der Nie­
dergang des Erziehungswesens aufgehalten werden müsse . Er­
neut werden die außenwir tschaf t l ichen Faktoren, insbesondere 
die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise, veranschaulicht. 
Der Preisverfall für afrikanische Exporte, der Anstieg der 
Schuldzinsen und der Rückgang der öffentlichen Finanzleistun­
gen der Indus t r i e l änder habe für viele ö l impor t ie rende afrikani­
sche Staaten zu einem negativen Nettotransfer von Zahlungen 
geführt. F ü r eine Reihe von Lände rn sei inzwischen auch der 
Schuldendienst für Kredite der multilateralen Finanzinstitutio­
nen (Weltbank, Afrikanische Entwicklungsbank usw.) höhe r als 
deren Neuauszahlungen. Elf Staaten, die zu den besonders not­
leidenden gehören , h ä t t e n 1983 sogar hohe Rückzah lungen von 
Kompensationskrediten des Internationalen Währungsfonds 
(IMF) für f rühere Exportverluste leisten müssen . Von den 40 
seit 1979 i m Rahmen des >Pariser Clubs< der wichtigsten Gläu­
b iger länder durchgeführ ten Umschuldungen betrafen 30 Ver­
handlungen 14 afrikanische Staaten. Dies zeige, daß mi t kurz­
fristigen A n p a s s u n g s m a ß n a h m e n , wie sie vom I M F durchge­
setzt werden, keine Lösung erreicht werde. 
Die von der Generalversammlung am 3.Dezember 1984 e inmü­
t ig verabschiedete E rk l ä rung wurde von der afrikanischen 
Staatengruppe selbst vorbereitet und stellt insofern einen Kom­
promiß zwischen den Afrikanern und den Indus t r i e l ände rn dar, 
als die Verantwortung letzterer für die Krise nicht explizit auf­
geführt w i r d und keine quantitativen Ziele zur V e r ä n d e r u n g der 
außenwir tschaf t l ichen Rahmenbedingungen der afrikanischen 
Lände r bestimmt werden. Die wichtigsten Faktoren der inter­
nationalen Wirtschaftslage mi t ihren »besonders verheerenden 
Auswirkungen auf die bereits geschwäch ten afrikanischen 
Volkswirtschaften« werden zwar benannt: Verschlechterung 
der Austauschrelationen (terms of trade), starker Rückgang der 
Exporteinnahmen, Auslandschuldenlast und stagnierender Fi­
nanzzufluß. Die Deklaration beläßt es jedoch bei allgemeinen 
Forderungen nach der » Z u n a h m e der Net tokapi ta l s t röme«, 
nach »unverzügl ichen M a ß n a h m e n zur Milderung der Schul­
denlas t« (Umwandlung bilateraler ODA-Schulden i n nichtrück­
zahlbare Zuschüsse , Herabsetzung der Zinssätze auch der mul­
tilateralen Geber) und unverzügl ichen » M a ß n a h m e n zur lang­
fristigen Stabilisierung der Grundstoffpreise und zur besseren 
und häuf igeren Nutzung von Vorkehrungen zur Ausgleichsfi­
nanzierung von Exporter lösausfäl len«. Die E rk l ä rung n immt 
andererseits aber auch keine einseitige Schuldzuweisung an die 
afrikanischen Staaten vor. So heißt es, daß sich die 

»äußerst düsteren Aussichten auf Erholung, auf Wachstum und auf Ent­
wicklung nicht ändern, solange die derzeitigen Eigenanstrengungen der 
afrikanischen Länder von der internationalen Gemeinschaft nicht voll 
unterstützt werden.« 

Weiter w i r d festgestellt, daß die »Haup tve ran twor tung . . . für 
die Bewältigung der derzeitigen K r i s e « 9 (nicht für ihre Entste­
hung) bei den afrikanischen L ä n d e r n selbst liege. 
E r w ä h n e n s w e r t ist noch, daß in der E rk l ä rung deutlicher als i m 
Bericht des G e n e r a l s e k r e t ä r s ein »ausgewogeneres Verhäl tnis« 
zwischen heimischer Nahrungsmittelerzeugung und landwirt­
schaftlicher Exportproduktion i n Afr ika gefordert wi rd . Ande­
rerseits tauchen in der E rk l ä rung Ausführungen wie i m Bericht 
des G e n e r a l s e k r e t ä r s zur Bedeutung alternativer Energ ie t räger 
und angepaß te r Technologien — die in Afr ika wegen ihrer 
angeblichen technologischen Rücks tändigke i t verrufen sind, 
aber auch von den Lieferanten von Großtechnologien nicht ge­
schätz t werden — nicht mehr auf. Solche >Details< spielten 
allerdings auch in der Aussprache keine Rolle. 
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Um internationalen Konsens zu erreichen, hielten sich die afri­
kanischen Delegierten in der Debatte deutlich zurück, beweg­
ten sich also i m von der E rk l ä rung gezogenen Rahmen. Die 
Sprecher der Indus t r i e länder nutzten demgegenübe r die Gele­
genheit zu lautstarken ordnungspolitischen Propagandare­
den 1 0 . 
Die amerikanische Vertreterin bei der Weltorganisation, Jeane 
Kirkpatr ick, hatte schnell den Grund für den »scharfen Rück­
gang der Agrarprodukt ion« ausgemacht: »Staatskontrol le«. 
Zwang sei fehlgeschlagen, wo Marktanreize Erfolg gebracht 
hä t ten , meinte die streitbare Professorin. » M a r k t m e c h a n i s m e n 
und angemessene Anreize für die Produzenten« seien nachge­
w i e s e n e r m a ß e n die »wi rksams ten Tr iebkräf te wirtschaftlicher 
Entwicklung«. Die Botschafterin zeigte sich erfreut, daß ein 
»wachsender Konsens über die A r t der Polit iken« festzustellen 
sei. Ihr Mitstreiter Alan Keyes begrüß te die Erk lä rung , aller­
dings in einer recht eigenwilligen Interpretation; sie erkenne 
an, daß 
»den afrikanischen Ländern die Hauptverantwortung zukommt, sich 
nicht nur der gegenwärtigen Krise zu widmen, sondern auch sich den 
schmerzhaften Anpassungsmaßnahmen zu unterziehen, die notwendig 
sind, um vergangene Fehler und Rückschläge zu korrigieren.« 
Und weiter: 
»Meine Delegation freut sich, daß ein Fall-zu-Fall-Verfahren bei der 
Festlegung von wirtschaftlichen Anpassungsprogrammen und Schulden­
erleichterungen bestimmt wird. Nicht anders begrüßen wir, daß die Er­
klärung das Sonderprogramm der Weltbank mit erfaßt. Mein Land steht 
bereit, diese Anstrengungen zu fördern, die Aufmerksamkeit für diese 
Region zu erhöhen.« 
Auch der Bonner Vertreter Hans Werner Lautenschlager rief 
aus: »Heute möchte ich unsere afrikanischen Freunde versi­
chern: Sie k ö n n e n Ihre Hoffnungen auf die Sol idari tä t meines 
Landes setzen, Sie sind nicht allein.« Dem vielfachen Hinweis 
der Entwick lungs länder auf die ungüns t igen internationalen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die die Bundesrepublik 
Deutschland ja mitzuverantworten hat, entgegnete der Bot­
schafter, indem er von der Bundesrepublik ein Bild äuße r s t e r 
Großzügigkei t entwarf und eine lange Liste Bonner Wohltaten 
in Afr ika aufzählte. Immerhin war er in einer Debatte über die 
Ursachen und Möglichkei ten der Abhilfe der Hungersnot in 
Afr ika so offen, die »Anst rengungen, das eigene Haus in Ord­
nung zu br ingen« als »Beitrag« zur Lösung der Krise anzubie­
ten. 
Der sowjetische Delegierte Plechko andererseits nutzte die Ge­
legenheit erneut, die koloniale und neokoloniale Ausp lünde rung 
Afrikas durch den Monopolkapitalismus zu verurteilen. Dann 
fuhr auch er mi t einer Aufzählung von Entwicklungsprojekten 
seines Landes in Afr ika fort. 

IV 

Bei der w ä h r e n d der Debatte von den Sprechern der Industrie­
länder aufgezähl ten langen Liste von Entwicklungsprojekten 
und anderen Hi l f smaßnahmen verwundert es, wie es möglich 
sein kann, daß große Teile Afrikas in eine sich rasch verschlim­
mernde Notsituation geraten sind. Niemand kann bestreiten, 
daß sich in Afr ika entwicklungshemmende neue Klassenstruk­
turen herausgebildet und ve rhä r t e t haben. Terroristische Regi­
me, deren Existenz und Über leben allerdings mehr oder weni­
ger mi t einem der beiden globalen Blöcke verbunden ist, und 
politische Konflikte, in die aus ländische Mächte ebenfalls ver­
strickt sind, haben zweifellos wesentlichen Antei l an der Mise­
re. Wer dies wi rk l ich ä n d e r n w i l l , kann allerdings nicht über die 
internationalen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen hinweg­
gehen, wie dies die Delegierten der meisten Indus t r ie länder bei 
der Debatte in der Generalversammlung wiederum taten. 
Welchen wirtschaftspolitischen Spielraum haben denn noch 
Länder , wenn über 25vH des Werts ihrer Exporte für den Im­
port von Nahrungsmitteln aufgebracht werden m ü s s e n (afrika­
nischer Durchschnitt) und 22,4 v H für den Schuldendienst 
(28,3 v H bei den afrikanischen LLDCs 1982)? Ergänz t man noch, 
daß die ö l impor t ie renden afrikanischen Staaten rund 30 v H ih­

rer Devisener iöse für Erdöl impor te aufwenden müssen , dann 
bleibt selbst für Waffenkäufe und europä ische Luxusgüte r kein 
großer Spielraum mehr. Darübe r hinaus verfielen die Aus­
tauschrelationen je nach Bezugsjahr und Länderg ruppe seit 
1977 bzw. 1971 zwischen 15 v H und 50 v H . Hinzu kommt noch 
die >Dürre in der Entwicklungshilfe^ der sogar nominale (also 
nicht um Preissteigerungen bereinigte) Rückgang der verbillig­
ten öffentlichen Kredite und unentgeltlichen staatlichen Lei­
stungen (ODA), die kaum mehr ausmachen als die Gewinn­
transfers der aus länd ischen Konzerne aus Afrika. Die Industrie 
schließlich ist i n Afr ika noch in hohem Maße vom Import von 
Rohstoffen, Zwischenprodukten und Ersatzteilen abhängig , für 
die Devisen fehlen. Aufgrund dieser Bedingungen und nicht 
wegen des staatl ichen Interventionismus< sind die ausländi­
schen Privatinvestitionen in Afr ika stark zurückgegangen . Die 
weiteren Folgen sind, daß die Verschuldung, die 1983 einen 
Stand von 120 M r d Dollar erreichte, am schnellsten wächst , 
j ähr l ich etwa um 20 v H , gefolgt von den Nahrungsmittelimpor­
ten (10 vH). 

Die Nagelprobe für die Bereitschaft der Indus t r ie länder , diese 
Entwicklung umkehren zu helfen, erlebte Afr ika erst j üngs t bei 
den Verhandlungen über die Sonderfazi l i tä t der Weltbank für 
Afrika, die am 31. Januar und 1. Februar 1985 in Paris geführt 
wurden. Den ursprüngl ich anvisierten Betrag in Höhe von 
2 M r d Dollar für möglichst schnell durchführbare Projekte 
muß te die Bank schon bald auf 1 M r d Dollar herabsetzen. Die 
Zusicherung von Alan Keyes in der Generalversammlung galt 
offenbar nicht, die Vereinigten Staaten lehnten eine Teilnahme 
am Sonderprogramm ab und erschienen in Paris nur als Beob­
achter. Dafür haben die USA ihre Weizenüberschüsse in Bewe­
gung gesetzt. P räs iden t Ronald Reagan e rk lä r t e am 3. Januar 
1985: 
»Als Antwort auf die menschliche Katastrophe (in Afrika) hat Amerika 
als Regierung und als Volk mit riesigen Hilfsmaßnahmen reagiert. In 
diesem Finanzjahr haben die USA schon über 600 000 Tonnen Nahrungs­
mittel im Wert von 250 Mill Dollar als Nothilfe bereitgestellt — das 
geschieht zusätzlich zu unseren regulären Nahrungsmittelhilfe-Pro­
grammen in der Höhe von rund 1 Mill Tonnen. Die Reaktion der USA 
war bei weitem größer und schneller als von irgendeiner anderen Geber­
nation oder einer Institution.« 1 1 

M i t Weizenlieferungen werden aber gerade die Reformen und 
Produktionsanreize nicht geschaffen, von denen die US-Vertre­
ter so gerne sprechen. I m Gegenteil, die Abhängigkei t und Ver­
elendung Afrikas w i r d weiter vertieft. 
Auch die Bundesregierung ist nur bereit, schon zugesagte Gel­
der wieder >umzuprogrammieren< und für Kofinanzierungen 
mi t der Weltbank bereitzustellen. Die Mill iarden Gesamtzusa­
gen und Mill ionen zusätzl icher Nothilfen, von denen Botschaf­
ter Lautenschlager in der Generalversammlung sprach, k ö n n e n 
auch nicht d a r ü b e r h inwegtäuschen , daß die Gesamtzusagen 
der Bundesregierung für M a ß n a h m e n in Afr ika von 1980/81 bis 
1984/85 u m 35 v H zurückgegangen sind; die Zusagen für ländli­
che Entwicklungsprogramme sanken i m gleichen Zeitraum um 
21 v H . 

V 

So bleibt bei n ä h e r e r Betrachtung wenig Hoffnung für Afrika. 
Wie auch in anderen Bereichen des festgefahrenen Nord-Süd-
Dialogs hat die Konzessionsbereitschaft der Entwicklungs län­
der kein Entgegenkommen der Indus t r i e l änder bewirkt. Ganz 
offensichtlich sind aber auch die afrikanischen Regierungen zu 
schwach und zu fest ins internationale Netz der Eliten einge­
bunden, um einen radikalen Bruch durchzusetzen. Wer — wie 
etwa die F ü h r u n g Mosambiks — seinen Kopf zu weit heraus­
streckt, droht bald geköpft zu werden. Hundert Jahre nach der 
Berliner Konferenz scheint die Zeit für Afr ika rückwär t s zu lau­
fen. 
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Nach Nkomati 
Mosambik in den Zwängen von Außenpolitik und Außenwirtschaftsbeziehungen 

Zu den großen politischen Überraschungen des vergangenen 
Jahres zählte die — bis heute noch immer nicht voll verwirk­
lichte — Vereinbarung Südafrikas mit Angola über den Rück­
zug der dort eingefallenen Truppen Pretorias vom 16. Februar 
sowie das einen Monat später zwischen Südafrika und Mosam­
bik geschlossene Abkommen von Nkomati über >Gewaltverzicht 
und gutnachbarliche Beziehungen*1. Gelegentlich wurde hier­
zulande dieses Abkommen als ein Schritt »auf dem richtigen 
Wege«2 gewürdigt; doch wohin führt dieser Weg? Gerade die 
zweite Jahreshälfte 1984 hat gezeigt, daß für Pretoria wirtschaft­
liche Zusammenarbeit und politischer Modus vivendi mit ei­
nem unabhängigen afrikanischen Nachbarstaat nicht gleichbe­
deutend sind mit einem auch nur ansatzweise erfolgenden Aus­
gleich mit der Bevölkerungsmehrheit im Lande selbst; das 
zweite Halbjahr war gekennzeichnet von Massenprotesten der 
unterdrückten Südafrikaner und gewaltsamen Repressions­
maßnahmen der Staatsmacht. 
Doch könnte sich auch das Kalkül, durch >Nkomati< eine Atem­
pause zwecks ungestörter Umsetzung des Programms der >Gro-
ßen Apartheid* — der Ausgliederung der schwarzen Südafrika­
ner aus dem Staatsverband (vgl S.30 dieser Ausgabe) — als 
falsch erweisen; die dem Konflikt im Inneren Südafrikas eigene 
Dynamik3 wird letztlich nicht wirklich davon bestimmt, ob 
südafrikanische Guerilleros von Maputo aus operieren können 
oder nicht. In der Sicht Mosambiks, eines ökonomisch schwa­
chen Landes mit zahlreichen Problemen, aber stellte sich immer 
drängender die Frage des eigenen Überlebens: Die Hilfe der 
internationalen Gemeinschaft floß vergleichsweise spärlich, die 
Erwartungen an die internationalistische Solidarität des soge­
nannten sozialistischen Lagers wurde herb enttäuscht. 

Problemstellung 

Die mosambikanische Wirtschaft ist heute weitgehend paraly­
siert. Der einst bedeutsame industrielle Sektor ist mangels De­
visen für Rohstoffe, Zwischenprodukte und Ersatzteile nur 
mehr zu 20-25vH ausgelastet. Die Verschuldung gegenüber 
dem westlichen Ausland be t räg t mehr als 4 M r d D M (1984), ein 
Betrag, der nominell dem Fünffachen der Exporter löse Mosam­
biks i m Jahre 1973 entspricht. Die Deviseneriöse aus der Wan­
derarbeit und dem Transitverkehr, die einst die tragende 
Grundlage des Wirtschaftskreislaufs darstellten, sind 1982/83 
auf schä tzungsweise 20 v H des Standes von 1973 zurückgegan­
gen. Dieser Devisenengpaß leitete seinerseits den Niedergang 
des vormals bedeutenden industriellen Sektors ein. 
Die unzureichende industrielle Produktion sowie fehlende Im­
portmögl ichkei ten m u ß t e n sich in einer Zers törung der ökono­
mischen Grundlagen des Austauschs mi t der Landwirtschaft 
umsetzen, da für die Vermarktung der landwirtschaftlichen 
Produktion kaum mehr industrielle Fertigwaren verfügbar 
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sind. Dies wiederum führte zum Rückgang der Exporter löse , 
wodurch der gravierende Devisenengpaß Mosambiks zwar 
nicht hervorgerufen, jedoch zusätzlich ve r s t ä rk t wird . 
Dieser zur Zeit der Unabhäng igke i t (1975) kaum vorstellbare 
wirtschaftliche Niedergang Mosambiks ist aufs engste mi t dem 
regionalen Konf l ik t verbunden, in den dieser junge Staat von 
Anfang an gestellt war: In seiner Resolution 253 vom 29. Mai 
19684 hatte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen gefor­
dert, das Minderheitsregime in S ü d r h o d e s i e n 5 politisch und 
wirtschaftlich zu isolieren. Nach der Erlangung der Unabhän­
gigkeit war dem neuen UN-Mitglied Mosambik die Aufgabe 
zugefallen, die Durchsetzung dieser Resolutionen durch die 
Schl ießung seiner Grenze zu Südrhodes ien (1976) sicherzustel­
len. Mosambik erhielt in den folgenden Jahren von der Weltor­
ganisation Zahlungen, die einen Ausgleich für die hieraus ent­
stehenden Mindereinnahmen darstellen sollten. Die Befolgung 
der UN-Sanktionen durch Mosambik weitete sich jedoch rasch 
zu einem mil i tä r i schen Konfl ik t mi t Rhodesien aus, dessen 
wirtschaftliche Lasten und Schäden in keinem Verhä l tn i s mehr 
zu jenen Kompensationszahlungen der Vereinten Nationen 6 

standen. Mosambik hatte durch dieses Engagement entschei­
dend zur Bewäl t igung des Rhodesienkonflikts beigetragen; die 
Devisenreserven Mosambiks waren jedoch weitgehend aufge­
braucht und die wirtschaftliche Infrastruktur war schwer ge­
troffen. 

Nach der mil i tär isch-poli t ischen Lösung des Rhodesienpro­
blems sah sich Mosambik nunmehr in einen offenen Konf l ik t 
mi t der Republik Südafr ika (RSA) gestellt. Die Strukturen des 
sich fortsetzenden wirtschaftlichen Niedergangs sowie die poli­
tischen Konturen dieses Konflikts, die mittlerweile auch i m 
Abkommen von Nkomati deutlich geworden sind, benennen fol­
gende zentrale Rahmenbedingungen der Unabhäng igke i t Mo­
sambiks: Das Ende der portugiesischen Herrschaft in Mosam­
bik brachte diesem Land bislang kaum mehr als eine formale 
Unabhängigkei t . Die gesellschafts- und wirtschaftspolitischen 
Zielsetzungen der Unabhäng igke i t konnten bislang jedoch 
durch die RSA in erheblichem Maße beeint rächt ig t , wenn nicht 
blockiert werden. Dies ist i n der weitreichenden Verflechtung 
der mosambikanischen Wirtschaft mi t der Südafr ikas begrün­
det. 
Vor diesem ökonomischen und politischen Hintergrund ergibt 
sich auch die begrenzte Bedeutung bi- und multilateraler Pro­
gramme zur Technischen Hilfe. Die erste Phase von Pro­
grammen Technischer Hilfe i m Rahmen der UNO (1975/76-
1982) hatte beispielsweise eine finanzielle Gesamtausstattung 
von 23,5 M i l l US-Dollar. Die zweite Phase dieser Programme 
(1982-1986) weist eine finanzielle Aufstockung auf 50 M i l l Dol­
lar auf 7. Die sektorale Verteilung der Projekte in beiden Phasen 
ist durchaus weit gestreut, sie reicht von landwirtschaftlicher 
Forschung, Fö rde rung der Forstwirtschaft und der Fischerei bis 
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hin zur Unte r s tü tzung des Bildungssystems, des Wohnungsbaus 
und des Gesundheitswesens. So notwendig diese einzelnen Pro­
jekte sind, sie k ö n n e n ungeachtet ihrer finanziellen Ausstat­
tung kaum mehr als eine Hilfestellung sein. Das zentrale Pro­
blem der mosambikanischen Wirtschaft liegt in der Krise des 
Sektors der Dienstleistungen (Transitverkehr und Wanderar­
beit) gegenüber der Republik Südafr ika. Die Lösung dieses Pro­
blems ist daher auf absehbare Zeit aufs engste durch den Kon­
f l ik t mi t diesem Staat bestimmt und dürfte auch kaum gegen 
ihn zu bewäl t igen sein. 

1. Mosambik vor der Unabhängigkeit 

Portugal hatte bereits Jahrzehnte vor dem Ende seiner Herr­
schaft i n Afr ika begonnen, sich in den Wirtschaftsraum Westeu­
ropa zu integrieren und sich dadurch ökonomisch von seinen 
Kolonien zu entfernen. Dieser wirtschaftliche Rückzug war ge­
genüber Mosambik besonders deutlich ausgeprägt , das seit den 
achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts unter den wachsenden 
wirtschaftlichen Einfluß Südafr ikas geraten war. Der steigende 
Arbei tskräf tebedarf des expandierenden Bergbausektors dort 
hatte Mosambik seit der Jahrhundertwende zum bedeutend­
sten Reservoir von Wanderarbeit in dieser Region werden las­
sen. Mosambikanische Minenarbeiter stellten seitdem bis zu 
40 v H der Wanderarbeiter der damaligen Südafr ikanischen 
Union und begründe ten so eine der traditionell wichtigsten De­
visenquellen für Mosambik. I m selben Zeitraum wurde in Mo­
sambik ein ausgedehnter Transitsektor (Häfen und Eisenbah­
nen) ausgebaut, durch den dieses Land eine weitere enge Ver­
flechtung mi t der südafr ikanischen Wirtschaft erfuhr. 
Zusammen mi t den Erlösen aus der Wanderarbeit waren die 
Einnahmen aus dem Transitverkehr vor allem mi t Südafr ika 
seit den f rühen sechziger Jahren zur tragenden Grundlage des 
gesamten Devisenaufkommens geworden, die Erlöse aus dem 
Warenexport (Baumwolle, Zucker, Sisal, Kokos, Krabben, Tee) 
nahmen demgegenüber nurmehr ein untergeordnetes Gewicht 
ein. Die besondere Bedeutung Mosambiks i m Transitverkehr 
und als Arbei tskräf tereservoir und die daraus resultierenden 
umfangreichen Deviseneinnahmen waren die tragende Grund­
lage eines rasch expandierenden industriellen Sektors in Mo­
sambik selbst geworden, der zu Beginn der siebziger Jahre zu 
einem der größten i m Afr ika südlich der Sahara gezähl t werden 
konnte. Ungeachtet jener ökonomischen Entfernung Portugals 
von Mosambik und der weitreichenden wirtschaftlichen Durch­
dringung dieses Landes durch die RSA war dennoch die portu­
giesische Kolonialherrschaft von entscheidender Bedeutung für 
die Entwicklung der nationalen Befreiungsbewegung FRE-
L I M O und die wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Akzen­
te, die nach der Unabhäng igke i t in Mosambik gesetzt wurden. 
Entscheidend für die Durchsetzung des marxistischen Ansatzes 
i n der FRELIMO dürfte das System des portugiesischen >Kolo-
nialfaschismus< gewesen sein. Die politische Repression, das 
offene Elend des Arbeiters sowie die materielle und kulturelle 
Rücks tändigke i t des Kleinbauern in Portugal ähne l t en durch­
aus der sozialen Lage der afrikanischen Bevölkerung in Mo­
sambik und den anderen Kolonien. Diese Situation trug dazu 
bei, daß die interne Opposition in Portugal wie auch die Befrei­
ungsbewegungen in den Kolonien die Beseitigung dieses Sy­
stems als ihre vordringliche und gemeinsame Aufgabe ansahen. 
Die Einsicht in die gesellschaftlichen Determinanten und Me­
chanismen des Systems des >Kolonialfaschismus< sowie die 
Tatsache, daß die Strukturen der Vergangenheit unwieder­
bringlich verschwunden waren, sind i m Selbs tvers tändnis der 
FRELIMO jener Jahre entscheidend gewesen für das Vordrin­
gen eines marxistischen Klassenansatzes und einer an den 
sozialistischen Staaten orientierten Gesellschaftskonzeption. 
Die FRELIMO sah sich daher in dieser Situation vor die Auf­
gabe gestellt, ohne Rückgriff auf die Vergangenheit ein gesell­
schaftliches Vakuum< auszufüllen, das angesichts der Zerstö­
rung der traditionellen politischen Strukturen durch die portu­
giesische Herrschaft entstanden war. 

I n der Suche nach Formen, dieses gesellschaftliche Vakuum< 
auszufüllen, sah sich Eduardo Mondlane, der (1969 ermordete) 
erste P rä s iden t der Befreiungsbewegung, nach Jahren der in­
ternen Auseinandersetzungen in der FRELIMO 1968 autori­
siert, folgendes R e s ü m e e der Entwicklung des Denkens i n die­
ser Bewegung zu ziehen: 
»Die Tendenz der F R E L I M O weist heute mehr und mehr in Richtung 
des Sozialismus marxistisch-leninistischen Typs. Dies ist der Fall, da die 
konkreten Verhältnisse, unter denen wir in Mosambik leben, sowie die 
Art des Gegners, mit dem wir es zu tun haben, keine andere Alternative 
offenlassen. . . . Wir werden ein sozialistisches Wirtschaftssystem errich­
ten, und es liegen heute reichlich Erfahrungen der verschiedenen soziali­
stischen Länder vor, die wir studieren und vertiefen werden.« 8 

Eine tiefgehende Einbindung in den ökonomischen Kreislauf 
der RSA als tragende Grundlage eines relativ weit entwickelten 
industriellen Sektors für den Binnenmarkt, eine fortgeschrit­
tene Durchsetzung der Lohnarbeit sowie ein gesellschaftliches 
Vakuum< lassen sich daher als zentrale Ausgangsbedingungen 
benennen, unter denen der wirtschafts- und gesellschaftspoliti­
sche Neubeginn in Mosambik 1975 zu erfolgen hatte. 

2. Zielsetzungen nach der Befreiung 

Entsprechend den gesellschafts- und wirtschaftspolitischen 
Vorstellungen, die zum Ende der sechziger Jahre in der FRE­
L I M O vorherrschend waren, wurden hierbei folgende Akzente 
gesetzt: Der Aufbau eines zentralen sozialistischen Planungssy­
stems wurde konzeptionell eng an der f rühen Phase der nach­
holenden Industrialisierung der heutigen sozialistischen Staa­
ten orientiert. Damit erschien es der mosambikanischen Füh­
rung als selbstverständlich, sich auch außen- und wirtschaftspo­
litisch der Gruppe dieser Lände r zuzuordnen, um von diesen die 
erforderliche Unte rs tü tzung beim Aufbau einer sozialistischen 
Wirtschaftsordnung und bei der Realisierung der Langzeitpla­
nung zu erhalten 9 . 
Entsprechend wurde seitens der mosambikanischen F ü h r u n g 
in den ersten Jahren nach der Unabhäng igke i t betont, daß die 
wirtschaftliche Zukunft Mosambiks nur in dessen fortschrei­
tender Integration in den Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(COMECON) der Staaten des »realen Sozialismus< gefunden 
werden könne . Diese Option war von der Erwartung getragen, 
daß sich Mosambik i n der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
mi t dem COMECON eine t ragfähige Alternative zu den bekann­
ten Restriktionen und Zwängen des Welthandels und der inter­
nationalen Konkurrenz erschl ießen könne. Langfristige Han­
delsabkommen in der Form von Kompensa t ionsgeschäf ten 
wurden als Ausweg aus den Benachteiligungen angesehen, de­
nen insbesondere ökonomisch schwache Entwick lungs länder 
i m Welthandel ausgesetzt seien. Diese Erwartung bedeutete die 
Annahme, die COMECON-Staaten seien in der Lage oder bereit, 
einem ökonomisch schwachen Entwicklungsland mi t sozialisti­
scher Orientierung Bedingungen des Warenaustauschs einzu­
r ä u m e n , die für die Entwicklungs länder insgesamt nicht reali­
sierbar scheinen: einen, gemessen an den Expor tmögl ichkei ten 
Mosambiks, unbegrenzten Absatzmarkt zu konstanten Bedin­
gungen. Von den COMECON-Staaten wurde zudem erwartet, 
daß sie sich an der Durchführung und Finanzierung von Ent­
wicklungsprojekten beteiligten, deren Rückzah lung durch stei­
gende Exporte in diese Staaten sowie aus laufender Produktion 
aus diesen Projekten erfolgen sollte. 

Für die mosambikanische F ü h r u n g war diese Orientierung auf 
den COMECON zudem ein zentraler Bestandteil ihrer regional­
politischen Konzeption, einen Ausweg aus dem Konf l ik t mi t 
Pretoria zu finden. Dieser Stellenwert der COMECON-Option 
ergibt sich aus den Richtlinien des ökonomisch-pol i t ischen Ver­
haltens der RSA gegenüber Mosambik, wie sie unter der Regie­
rung Vorster in ihren Grundzügen festgelegt wurden. Denn 
nach der Revolution in Portugal vom A p r i l 1974 stellte sich für 
die Regierung Smith in Südrhodes ien sowie für die RSA die 
Frage, i n welcher Weise auf die zu erwartende S t a a t s g r ü n d u n g 
eines u n a b h ä n g i g e n Mosambik Einfluß genommen werden 
könnte . In diesem Zusammenhang unterbreitete die Regierung 
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Smith den Vorschlag, Mosambik solle entlang des Sambesi ge­
teilt werden und die nördl ichen Provinzen der FRELIMO über­
lassen bleiben, i n der diese keine ökonomische und daher auch 
keine politische Zukunft finden könne . I m wirtschaftlich ent­
wickelten Süden, i n dem die Interessen Salisburys und Preto­
rias lagen (Transitverkehr, Wanderarbeit, Warenaustausch), 
sollte eine S t a a t s g r ü n d u n g unter Uria Simango, einer rassi­
stisch-nationalistisch orientierten, einst zum Führungsk re i s der 
FRELIMO zäh lenden Persönl ichkei t , erfolgen. Dieser Vor­
schlag wurde vom Kabinett Vorster als nicht t ragfähig abge­
lehnt. Eine Regierung Simango stelle zur FRELIMO unter Sa-
mora Machel keine realpolitische Alternative dar; sie sei außer­
stande, ausreichende politische und soziale Un te r s tü t zung in 
Mosambik zu finden. 
Stattdessen entschloß sich die Regierung Vorster zu folgender 
Grundsatzentscheidung: Die S t aa t sg ründung durch die FRE­
L I M O unter Machel w i r d akzeptiert. Die RSA kooperiert auf 
wirtschaftlichem Gebiet mi t Mosambik; hierdurch seien die 
Strukturen ökonomischer Abhängigke i t dieses Landes zu erhal­
ten, um auf dieser Grundlage langfristig auf die politische M i l i -
tanz der FRELIMO kontrollierend einwirken zu können . 
Jene COMECON-Option sollte daher dazu beitragen, Mosambik 
zumindest auf ökonomischem Gebiet dem südafr ikanischen Zu­
griff zu entziehen. Dieser Versuch wurde schließlich von der 
mosambikanischen Regierung durch ihr Engagement in der 
Konferenz zur Koordinierung der Entwicklung i m Südl ichen 
Afr ika (Southern African Development Co-ordination Confer­
ence, SADCC) ergänzt . Die SADCC-Staaten teilen die Erfah­
rung, daß Pretoria die bestehenden Strukturen wirtschaftlicher 
Verflechtung mi t Südafr ika als Hebel zur Pression und polit i­
schen Einf lußnahme einsetzt. So zielt die SADCC-Initiative dar­
auf ab, durch wirtschaftliche Kooperation zwischen den Mi t ­
gliedstaaten diese wirtschaftliche Abhängigkei t schrittweise zu­
rückzudrängen . 

3. DeStabilisierung und Nkomati-Abkommen 

I n der Periode 1975-1980/81 entsprach das ökonomisch-polit i­
sche Verhalten Südafr ikas gegenüber Mosambik weitgehend 
den Richtlinien jener Grundsatzentscheidung aus dem Jahre 
1974. Auch der Übergang zur Politik offener mi l i tär ischer De-
stabilisierung ist nicht ohne weiteres als eine Abkehr der RSA 
von dieser langfristigen Konzeption zu werten. Vielmehr traf 
die Destabilisierung Mosambik nicht nur w ä h r e n d einer rasch 
fortschreitenden Wirtschaftskrise, sondern vor allem auch zu 
einem Zeitpunkt fehlgeschlagener außen- und wirtschaftspoliti­
scher Orientierung auf den COMECON. 

Ungeachtet intensivster Anstrengungen der mosambikanischen 
Regierung, jene COMECON-Option zu realisieren, hatte sich 
gezeigt, daß diese Staaten nicht bereit oder imstande waren, 
diesem Lande umfangreiche und langfristige Kredite e inzuräu­
men und in nennenswertem A u s m a ß die wirtschaftliche Zusam­
menarbeit nach dem Kompensationsprinzip zu gestalten. Diese 
ökonomische Verweigerung der COMECON-Staaten sowie die 
schließlich auf der Tagung des COMECON in Prag i m Januar 
1981 erfolgte Ablehnung des formalen Aufnahmeantrags Mo­
sambiks zur vollen Mitgliedschaft hatten daher jener COME­
CON-Option jede Grundlage ihrer Realisierbarkeit entzogen. 
Hiermi t waren jedoch nicht allein die seit 1975 unterstellten 
Rahmenbedingungen und P r ä m i s s e n der Langzeitplanung ent­
fallen, vielmehr war durch die Verweigerung des COMECON 
auch der oben benannten regionalpolitischen Konzeption Mo­
sambiks die entscheidende Grundlage entzogen. 

Durch diese Entwicklung blieb die mosambikanische Regie­
rung regionalpolitisch auf die B e m ü h u n g e n der SADCC-Initia­
tive verwiesen, die wirtschaftliche Abhängigke i t von Südafr ika 
zu rückzudrängen . Die SADCC definiert die Entwicklung eines 
Transport- und Kommunikationssystems zwischen den Mit ­
gliedstaaten als entscheidende >erste Phase< ihrer wirtschaftli-
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chen Programmatik. Die Transitwege sowie die eingeleiteten 
Investitionsprojekte, die vorwiegend in Mosambik liegen, konn­
ten jedoch durch gezielte Sabotage seitens Südafr ikas mi t Hilfe 
der von Pretoria geförder ten R N M 1 0 erfolgreich blockiert wer­
den. 
Angesichts der ökonomischen Verweigerung der COMECON-
Staaten wie auch der Drohung anhaltender mi l i tär ischer und 
wirtschaftlicher Destabilisierung sah sich die mosambikanische 
Regierung gezwungen, eine außenwir tschaf t l iche Neuorientie­
rung auf die westlichen Industrienationen einzuleiten und auch 
mi t der RSA politische und wirtschaftliche Vereinbarungen an­
zustreben. So wurde i m März 1984 ein >Abkommen über Ge­
waltverzicht und gutnachbarliche Beziehungen unterzeich­
net 1 1 ; dieses sogenannte Nkomati-Abkommen verpflichtet Mo­
sambik unter anderem, der bedeutendsten südafr ikanischen 
Befreiungsbewegung ANC jegliche logistische, mil i tär ische 
oder propagandistische Unte r s tü t zung zu entziehen und sich 
der »Einmischung in die inneren Angelegenhei ten« der RSA zu 
enthalten. Andererseits verpflichtet dieses Abkommen die RSA, 
der von ihr bislang geförder ten RNM ebenso jede weitere Un­
te r s tü tzung zu entziehen. 
Die Verhandlungen zu diesem Vertragswerk waren von Anfang 
an (also seit Dezember 1983) in eine Offerte der RSA zu intensi­
ver und weitreichender wirtschaftlicher Zusammenarbeit ein­
gebunden; das Eingehen auf diese Offerte stellte eine entschei­
dende P rämis se für das Nkomati-Abkommen dar. Die Vereinba­
rungen, die seitdem auf wirtschaftlichem Gebiet getroffen wur­
den oder die noch zu erwarten sind, lassen bislang folgende 
Konturen einer mögl icherweise langfristigen wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit beider Staaten erkennen: 
O Die RSA ist bereit, den Hafen von Maputo wieder als ihren 
>natürlichen< Hafen für die Region Transvaal in Anspruch zu 
nehmen. Mosambik eröffnet sich hierdurch die Möglichkeit, 
eine der vormals tragenden Grundlagen seiner Deviseneinnah­
men zurückzugewinnen . Der Vorteil auf südafr ikanischer Seite 
liegt unter anderem in der Reduzierung der Frachtkosten um 
ein Dri t te l gegenüber vergleichbaren Alternativen innerhalb 
der RSA. Südafr ikanische Unternehmen sind zudem bereit, i m 
Hafen von Maputo Ersatz- und Neuinvestitionen durchzufüh­
ren. I n diesem Zusammenhang w i r d auf die Finanzierungsform 
bereits fertiggestellter Küh lhäuse r für Früch te verwiesen: Die 
entstandenen Investitionskosten werden aus den laufenden 
Einnahmen getilgt, die durch die Inanspruchnahme dieser An­
lagen durch Unternehmen der RSA selbst erzielt werden. 
O Auf dem Gebiet des Eisenbahnverkehrs werden für Mosam­
bik vorteilhafte Vereinbarungen in Aussicht gestellt, die sich 
auf die Modernisierung, Reparatur und die Koordination des 
rollenden Materials erstrecken. Auch in diesem Bereich werden 
Mosambik ähnl iche Ref inanzierungsmögl ichkei ten angeboten. 
O Nach einem Besuch einer Delegation der südafr ikanischen 
A u ß e n h a n d e l s k a m m e r in Maputo i m Mai 1984 wurden für den 
Bergbau, die Fischerei und die Landwirtschaft konkrete Inve­
stitionsinteressen durch südafr ikanische Unternehmen ange­
meldet. So wurde für den Sektor der Landwirtschaft angeboten, 
in bestehende Großbet r iebe wie auch in neue Plantagen zu 
investieren und nach der Sicherstellung des Eigenbedarfs Mo­
sambiks sämtl iche agrarischen Überschüsse abzunehmen. Un­
ternehmen der RSA seien zudem daran interessiert, i m Agrar-
sektor Investitionen bei der Errichtung eines technischen Ser­
vice-Netzes (Reparatur, Materialverteilung, Marketing etc.) vor­
zunehmen. 

O Ebenso werden auch für den industriellen Sektor Investi­
tionsinteressen angemeldet, i n denen seit der Unabhäng igke i t 
de facto keine Ersatz- und Erweiterungsinvestitionen mehr 
durchgeführ t worden sind. 
O Konkrete Abmachungen wurden für den Tourismussektor 
erreicht. Die Hotels, die vor der Unabhäng igke i t vorwiegend für 
südafr ikanische Touristen errichtet worden waren, sollen suk­
zessive modernisiert und neu in Betrieb genommen werden. Die 
erforderlichen Investitionen sowie die benöt ig ten Materialliefe­

rungen sollen aus den laufenden Einnahmen dieser Hotels — 
also durch südaf r ikanische Touristen — finanziert werden. 
O Die vertraglichen Regelungen der Cabora-Bassa-Gesellschaft 
wurden neu gestaltet. Mosambik e rhä l t damit bereits vor der 
endgül t igen Abzahlung der Investitionen (1990) erste Devisen­
einnahmen aus diesem Unternehmen. 
0 Die Zahl der mosambikanischen Minenarbeiter i n Südafr ika 
war von 128 000 (1975/76) auf weniger als 20 000 (1982/83) zu­
rückgegangen . Die RSA ist bereit, die Zahl der mosambikani­
schen Wanderarbeiter auf 60 000 anzuheben. 
Bemerkenswert an jener wirtschaftlichen Offerte südafr ikani­
scher Unternehmen ist nicht zuletzt deren explizit betonte Be­
reitschaft, die i n Aussicht gestellten Investitionen nach dem 
Kompensationsprinzip zu finanzieren. Dieser Sachverhalt (wie 
auch der Umfang dieser Offerte selbst) kontrastiert mi t dem 
offenen ökonomischen Desinteresse der COMECON-Staaten an 
Mosambik und deren äußer s t restriktiver Handhabung des 
Kompensa t ionsgeschäf t s . 
Sollten sich diese ersten Ansä tze einer wirtschaftlichen Zusam­
menarbeit als t ragfähig erweisen, so k ä m e dies einer Wieder­
aufnahme und Fortentwicklung der engen wirtschaftlichen Be­
ziehungen Mosambiks zu Südafr ika aus der Zeit vor der Unab­
hängigke i t gleich. Nach einer zeitlich begrenzten Destabilisie­
rung w ä r e es demzufolge Pretoria gelungen, i m Rahmen von 
Nkomati zur Grundlinie seines ökonomisch-poli t ischen Verhal­
tens gegenüber Mosambik zwischen 1975 und 1980/81 zurückzu­
kehren. 

Schlußbemerkung 

Seit dem Abschluß des Nkomati-Abkommens ist es bislang 
nicht möglich, Klarhei t d a r ü b e r zu gewinnen, ob die RSA tat­
sächlich ihrer vertraglichen Verpflichtung nachkommt, der 
R N M jegliche Unte r s tü t zung zu entziehen. Zwar kann bislang 
von einer insgesamt rückläufigen Bedrohung durch die R N M 
nicht gesprochen werden, doch scheint sich neuerdings die 
R N M auf die nördl ichen Provinzen des Landes zu konzentrie­
ren. Sollte sich dieses Bi ld weiter verfestigen, so k ä m e dies — 
diesmal mi t umgekehrten Vorzeichen — einer Zweiteilung des 
Landes nahe. Die R N M könn te als Drohpotential bis auf weite­
res i m Norden operieren, w ä h r e n d der Süden, i n dem die wi r t ­
schaftlichen Interessen der RSA liegen, i m Rahmen der wi r t ­
schaftlichen und politischen Abmachungen von Nkomati ver­
bliebe. 
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tätigkeiten • Nachrichten • Meinungen 

Allgemeines 

39. Generalversammlung: Unterschiedliche Bilan­
zierung seitens der Großmächte — >Staatsterro-
rismus< — Scheinheilige Aufregung um die Erwei­
terung der ECA-Gebäude (1) 

Die 39. Generalversammlung, am ^ . S e p t e m ­
ber 1984 eröffnet und am 18.Dezember vor­
läufig abgeschlossen, brachte keine großen 
Überraschungen und verlief relativ ruhig in 
wenig konfrontat ionsträcht igem Klima. Der 
bevorstehende 40. Jahrestag und sein Motto 
Mit den Vereinten Nationen auf dem Weg in 
eine bessere Welt regen hier und da das 
Bewußtsein an, mit den vorhandenen Instru­
menten sorgsam umzugehen, auch wenn sie 
zum Teil schon lange außer Gebrauch sind. 
Der Abstecher des sowjet ischen Außenmini­
sters Gromyko von der Generalversammlung 
zum Weißen Haus in Washington — mitten 
im amerikanischen Wahlkampf — und die 
Verabredung der beiden Supermächte, in 
Genf Anfang Januar über eine Fortsetzung 
des Abrüstungsgesprächs zu beraten, weck­
ten Hoffnungen und Erwartungen. Der Trend 
zu weltpol i t ischer Polarisierung setzte sich 
fort. »Jalta teilte nur Europa. Jetzt ziehen die 
Supermächte Trennungslinien rund um den 
Globus«, meinte ein skandinavischer Diplo­
mat. In einer für seine Zurückhaltung unge­
wöhnl ichen Erklärung zu Beginn der Plenar-
debatte über 64 Abrüstungsresolut ionen 
machte sich Generalsekretär Perez de Cuel-
lar zum Sprecher der Kleineren und Abhängi­
gen und fragte die Kernwaffenmächte: »Mit 
welchem Recht entscheiden Sie über das 
Schicksal der gesamten Menschheit?« Sich 
auf die nukleare Abschreckung zu verlassen 
bedeute, eine Dauergemeinschaft der Angst 
zu akzeptieren. 

Vereinigte Staaten sehen Erfolge 

Für die US-Botschafterin Kirkpatrick war es 
eine »sehr konstruktive Session«. Sie stellte 
nach vierjähriger Amtszeit fest, die Vereinig­
ten Staaten hätten weitere Fortschritte dabei 
gemacht, Fair play für alle Mitglieder zu si­
chern (besonders für Israel und die USA) 
und etwas gegen die diplomatisch unzivili-
sierten selektiven Namensnennungen vor al­
lem Israels und der USA beispielsweise in 
Resolutionen zu tun, die sich gegen Süd­
afrika r ichten, während doch weder in der 
Afghanistan-Resolution die Sowjetunion 
noch in der Kamputschea-Resolution Viet­
nam genannt worden seien. (Dennoch wur­
den allein am 12.Dezember 11 entspre­
chende amerikanische Zusatzanträge zu Na­
mibia-Resolutionen abgelehnt; bei den Reso­
lutionen gegen Südafrika gelang es der US-
Delegation, daß drei die USA verurteilende 
Absätze gestr ichen wurden.) Sie verbuchte 
als Erfolg, daß Puerto Rico auch diesmal kein 

Thema war, die Mandate Israels und Grena­
das bestätigt, eine von Nicaragua beantragte 
Mittelamerika-Resolution blockiert, gemein­
sam mit der Sowjetunion Herausforderungen 
des Antarktis-Vertrags abgewiesen und Per­
sonalkostensteigerungen des Sekretariats 
verhindert wurden (unter anderem durch die 
Androhung, der US-Kongreß werde hier den 
25prozentigen amerikanischen Anteil zurück­
halten). USA, UdSSR und die gesamte Gene­
ralversammlung verweigerten den UN-Beam­
ten, deren Grundgehälter seit zehn Jahren 
eingefroren sind, einen objektiv als notwen­
dig festgestel l ten Kaufkraftausgleich von 9,6 
Prozent für den Dienstort New York. 
Schon im Sommer hatte die US-Regierung 
eine Themenliste an zahlreiche Regierungen 
verschickt mit dem dringenden Wunsch, die 
jeweiligen UN-Delegationen mögen sich der 
amerikanischen St immführung anschließen. 
Grundlage dafür waren eine für den US-Kon-
gieß angefertigte Statistik über das Abst im­
mungsverhalten in der 38. UN-Generalver­
sammlung gewesen und die polit ische An­
kündigung, dieses werde Folgen für die bila­
terale Zusammenarbeit zeit igen. 
Die >Washington Post< schrieb von einer 
»überraschenden Aufwertung amerikani­
scher diplomatischer Macht«, zitierte aber 
auch >gemäßigte< Stimmen der Dritten Welt, 
die amerikanische Arroganz und Einschüch­
terung beklagen, deren Erfolg jedoch auf die 
gegenwärt igen Hunger- und Todeskrisen zu­
rückführen, die keine andere Wahl als Folg­
samkeit ließen. Amerikanische Kritiker be­
dauern, daß die USA sich bei der Wiederher­
stellung ihrer Autori tät in den Vereinten Na­
t ionen ähnlicher Taktiken wie die Sowjets be­
dienten und wünschen sich statt grober 
Machtpolit ik mehr Überzeugungskraft für po­
sitive polit ische Ziele, wobei sie einräumen, 
daß die Konfrontationspolit ik von Dr. Kirk­
patrick jedenfalls gegen die UNO gerichtete 
Strömungen auf dem rechten Flügel der re­
publikanischen Regierungspartei beruhigt 
habe. Der amerikanische UNESCO-Austri t t 
und seine eher polit ische als sachlich st ich­
haltige Begründung hatten entsprechende 
Signalwirkung. 
Sehr erfreut äußerte sich Frau Kirkpatrick 
über die nach vierwöchiger Beratung im Kon­
sens beschlossene Dek lara t ion über die kri­
t ische Wirtschaftslage in Afrika<, die frei von 
Ideologie sei. In der Tat wurde hier erstmals 
ein Regionalproblem der Dritten Welt von al­
len gemeinsam aufgegriffen. 

Sowjetunion glaubt sich bestätigt 

Die im Konsens nach siebenjähriger Vorbe­
reitung beschlossene Konvention gegen die 
Folter, die Präsident Paul J. F. Lusaka unter 
den Erfolgen dieser Tagung an erster Stelle 
nannte, wird im Resümee der sowjet ischen 
UN-Mission nicht erwähnt. Für sie war die 
Verhinderung des Wettrüstens im Weltraum 

das »Thema aller Themen in den internatio­
nalen Beziehungen«. Die betreffende Reso­
lution sei auf Antrag blockfreier Regierungen 
»in Konsultationen mit sozialistischen Staa­
ten« beschlossen worden. Während die Ab­
st immung über die Verhütung des Wettrü­
stens im Weltraum vor einem Jahr noch mit 
147 Ja gegen das Nein der USA bei Enthal­
tung Großbritanniens ausging, trugen die 
USA jetzt der Weltmeinung insofern Rech­
nung, als sie sich diesmal (bei der Resolution 
39/59) enthielten und Großbritannien zur 
Mehrheit überwechselte ( + 150, —0, = 1 ) . 
Die Stellungnahme der Bundesregierung, die 
bemängelte, Länder, die anderen den 
Wunsch nach Militarisierung des Weltraums 
unterstellten, nutzten selbst einen großen 
Teil ihrer Satelliten für militärische Zwecke 
und hätten sogar ein operatives Anti-Satell i­
tensystem, änderte nichts daran, daß auch 
Bonn die Weltraum-Aufrüstung entschieden 
ablehnte. Der bereits vor einem Jahr gefor­
derte Ad-hoc-Ausschuß kam freil ich bei der 
Abrüstungskonferenz in Genf nicht zustan­
de. Neu aufgegriffen hat die Generalver­
sammlung die Besorgnis zahlreicher Wissen­
schaftler über einen >nuklearen Winter< (Kli­
ma-Folgen eines Atomkriegs) und — ohne 
Gegenst immen — den Generalsekretär auf­
gefordert, alle wissenschaft l ichen Studien zu 
diesem Thema zu sammeln. 
Unter Federführung der Bunderepublik 
Deutschland entstand erstmals ein westl i ­
cher Entwurf über Ve rhü tung des Nuklear­
kriegs einschließlich aller damit zusammen­
hängender Probleme: Kriegsverhütung im 
Nuklearzeitalter<, mit dem >rational< um Un­
terstützung bei den Blockfreien geworben 
werden sollte. Er wurde dann aber wegen 
Protesten nicht nur Kubas, sondern unter an­
derem auch Indiens und Brasiliens schon im 
zuständigen Hauptausschuß vor einer Ab­
st immung zurückgezogen. Es soll weiter da­
für geworben werden. Der Entwurf (UN-
Doc.A/C.1/39/L.40/Rev.1) gilt als die derzeit 
beste Darstellung der westl ichen Position zu 
Abrüstungsfragen, da sie die >nukleare Op­
t i o n aufrecht erhält, so lange die Sowjet­
union vor allem in Europa konventionell über­
legen bleibt. Die Kritiker sahen hier eine A b ­
lenkung von der Priorität der Verhütung ei­
nes Nuklearkriegs und eine Veränderung der 
Zielsetzung des Schlußdokuments der er­
sten Abrüstungs-Sondergeneralversamm-
lung von 1978. 
Das zweite Hauptanliegen der Sowjetunion 
betraf die >Unzulässigkeit einer von Staaten 
betr iebenen Terrorismuspolit ik und aller 
Maßnahmen eines Staates, die das polit ische 
und gesellschaftl iche System anderer souve­
räner Staaten unterminieren sollen< (A/Res/ 
39/159). In zähem Ringen wurde der sowjet i ­
sche Entwurfstext, der unter anderem auf die 
amerikanische Mittelamerika-Politik abstellte, 
so verändert, daß auch die militärischen In­
terventionen in Kamputschea und Afghani­
stan als >Staatsterrorismus< interpretiert 
werden können. Die mit 117 Ja ohne Gegen­
st imme bei 30 Enthaltungen beschlossene 
Resolution und die Unklarheiten ihrer Defini­
t ion können dazu führen, daß nunmehr beide 
Supermächte sich wechselseit ig des Staats­
terror ismus beschuldigen, den etwa US-Ver­
treter Sorzano als einen integralen Bestand­
teil der sowjet ischen Außenpolit ik bezeich­
nete. 
Mit 92 Ja ohne Gegenst imme bei 34 Enthal­
tungen wurde eine Erklärung über das 
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>Recht der Völker auf Frieden< (A/Res/39/ 
11) verabschiedet, womit — vor allem auf 
Initiative des Ostblocks — die klassischen 
individuellen Menschenrechte diesmal durch 
die feierliche Verkündigung erweitert wur­
den, »daß die Völker unseres Planeten ein 
heiliges Recht auf Frieden besitzen«. Eine 
ähnliche Resolution mit Bezug auf das 
>Recht auf Leben< (A/Res/39/134) wurde 
auch von der Bundesrepublik abgelehnt 
( + 124, - 6 , = 1 7 ) . 
Im Zusammenhang mit dem Chemie-Unfall im 
indischen Bhopal verdient die neuerliche Re­
solution über Schutz vor Produkten Beach­
tung, die für Gesundheit und Umwelt schäd­
lich sind. Wie 1982 st immten die USA als ein­
zige gegen die konsolidierte Liste der UN, 
mit der Importländer Informationen erhalten 
sollen (Resolution 39/229: + 1 4 7 , - 1 , = 0 ) . 
Die Vereinigten Staaten bestreiten die Zu­
ständigkeit der zwischenstaatl ichen Organi­
sation UNO, derart in den freien Handel von 
Pharmazeutika und Chemikalien einzugrei­
fen, provozieren damit jedoch — vor allem 
nach Bhopal — Kritik in der eigenen Öffent­
lichkeit. 

Hunger als Propagandamittel 

Mit dem vorläufigen Abschluß der 39. Gene­
ralversammlung fiel die medienwirksame Er­
regung über die Bereitstellung von Mitteln 
für ein Konferenzgebäude der UN-Wirt­
schaftskommission für Afrika (ECA) am Sitz 
dieser Regionaleinrichtung zusammen. Un­
umstr i t ten ist, daß diese Kommission gerade 
angesichts der Krisenerscheinungen auf dem 
Kontinent der Stärkung bedarf, wozu nun 
einmal (auch dort) ein Ausbau von Infrastruk­
turen notwendig ist: An Stelle teurer und 
weitverstreuter Provisorien soll bis 1990 ein 
Konferenzzentrum für die ECA entstehen; 
die Planung begann 1981 und das Bauprojekt 
wurde zunächst mit 90 Mill, dann — nach 
Streichungen durch die zuständigen Gre­
mien — mit 73,5 Mill Dollar veranschlagt. Das 
Vorhaben wurde am 18.Dezember von der 
39. Generalversammlung gebilligt ( + 122, 
- 5 , = 1 6 ) . 
Pech für die ECA war allerdings, daß ihr Sitz 
sich in Addis Ababa befindet, der Hauptstadt 
eines von einer Militärjunta mit sozialisti­
schem Anspruch regierten Staates, der der­
zeit von einer Hungerkatastrophe geschla­
gen ist. Zwar hatte die Kommission genau 
wie die Organisation der Afrikanischen Ein­
heit sich schon zu Zeiten des Kaisers Haile 
Selassie in Äthiopien niedergelassen, zwar 
kommt das geplante Konferenzzentrum nicht 
unmittelbar der derzeit igen äthiopischen Re­
gierung (die immerhin das Baugelände ge­
schenkt sowie Zoll- und Steuerfreiheit für 
Materialimporte zugesagt hat) zugute, zwar 
steht die bewilligte Summe von 73,5 Mill Dol­
lar aktuell noch gar nicht zur Verfügung, zwar 
wurden von der Generalversammlung zur 
gleichen Zeit und von der Öffentlichkeit un­
beachtet 44 Mill Dollar für die Erweiterung 
des Gebäudes der Wirtschafts- und Sozial­
kommission für Asien und den Pazifik (ES-
CAP) in Bangkok genehmigt — all dies kein 
Anlaß für den amerikanischen Delegierten Ri­
chard Nygard, vor einer theatralischen Ge­
genüberstel lung von Hunger und Bauvorha­
ben in Äthiopien zurückzuscheuen. Er 
machte Schlagzeilen, indem er die Rechnung 
aufstellte, daß man mit dem Betrag 125 000 
äthiopische Familien ein Jahr lang ernähren 
könnte. (Was er sich gehütet hat zu sagen: 

Mit den 50 Mill Dollar, die ein einziges moder­
nes Kampfflugzeug kostet, könnte man 10 
Mill Kinder gegen gleich sechs Krankheiten 
impfen; die fraglichen 73,5 Mill aber sind ein 
Viertelpromille dessen, was die Amerikaner 
pro Jahr für ihren Verteidigungshaushalt aus­
geben.) Am Rande mag interessieren, daß 
US-Delegierter Nygard bei der Ausschußbe­
ratung am 16.0ktober das Projekt als »über­
zogen und zu teuer« bezeichnet hatte, je­
doch damals keinerlei Verknüpfung mit dem 
Hunger in Äthiopien oder der krit ischen wirt­
schaftl ichen Lage des Landes hergestellt 
hatte. Dies geschah am 6.November durch 
Dr. Kirkpatrick in der Plenardebatte über die 
krit ische Wirtschaftslage in Afrika. 
Das für Gesamtafrika gedachte Unternehmen 
wurde so von amerikanischer Seite bewußt in 
ein Statussymbol für das Sozialistische 
Äthiopien (so auch die offizielle Staatsbe­
zeichnung) verfälscht, und die westl ichen 
Medien griffen diese verzerrte Darstellung 
nur allzu rasch auf. Auch in der Bundesrepu­
blik Deutschland, was dazu führte, daß die 
Stimmenthaltung der Bonner Delegation vom 
18.Dezember bei der Abst immung über das 
Projekt nachträglich durch einen Brief des 
Bundesaußenministers an den UN-General­
sekretär relativiert wurde: »angesichts der 
Ernährungslage in Äthiopien« halte auch 
Bonn den Ausbau der Gebäude »für nicht 
vertretbar«. 

Kurzfristig populär mag diese Stellungnahme 
gewesen sein; der langfristige Schaden für 
das Ansehen der Vereinten Nationen wurde 
mit diesem Brief nicht abgewendet — was 
mit Sachinformationen wenigstens hätte ver­
sucht werden können —, sondern eher ver­
größert. Dabei war die Stimmabgabe des 
Bonner Vertreters am 18.Dezember keines­
wegs Panne oder Eigenmächtigkeit gewesen 
— die eigentliche Entscheidung nämlich war 
bereits am 16.Oktober im zuständigen 
5.Hauptausschuß der Generalversammlung 
gefallen ( + 83, —3, = 1 3 ) , als die Bundesre­
publik Deutschland ihr Votum abgab. Und für 
die damalige, dann am 18.Dezember nur wie­
derholte Stimmenthaltung sprachen aus 
Bonner Sicht gute Gründe: Der Grundgedan­
ke, auf strikte Haushaltsdisziplin zu dringen 
— weswegen die Bundesrepublik ja dann 
auch den Nachtragshaushalt insgesamt ab­
lehnte — , zum anderen aber sinnvolle Maß­
nahmen nicht zu blockieren. 

Große Themen — Sorgen der Kleinen 

Die 39.Jahrestagung der Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen war mit 143 Ta­
gesordnungspunkten befaßt, von denen sie 
einen — Ost-Timor — gleich zu Beginn zum 
zweiten Mal undiskutiert auf nächstes Jahr 
vertagte, damit einen gravierenden Men­
schenrechts- und Selbstbestimmungsfal l in­
nerhalb der Dritten Welt (Indonesien) unter 
Geschäftsinteressen und Medien-Desinter­
esse begrabend. 
12 Punkte blieben unerledigt, darunter wie­
der die globalen Verhandlungen, die Zypern­
frage und das kuriose Projekt einer Fünfhun­
dertjahrfeier der >Entdeckung< Amerikas 
durch Christoph Kolumbus, die nun einmal 
Bestandteil der Kolonial ismus-Geschichte 
bleibt. Generalsekretär Perez de Cuellar hat 
ernste Bedenken gegen die nahezu automa­
tische Wiederholung best immter Themen 
und Debatten erhoben — manches sei teuer, 
zeitraubend und ineffektiv. 
Die >Lackmus-Test<-Resolutionen über Af­

ghanistan (A/Res/39/13) mit + 1 1 9 , - 2 0 , 
= 14 (1983: + 1 1 6 , - 2 0 , = 1 7 ) und Kam-
putschea (A/Res/39/5) mit + 1 1 0 , - 2 2 , = 1 8 
(1983: + 1 0 5 , - 2 3 , = 1 9 ) haben beide noch 
mehr Kritik an Vietnam bzw. der Sowjetunion 
angezeigt als im Vorjahr. Der nun schon zum 
dritten Mal von Iran gestellte Antrag, Israel 
das Recht zur Teilnahme an der Generalver­
sammlung zu verweigern (»kein fr iedlieben­
der Staat«), wurde wieder durch Nichtbefas-
sung prozedural erledigt (1983: + 7 9 , —43, 
= 19; 1984: + 8 0 , - 4 1 , = 2 2 , unter den Ent­
haltungen die von China und Indien). Iran 
nannte »das zionistische Gebilde nichts an­
deres als ein illegitimes Abfal lprodukt des 
Imperialismus«, das sich kaum der Mitgl ied­
schaft in der Völkergemeinschaft wert ge­
zeigt habe. Fast einmütig ( + 140, — 1 , = 3 ) 
verlangte die Generalversammlung in ihrer 
Resolution 39/95 B, Israel solle das Genfer 
Abkommen zum humanitären Völkerrecht 
von 1949 in den besetzten Gebieten aner­
kennen und einhalten (in der Einzelabstim­
mung darüber, daß dieses Abkommen dort 
anwendbar sei, st immten sogar die USA ge­
gen Israel: + 1 4 3 , - 1 , = 0 ) . Die Südafrika-
Resolutionen verlangten unter anderem 
Sanktionen und »totale Isolierung« ( + 123, 
— 15, = 1 5 ) . Die Antarkt is-Vertragspartner 
aus allen Regionen und ideologisch-poli t i ­
schen Lagern konnten nicht verhindern, daß 
die Habenichtse das Thema in der General­
versammlung weiter diskutieren werden und 
dabei auch gegen die Kooperation sogar der 
UdSSR mit Südafrika in diesem Rahmen pro­
testieren. 
Als 159.Mitgliedstaat wurde Brunei Darussa-
lam aufgenommen (vgl. VN 6/1984 S.206), 
dessen Staatsoberhaupt zur Feier des Tages 
UNICEF einen Scheck über 1 Mill Dollar 
überreichte. Die Nachwahl von fünf nicht­
ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats 
wurde mit Australien anstelle von Malta, Trini­
dad und Tobago anstelle von Nicaragua und 
mit Thailands Kampfabstimmungs-Erfolg ge­
gen die Mongolei als in der Tendenz pro­
westl ich eingeschätzt; aus der Afrikanischen 
Gruppe konnte sich das als prosowjet isch 
geltende Äthiopien nicht durchsetzen, ge­
wählt wurde Madagaskar. Alle westl ichen 
Kandidaten für den Internationalen Gerichts­
hof wurden gewählt. Daß Bonn mit einem Be­
amten, dem Regierungsdirektor Jobst Hol­
born, wieder im einflußreichen 16köpfigen 
Beratenden Ausschuß für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen vertreten ist, bedeutet Aner­
kennung für geleistete Arbeit. 
In der Generaldebatte zu Beginn der Tagung 
haben 124 Außenminister gesprochen, wur­
den 150 Reden gehalten. Die Auftr i t te des 
amerikanischen Präsidenten Reagan und des 
sowjetischen Politbüromitgl ieds Gromyko 
waren herausragende Ereignisse, die einer 
skeptischen Öffentlichkeit jedenfalls den 
Wert der UN als Bühne der Weltpolit ik bestä­
t igten. Bundesaußenminister Genschers In­
itiative für eine globale Umweltpolit ik blieb 
stecken. Wenig Erfolg hat bisher der in Re­
solution 39/6 ergangene Appell an Großbri­
tannien und Argentinien, die Verhandlungen 
über das Falkland-(Malwinen-)Problem wie­
der aufzunehmen ( + 89, —9, = 5 4 ) . A m 
Rande gab es unter anderem sowjet isch-chi­
nesische Gespräche, aber auch — erstmals 
seit sechs Jahren wieder — ein Außenmini­
stertreffen zwischen den USA und der DDR. 
Die Rede des argentinischen Präsidenten 
Raul Alfonsin unterstr ich die Schuldenpro-
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bleme der Dritten Welt, der Beschluß zur Ab­
haltung einer Konferenz über den Zusam­
menhang zwischen Abrüstung und Entwick­
lung (A/Res/39/160) thematisierte ein wei­
teres zentrales Anliegen dieser Staaten­
gruppe. 
Was die >Kleinen< zu sagen hatten, wurde 
kaum beachtet — etwa als Mhambi Mnisi, 
der Außenminister von Swasiland, berichtete, 
sein Land habe in den letzten drei Jahren die 
schl immsten wirtschaft l ichen Rückschläge 
seiner Geschichte erl i tten, in drei Tagen 
habe ein verheerender Regen »alle Arbeit 
Swasilands nach seiner Unabhängigkeit fort­
geschwemmt«. Ansgar Skriver • 

Politik und Sicherheit 

Abrüstungskonferenz: Kein Durchbruch, aber 
kleine Fortschritte bei den chemischen Waffen — 
Zunehmender Druck auf die Strategie der nuklea­
ren Abschreckung (2) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 6/ 
1983 S.193f. fort. Siehe auch die Aufsätze 
von Alois Mertes und Wilhelm Bruns in VN 
5/1984.) 

Sachlicher und geschäftsmäßiger als man­
cher Beobachter es für das 'Stationierungs-
jahr< 1984 erwartet hatte, verliefen die Ver­
handlungen der erstmals unter dieser Be­
zeichnung tagenden Abrüstungskonferenz in 
Genf (7.2.-27.4. und 12.6.-31.8.1984). Ein 
wenig Hoffnung in diese Richtung hatte 
schon die Apri l-Tagung der Außenminister 
der Warschauer-Pakt-Staaten aufkommen 
lassen, deren Schlußkommunique auch ei­
nige versöhnliche Töne enthielt. Gelegentli­
che Aufforderungen des Westens an die So­
wjetunion, ihrer Verantwortung als A tom­
macht zu entsprechen und die bilateralen 
Abrüstungsgespräche mit den Vereinigten 
Staaten wieder aufzunehmen, wurden von 
dieser zwar regelmäßig mit der Bemerkung 
zurückgewiesen, die Stationierung von US-
Mittelstreckenraketen in Westeuropa habe 
ein Fait accompli geschaffen, der weitere 
Verhandlungen unmöglich mache; die Kon­
troverse wirkte sich aber nicht durchgängig 
in allen Bereichen der Konferenzarbeit aus. 
Der Rahmen der Beratungen war auch in die­
ser Sitzungsperiode durch den sogenannten 
Dekalog (das sind die zehn Bereiche, in de­
nen die Konferenz sich um Abrüstung und 
Rüstungskontrol le bemühen soll) gesteckt. 
Aus diesem weitgefaßten Programm wurden 
einige Punkte ausführlicher behandelt. Über 
den Verhandlungsstand soll im folgenden be­
richtet werden. Vorab sei noch daran erin­
nert, daß die Konferenz nur im Konsensver­
fahren Beschlüsse fassen kann. 
Umfassender Atomwaffen-Teststopp: Nach 
wie vor weigern sich China und Frankreich, 
an den Erörterungen hierzu tei lzunehmen 
Die Bemühungen, wie in den vergangenen 
Jahren eine Arbei tsgruppe zu dem Thema 
einzusetzen, scheiterten an dem Widerstand 
einiger westl icher Staaten, der Arbeits­
gruppe nunmehr ein Verhandlungsmandat zu 
erteilen. Während die Blockfreien und Neu­
tralen (>Gruppe der 21<) ebenso wie die Ost­
blockstaaten die Zeit für die Au_handlung ei­
nes umfassenden Teststopp-Vertrages für 
gekommen halten, sehen die westl ichen 
Staaten nach wie vor ungelöste Verifikations­
probleme. Dies wiederum hält die sozialisti­

sche Gruppe für einen Vorwand, hinter dem 
der mangelnde polit ische Wille zur Einigung 
versteckt werden soll. Die Verifikationsfrage 
ist derzeit auch Gegenstand der Arbeiten ei­
ner Wissenschaft lergruppe, die globale seis­
mische Tests durchführen soll. Mit den Er­
gebnissen dieser Versuche wird sich die 
Konferenz möglicherweise bereits bei ihrer 
nächsten Tagung befassen müssen. 
Beendigung des nuklearen Wettrüstens und 
nukleare Abrüstung: Die Versuche der sozia­
listischen Staaten und der >Gruppe der 21<, 
eine entsprechende Arbeitsgruppe einzuset­
zen, blieben mangels westl icher Zust immung 
erfolglos. Jene Staaten erklärten, daß bilate­
rale Verhandlungen der Supermächte den 
geeigneteren Rahmen für dieses Thema bö­
ten. Darüber hinaus seien nukleare und kon­
ventionelle Rüstung zusammen zu betrach­
ten, es gehe um die Stärkung der internatio­
nalen Sicherheit insgesamt. Demgegenüber 
beharrte die 'Gruppe der 21 < darauf, daß es 
nicht angehen könne, daß einige Staaten, de­
ren militärisches Konzept auf dem Besitz von 
Kernwaffen basiere, »die Zukunft der 
Menschheit« als »Geisel« für die Verfolgung 
ihrer Sicherheitsbedürfnisse nähmen. Die 
einzigartige Zerstörungskraft von Atomwaf­
fen mache es unmögl ich, konventionelle und 
nukleare Abrüstung voneinander abhängig 
zu machen. 
Verhütung von Nuklearkriegen: Gegen Ende 
der Frühjahrstagung hatte es für einen Mo­
ment den Anschein, als sei die Einsetzung 
einer Arbei tsgruppe für diesen Bereich mög­
lich. Die Blockfreien und Neutralen hatten ihr 
ursprüngliches Ziel, in Verhandlungen über 
ein entsprechendes Abkommen einzutreten, 
aufgegeben und sich mit einem westl ichen 
Vorschlag einverstanden erklärt, die Arbei ts­
gruppe nur mit einer Art Stoffsammlung zum 
Problem der internationalen Sicherheit im 
Nuklearzeitalter zu betrauen. Es stellte sich 
aber heraus, daß einige westl iche Staaten, 
darunter die USA, den Vorschlag aus den 
eigenen Reihen nicht akzeptierten, so daß 
am Ende kein Konsens zustande kam. Die 
Argumentationslinien entsprachen den oben 
wiedergegebenen in wesentl ichen Punkten. 
Die >Gruppe der 21 < möchte zunächst die 
Arsenale der USA und der UdSSR einfrieren, 
dann einen Verzicht auf den Ersteinsatz von 
Massenvernichtungsmitteln herbeiführen 
und diesen schließlich auf nukleare Ge­
fechtsfeldwaffen ausdehnen. 
Chemische Waffen: Der schon für 1983 er­
wartete Durchbruch ist wiederum ausgeblie­
ben, aber es gelang erstmals, in der seit 1980 
bestehenden Arbei tsgruppe substantielle 
Verhandlungen aufzunehmen. Textentwürfe 
über den Anwendungsbereich einer zukünft i ­
gen Konvention und die Definition des Be­
griffs 'chemische Waffen< liegen vor. Andere 
Bereiche (Erklärung über Waffenbestände 
und deren Zerstörung, Zeitplan für eine aus­
gewogene chemische Abrüstung, Verifika­
tionsfragen) wurden ausführlich diskutiert. 
Viele, auch wichtige und stritt ige Fragen sind 
noch offen, insgesamt scheint der Verlauf 
der Arbeiten jedoch Anlaß für einen gewis­
sen Optimismus zu geben. Die Arbei ts­
gruppe wird ihre Tätigkeit 1985 fortsetzen. 
Die chemischen Waffen waren auch Gegen­
stand des herausragenden Ereignisses der 
1984er Tagung: US-Vizepräsident George 
Bush legte einen Vertragsentwurf seines 
Landes zu dem Thema vor. Die dort vorgese­
henen Ortsinspektionen (System der 'of fe­

nen Einladung< an ein internationales Gremi­
um) wurden vom Ostblock allerdings als un­
annehmbar zurückgewiesen. Auch wurden 
Zweifel daran geäußert, ob die USA selbst 
sich tatsächlich einem entsprechenden Kon­
trol lsystem unterwerfen würden. Der Vertre­
ter der Bundesrepublik Deutschland wies 
darauf hin, daß die Konvention nicht zu unzu­
mutbaren Auflagen für die private chemische 
Industrie führen dürfe. 
Verhinderung eines Wettrüstens im Welt­
raum: Hier sind überhaupt keine Fortschrit te 
zu verzeichnen. Die Einsetzung einer Ar­
beitsgruppe scheiterte an der Kontroverse 
über deren Mandat. Während die sozialisti­
schen Staaten und die 'Gruppe der 21 < auf 
einem Verhandlungsauftrag bestanden, wa­
ren die westl ichen Länder nur bereit, eine 
Arbei tsgruppe mit der Stoffsammlung zu be­
trauen. Der zuletzt genannten Staatengruppe 
wurde deshalb Mißbrauch der Konsensregel 
vorgeworfen. In der Sache geht es einerseits 
um Antisatell i tenwaffen, andererseits um die 
amerikanischen Pläne für ein weltraumge­
stütztes Raktenabwehrsystem. Dieses grei­
fen die Ostblockstaaten mehr aus sicher­
heitspoli t ischen Gründen an, während für die 
Neutralen offenbar eher die wirtschaftl ichen 
Folgen einer solchen Waffenentwicklung we­
gen der exorbitanten Kosten im Vordergrund 
stehen. 

Radiologische Waffen: Die Arbei tsgruppe 
zum Verbot dieser Waffen (sie setzen ohne 
Explosion Strahlung frei) tr itt auf der Stelle. 
Dies ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, 
daß eine Einigung über den schwedischen 
Vorschlag, in diesem Zusammenhang auch 
Angriffe auf zivile Nuklearanlagen zu verbie­
ten, nicht zu erzielen ist. Einige Delegationen 
erklärten, der schwedische Vorschlag ge­
fährde letztlich sowohl den Erfolg bei den 
radiologischen Waffen als auch ein Ergebnis 
bezüglich des Angri f fsverbots. 
Die Arbei tsgruppen für Sicherheitsgarantien 
für Nichtkernwaffenstaaten und das umfas­
sende Abrüstungsprogramm haben keine Er­
gebnisse erzielen können. 

Insgesamt stagnieren die Verhandlungen 
also nach wie vor. Eine Ausnahme machen 
die Arbeiten an der C-Waffen-Konvention. 
Bei den radiologischen Waffen scheinen 
Fortschritte mögl ich, vorausgesetzt, daß es 
gelingt, die Verhandlungen wieder auf ihren 
ursprünglichen Gegenstand zurückzuführen. 
Die Strategie der nuklearen Abschreckung 
wird wegen ihrer Folgen für an einem Konflikt 
unbeteil igte Drittstaaten immer heftiger an­
gegriffen. Horst Risse • 

Wirtschaft und Entwicklung 

ILO: Polen tritt aus — Normenkontrollverfahren 
im Visier der Ostblockstaaten — Dritte Welt läßt 
sich nicht einspannen (3) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/ 
1984 S.170f. fort) . 

I. Die Volksrepublik Polen hat ihre Drohung 
wahrgemacht und ihren Austr i t t aus der in 
Genf ansässigen Internationalen Arbeitsor­
ganisation (ILO) bekanntgegeben. Den Sta­
tuten gemäß wird der Austr i t t zwei Jahre 
nach seiner Notif izierung — das wäre am 17. 
November 1986 — rechtskräft ig. Vordergrün­
diger Anlaß zu diesem Schritt ist die An ­
nahme eines Untersuchungsberichtes über 
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die Lage in Polen durch das Leitungsorgan 
der ILO, den Verwaltungsrat. Verhandlungen 
hinter den Kulissen über eine gütl iche Beile­
gung des Streits schlugen fehl. Der Ostblock 
(mit Ausnahme Rumäniens) beharrte auf sei­
ner Forderung, den Bericht einer von der ILO 
eingesetzten Untersuchungskommission auf 
die lange Bank zu schieben. Dem wider­
setzte sich die Mehrheit der Verwaltungs­
ratsmitglieder. Zuvor hatten die kommunist i ­
schen Staaten sogar darauf bestanden, den 
Untersuchungsbericht über Polen ersatzlos 
von der Tagesordnung zu streichen. 
Die Untersuchung der Zustände in Polen 
geht auf eine Klage des Internationalen Bun­
des Freier Gewerkschaften (IBFG) nach der 
Verhängung des Kriegsrechts und des Ver­
bots der unabhängigen Arbeitnehmerorgani­
sation >Solidarnosc< zurück. Laut IBFG hat 
die polnische Regierung damit das von ihr 
unterzeichnete ILO-Übereinkommen über die 
Vereinigungsfreiheit gebrochen. Warschau 
beschuldigte daraufhin die ILO, sich für eine 
antipolnische Kampagne und Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten eines souverä­
nen Staates herzugeben. In der Folge wei­
gerte sich die polnische Regierung, die Fra­
gen der ILO zu beantworten, und sie stellte 
die Zahlung der Mitgliedsbeiträge ein, worauf 
sie ihr St immrecht verlor. Als letztes ihr zur 
Verfügung stehendes Sanktionsmittel be­
schloß die ILO die Einsetzung eines dreiköp­
figen Untersuchungsausschusses, dem die 
polnischen Behörden die Einreise verweiger­
ten. Polen entsandte auch keine Delegierten 
mehr zu den ILO-Konferenzen. 
II. Die Eskalation erreichte ihren vorläufigen 
Höhepunkt auf der letzten Tagung des Ver­
waltungsrats Mitte November 1984. Da die 
Polen selbst nicht mehr in Erscheinung tra­
ten, überließen sie ihre Interessenvertretung 
den >Bruderländern<. Einige von diesen wol l ­
ten die Auseinandersetzung zu einem Test­
fall für die Standhaftigkeit des Westens und 
die interne Ausr ichtung der Dritten Welt ma­
chen. Die Sowjetunion, die Tschechoslowa­
kei und Rumänien sind nämlich ebenfalls Ge­
genstand von Klagen bei der ILO wegen Ver­
letzung verschiedener Rechtsnormen. Wäh­
rend die Rumänen auf Tauchstation gingen 
und die Behandlung ihrer Verstöße gegen 
ILO-Übereinkommen (Verhaftung der Grün­
der einer unabhängigen Gewerkschaft, Re­
pressalien gegen Streikende in den Bergwer­
ken des Jiu-Tales) ignorierten, ließen sich die 
übrigen Ostblockstaaten auf ein diplomati­
sches Poker ein. 
Der Westen zeigte sich geneigt, Polen eine 
Brücke zu bauen und die Behandlung des 
Untersuchungsberichtes auf die nächste Ta­
gung des Verwaltungsrats im Februar 1985 
zu verschieben. Als Gegenleistung hätte die 
Regierung in Warschau aber die Zusammen­
arbeit mit der ILO wieder aufnehmen müs­
sen. Die westl ichen Gewerkschaften waren 
bereit, sich mit einer formalen Kenntnis­
nahme des ohnehin weich ausgefallenen 
Rapports zu begnügen, ohne eine neuerliche 
Diskussion auszulösen. Die Lage hatte sich 
in den vorangegangenen Monaten insofern 
verändert, als das polnische Regime die in­
ternierten Gewerkschaftsführer und andere 
Oppositionelle amnestierte. General Jaru­
zelski war nicht mehr der Buhmann des We­
stens, seit die Umstände der Ermordung des 
Arbeiterpriesters Popieluszko ein Komplott 
dogmatischer Kräfte gegen die derzeitige 
Staatsführung vermuten ließen. Auch die Po-
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len waren nach Ansicht von Konferenztei l­
nehmern interessiert, vom hohen Roß herun­
terzusteigen, sahen sich jedoch von der So­
wjetunion genötigt, die Partie auf Biegen und 
Brechen weiterzuspielen. 
Kurzum: Der erhoffte Kompromiß kam nicht 
zustande und am 15. November fand die 
Kampfabst immung statt. Zuerst wurde mit 30 
gegen 18 Stimmen ein im Namen Äthiopiens 
eingebrachter Antrag abgelehnt, die Frage 
bis zur nächsten Tagung zu verschieben. 31 
Delegierte st immten anschließend dafür, den 
Bericht der von der ILO eingesetzten Unter­
suchungskommission »zur Kenntnis zu neh­
men«. Der Ostblock konnte lediglich zehn 
Voten dagegen aufbieten, während sich 
zwölf Delegierte der Stimme enthielten. 
Den osteuropäischen Ländern war es nicht 
gelungen, die im ILO-Verwaltungsrat vertre­
tenen Regierungs-, Arbeitgeber- und Arbeit­
nehmer-Delegierten der Dritten Welt auf ihre 
Seite zu ziehen. Auf der nächsten, im Juni 
stattf indenden Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz, des höchsten Organs der 
ILO, könnte allerdings das Geschick wech­
seln. Schon letztes Jahr fiel ein Antrag mit 
dem Ziel, die Normenkontrol le zu durchlö­
chern, nur knapp durch. Das Argument, wo ­
nach die dem westl ichen Demokratiever­
ständnis entsprungenen Regeln in einer sich 
ändernden Welt keine Allgemeingült igkeit 
mehr t rügen, vermag manches Regime zu 
überzeugen, das Angst vor freien Gewerk­
schaften hat. Das Herangehen des Ostblocks 
ist ein auf lange Sicht angelegter Angriff auf 
das Normenkontrol lverfahren der ILO. 
III. ILO-Generaldirektor Francis Blanchard, 
ein Franzose, hat den Austri t t eines der 
Gründungsmitgl ieder der Organisation be­
dauert. »Die universelle Mitgliedschaft war 
immer und bleibt auch heute ein wicht iges 
Ziel der ILO«, erklärte er. Blanchard drückte 
seine »ehrliche Hoffnung« aus, daß die auf­
geworfenen Fragen zum Fall Polen im Laufe 
der kommenden zwei Jahre gelöst würden 
und das Land in der ILO verbleibt. 
In dem von Botschafter Stanislaw Turbanski 
übermittelten Austr i t tsschreiben stellt die 
polnische Regierung fest, daß ihre »wieder­
holten Warnungen vor den unvermeidlichen 
Konsequenzen der Fortsetzung der antipol­
nischen Kampagne in den Wind geschlagen 
wurden«. Polen könne der tendenziösen und 
feindseligen Haltung gewisser Kreise in der 
ILO und einiger internationaler Beamter, we l ­
che die Verfassung der Organisation miß­
brauchten, nicht länger indifferent gegen­
überstehen. 
Die gesamte Gruppe der osteuropäischen 
Staaten (außer Rumänien und Jugoslawien) 
doppelte nach. Sie droht nicht näher be­
schriebene »Maßnahmen« an, »welche die 
entstandene Situation erfordert«. Die offiziel­
len Gewerkschaftszentralen der kommuni­
st isch regierten Länder (diesmal auch aus 
Rumänien) bürdeten »jenen Kräften die volle 
Verantwortung für die hervorgerufene Krise« 
auf, »welche die ILO als ein Instrument des 
polit ischen Kampfes gegen den Sozialismus 
benutzen«. Es sei eine antisozialistische 
Kampagne eingepeitscht worden, eine Ver­
zerrung der Politik der sozialistischen Staa­
ten, welche doch das Wohlergehen der werk­
tätigen Bevölkerung anstrebe. 
Diese wütenden Beschuldigungen ändern 
nichts daran, daß der Ostblock seine Stel­
lung in der ILO durch den Austr i t t Polens 
weiter geschwächt hat, nachdem vor Jahres­

frist schon Vietnam der Organisation den 
Rücken kehrte. Bei Auseinandersetzungen 
auf des Messers Schneide zählt jede St im­
me. Es hat sich auch gezeigt, daß die Ent­
wicklungsländer den Verlockungen autoritä­
rer gesellschaftl icher Lösungen weniger er­
l iegen, als vielfach befürchtet wurde. Auch 
sie streben nach internationaler Respektabil i-
tät. Ihren Schwierigkeiten, den arbeitsrechtl i­
chen Normen vollauf gerecht zu werden, will 
die ILO nunmehr durch größere Flexibilität 
entgegenkommen. Der wirtschaft l iche Ent­
wicklungsstand soll bei der Normenkontrol le 
künftig in Betracht gezogen werden, meint 
Blanchard. Natürlich geht es in erster Linie 
darum, den polit isch motivierten Argumenten 
des Ostens das Wasser abzugraben. Ein har­
tes Ringen steht noch bevor und die welt­
weite Erfüllung der freiwillig eingegangenen 
arbeitsrechtl ichen Verpfl ichtungen, die be­
sonders den westl ichen Gewerkschaften am 
Herzen liegt, bleibt Zukunftsmusik. 

Pierre Simonitsch • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Menschenrechts-Unterkommisslon: Kritik der 
Staaten von Herndl übermittelt — Vorschlag auf 
Namensänderung erneuert — Freiwilliger Fonds 
für die >Eingeborenen<bevölkerungen gefordert 
(4) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 1 / 
1984 S.33 fort.) 

I. Nicht zuletzt mit ihrer eigenen Arbei ts­
weise beschäft igte sich die der Menschen­
rechtskommission der Vereinten Nationen 
zugeordnete Unterkommission zur Verhü­
tung von Diskriminierung und für Minderhei­
tenschutz auf ihrer 37.Tagung (6.-31.8.1984 
in Genf). Schon zu Beginn hatte Kurt Herndl, 
Beigeordneter Generalsekretär der Vereinten 
Nationen und Leiter ihres Menschenrechts­
zentrums, die in der Menschenrechtskom­
mission geäußerte Kritik übermittelt : Beunru­
higung über die Einhaltung ihrer Kompeten­
zen durch die Unterkommission, Besorgnis 
über den Tenor und die nicht hinreichend 
»objektive und maßvolle Sprache« einiger 
Resolutionen (vor allem solcher, in denen 
Regierungen wegen Menschenrechtsverlet­
zungen angeklagt wurden) und Unbehagen 
über die Behandlung von Studien und Be­
richten. Zum Teil sei bemängelt worden, daß 
sie nicht die gebührende Aufmerksamkeit 
fänden und daß anstelle ausführlicher Bera­
tungen nur eine Weiterleitung an die Men­
schenrechtskommission im Schnel ldurch­
gang erfolge. Andererseits wurde die Gefahr 
unnötiger Überschneidung und doppelter 
Bearbeitung sowie der hohe Kostenaufwand 
angesprochen. Die Menschenrechtskommis­
sion hat der Unterkommission sogar nach­
drückl ich eine Beschränkung der Seitenzahl 
(32 S.) für Berichte und Studien empfohlen. 
Mehrfach sei vorgebracht worden, daß die 
Unterkommission Kontakt mit Regierungen 
nur über die Menschenrechtskommission 
aufnehmen solle. Außerdem werde eine Ra­
tionalisierung und Strukturierung der Arbeit 
der Unterkommission mit Hilfe eines auf fünf 
Jahre ausgelegten Arbei tsprogramms für 
notwendig gehalten. 
Hierauf regte das aus 26 Sachverständigen 
bestehende Gremium nach einem ersten 
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Vorstoß 1979 (VN 1/1980 S.25) erneut seine 
Umbenennung an, diesmal in >Unterkommis-
sion der Experten der Menschenrechtskom-
mission<, eine Bezeichnung, die zum einen 
die Anbindung an die Kommission deutl ich 
macht, zum anderen aber auch zeigt, daß das 
Tätigkeitsfeld das gesamte Gebiet der Men­
schenrechte umfassen soll. Weiterhin emp­
fahl sie der Menschenrechtskommission, die 
Mitglieder der Unterkommission nicht mehr 
für drei, sondern für vier Jahre zu wählen, 
wobei die Hälfte der Mitglieder alle zwei 
Jahre ausgewechselt werden soll. Studien 
unter ihrer Ägide sollen künftig möglichst in­
nerhalb von drei Jahren bearbeitet werden, 
ohne daß während der Laufzeit des Vorha­
bens eine Erneuerung des Mandats erforder­
lich sein soll. Zur Bewält igung der steigen­
den Arbeitsbelastung sollen pro Tagung 
zehn zusätzliche Sitzungen für Arbei tsgrup­
pen gestattet werden. 
Abzuwarten bleibt, ob diese Vorschläge die 
Kritiker zufriedenstellen werden. 
II. Der Verlauf der 37Tagung läßt insgesamt 
eher Gegenteil iges vermuten. In 35 Resolu­
t ionen nahm die Unterkommission unter an­
derem zur Menschenrechtssi tuat ion in zahl­
reichen Staaten Stellung (Afghanistan, Chile, 
El Salvador, Guatemala, Iran, Sri Lanka, Uru­
guay); auch das später von der Generalver­
sammlung vermiedene Thema Ost-Timor 
wurde aufgenommen. Der Wert dieser Reso­
lutionen liegt auch darin, daß sich zumindest 
die als Beobachter tei lnehmenden Vertreter 
der betroffenen Regierungen jeweils vor der 
Abst immung in Wider legungs- oder Recht­
fert igungszwang gebracht sahen. Dennoch 
entsteht der Eindruck, daß die Erarbeitung 
und teilweise kontroverse Erörterung derarti­
ger Resolutionen die eigentliche Sacharbeit 
zeitl ich zu stark einschränkt. Die Behandlung 
der vorgelegten Zwischen- und Schlußbe­
richte blieb oft eher an der Oberfläche oder 
ohne abschließendes Ergebnis. Überhaupt 
machte der Verlauf der Tagung mitunter ei­
nen unstrukturierten Eindruck. Eine konzen-
triertere, nicht mehrfach wieder aufgenom­
mene Erörterung hätte manchem Thema gut 
getan. 
Enttäuschend war, daß gerade in den Berei­
chen, in denen die Unterkommission nicht 
nur ähnliche Stellungnahmen wie andere Or­
gane der Vereinten Nationen abgab, nur we­
nige Ergebnisse erzielt wurden. Die Diskus­
sion über die noch nicht abgeschlossene 
Studie über den Völkermord zeigte viele Dif­
ferenzen, von der Definition des Begriffs bis 
zu einer möglichen zeitl ichen Begrenzung 
des Untersuchungsgegenstandes (erst ab 
1949) und damit auch der Ausklammerung 
des Völkermordes an den Armeniern. Der 
Auftrag der Menschenrechtskommission, 
eine Definition des Begriffs >Minderheit< zu 
erarbeiten, konnte noch nicht erfüllt werden. 
Ein Definit ionsversuch des kanadischen Ex­
perten Jules Deschenes wurde teilweise als 
inadäquat und unvollständig zurückgewie­
sen. Eine Abst immung führte zur Vertagung. 
III. Bei der Diskussion mehrerer Tagesord­
nungspunkte wurde deutl ich, wie stark die 
der Unterkommission angehörenden Exper­
ten, obwohl in persönlicher Eigenschaft tätig, 
ihren Systemen verhaftet sind. Während ei­
nerseits der Ausbau der Rechtssial lung des 
einzelnen im Völkerrecht bejaht wurde, hiel­
ten andere Experten es für falsch, das Indivi­
duum zum Subjekt des Völkerrechts zu ma­
chen. Bei der Diskussion zur Abschaffung 

der Todesstrafe, in der der Beobachter der 
Bundesrepublik Deutschland zur breiten Un­
terstützung der hierauf gerichteten Vorberei­
tung eines Zweiten Zusatzprotokol ls zum In­
ternationalen Pakt über bürgerl iche und poli­
t ische Rechte aufrief, ließ ein Teil der Exper­
ten erkennen, daß es ihnen nur um Maßnah­
men gegen einen Mißbrauch der Todesstrafe 
geht. Grundsätzliche Differenzen zeigten 
sich auch bei der Diskussion über die Kör­
perstrafen im islamischen Recht. Eine Reso­
lution, die Menschenrechtskommission 
möge die Regierungen verschiedener Staa­
ten drängen, anstelle der Amputat ion als 
Strafe mit der Menschenrechtserklärung ver­
einbare Bestrafungen vorzusehen, fand eine 
knappe Mehrheit. 
Recht unerwartet kam hingegen die Auffor­
derung des brit ischen Experten Benjamin 
Whitaker an seine Regierung, der neuen See­
rechtskonvention beizutreten und sich nicht 
außerhalb dieses Rahmens zu stellen. 
IV. Die 1971 in Auftrag gegebene Studie 
über das Problem der Diskriminierung der 
>Eingeborenen<bevölkerungen wurde nun­
mehr von Jose Martinez Cobo — der sich 
schon in dieser Zeitschrift zum Thema geäu­
ßert hat (VN 5/1981) — vorgelegt. Hinsicht­
lich des Begriffs bestehen in der Unterkom­
mission Definit ionsprobleme. Praktische Be­
deutung hat die bislang dreimal zusammen­
getretene Arbei tsgruppe der Unterkommis­
sion, die den Vertretern der 'Eingebore­
nem bevölkerungen ein Forum für ihre Anlie­
gen bietet. In einer Resolution wurde die Ge­
neralversammlung zur Errichtung eines Frei­
willigen Fonds der Vereinten Nationen für die 
>Eingeborenen< bevölkerungen aufgefordert, 
der Vertretern der >Eingeborenen<gemein-
schaften und -Organisationen die Teilnahme 
an den Verhandlungen der Arbei tsgruppe 
durch freiwillige finanzielle Beiträge von Re­
gierungen, nichtstaatl ichen Organisationen 
und anderen privaten oder öffentl ichen Ge­
meinschaften ermöglichen soll. Die Regie­
rungen Australiens und Kanadas haben ihre 
Bereitschaft zu Zahlungen in einen solchen 
Fonds bereits signalisiert. In diesem Jahr will 
die Arbeitsgruppe einen Entwurf über Richtli­
nien für die Rechte der >Eingeborenen<be-
völkerungen auf der Basis relevanter nationa­
ler Gesetzgebung, internationaler Instru­
mente und anderer juristischer Kriterien auf­
stellen. 
Bei der Diskussion über die Situation der 
Menschenrechte wurden nicht nur zahlreiche 
Staaten wegen ständiger Mißachtung der 
Menschenrechte gerügt — auch über Andrej 
Sacharow wurde gesprochen — , sondern es 
wurde auch festgestellt, daß sich das derzei­
tige System der Vereinten Nationen zum 
Schutze der Menschenrechte als unzuläng­
lich und damit reformbedürft ig erwiesen 
habe. Es bestehe insbesondere ein Bedürf­
nis, die Arbeit der mit der Überprüfung der 
Einhaltung der Menschenrechte befaßten Or­
gane zu beschleunigen. 

Birgit Laitenberger • 

Mauretanien: Beispielhafte Zusammenarbeit mit 
den Vereinten Nationen — Erfolge im Kampf ge­
gen die Nachwirkungen der Sklaverei (5) 

Wenn die Tätigkeit der Menschenrechts-Un-
terkommission, wie im obigen Bericht von 
Birgit Laitenberger geschildert, ins Kreuz­
feuer der Kritik der Staaten gerät, so muß 

dies — orientiert man sich am Gedanken des 
universellen Menschenrechtsschutzes — ja 
nicht unbedingt gegen die Unterkommission 
sprechen. Doch es gibt auch Regierungen, 
die an einer Untersuchung der Menschen­
rechtssituation in ihrem Lande mitzuwirken 
bereit s ind: Mauretanien hat sich, des Fort­
bestehens der Sklaverei angeschuldigt, 
höchst kooperat ionsbereit gezeigt. Zu hoffen 
ist, daß auch die im Dezember 1984 durch 
einen Staatsstreich an die Macht gelangte 
Regierung diese aufgeschlossene Haltung 
beibehalten wird. 

I. Die im Gebiet der heutigen Islamischen 
Republik Mauretanien jahrhundertelang prak­
tizierte Sklavenhaltung wurde 1905 von den 
französischen Kolonialherren zwar offiziell 
abgeschafft, existierte jedoch nichtsdesto-
trotz for t : Immer noch gab es Menschen 
ohne eigene Rechte, persönlich und wirt­
schaftlich dem Willen ihrer Eigentümer unter­
worfen. Auch die Unabhängigkeit Maureta­
niens im Jahre 1960 und die verfassungsmä­
ßige Verankerung der Gleichheit aller Bürger 
vor dem Gesetz änderte an diesem Zustand 
nichts. Am 5. Juli 1980 verabschiedete das 
regierende Mil itärkomitee der nationalen 
Wohlfahrt (Comite militaire de salut national, 
CMSN) eine Deklaration, durch die die Skla­
venhaltung — eine Geißel, die nationale Un­
abhängigkeit und soziale Gerechtigkeit ver­
hindere — in Mauretanien endgült ig abge­
schafft wurde. 
Bei ihrer 7. Tagung im August 1981 erhielt die 
Arbei tsgruppe über Sklaverei der Menschen-
rechts-Unterkommission jedoch Informatio­
nen von der nichtstaatl ichen >Anti-Sklaverei-
Gesellschaft< in London, daß diese Deklara­
t ion in der Praxis keine große Wirkung entfal­
te. Dies wiederum wurde seitens der maure­
tanischen UN-Vertretung umgehend demen­
tiert. Auf der 34.Tagung der Unterkommis­
sion lud der mauretanische Vertreter das Ex­
pertengremium ein, eine Delegation zur Un­
tersuchung der Situation in sein Land zu ent­
senden. Nachdem die Unterkommission 
durch Resolution 1982/10 der Menschen­
rechtskommission vom 10. März 1982 hierzu 
ermächtigt worden war und auch der Wirt­
schafts- und Sozialrat mit Beschluß 1982/129 
dem zust immte, begannen die Vorberei tun­
gen des Besuchs. Mitte September 1982 
wurde Mauretaniens Regierung über die Zu­
sammensetzung der Delegation und den ge­
planten Besuchstermin (März 1983) unter­
richtet. 
Mauretanien erklärte sich mit dem Vorschlag 
grundsätzl ich einverstanden; die Mission 
wurde allerdings mehrmals verschoben. Zwi­
schenzeit l ich wurde Mauretanien ein Frage­
bogen über den Bereich der Sklaverei über­
sandt, der ausführlich beantwortet wurde. 
Anläßlich der 9.Tagung der Sklaverei-Ar­
beitsgruppe bekundete die mauretanische 
Delegation im August 1983 den Willen ihrer 
Regierung, den Experten bei ihrem Besuch 
jede Hilfe zuteil werden zu lassen. 
II. Kurz darauf legte der mauretanische Be­
obachter der 36. Tagung der Unterkommis­
sion einen sehr informativen Überblick über 
die Nachwirkungen der traditionellen Skla­
venhaltung vor. Er betonte, in Mauretanien 
mit seinem hohen Anteil Gemischtrassiger 
— das Land liegt an der Schnittstelle zwi ­
schen dem >weißen< Nordafrika und dem 
>schwarzen< subsaharischen Afrika — sei 
Sklavenhaltung nie in Form von Rassenunter-
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drückung praktiziert worden — es habe so­
wohl hell- als auch dunkelhäutige Herren und 
Sklaven gegeben. Unter der französischen 
Kolonialherrschaft seien die Emanzipation 
der Bevölkerung und die wirtschaftl iche Ent­
wicklung des Landes nicht vorangetrieben 
worden. Auch die Unabhängigkeit brachte 
nicht den gewünschten Erfolg — bis in die 
sechziger Jahre fanden Sklavenverkäufe 
statt. Erst in den letzten Jahrzehnten, in de­
nen das traditionelle Wirtschaftssystem von 
einer moderneren Wirtschaftsstruktur abge­
löst wurde und sich das Land ausländischen 
Einflüssen mehr öffnete, setzte allmählich ein 
Wandel ein und die Sklavenarbeit wich der 
Lohnarbeit. Doch noch immer, räumte der 
Vertreter Mauretaniens ein, fänden sich in 
seinem Land Situationen wirtschaftl icher Ab ­
hängigkeit, die der Sklavenhaltung nahekom­
men. Vor allem in ländlichen Gegenden leb­
ten ehemalige Sklaven in der Familie ihrer 
früheren Herren; sie hätten an deren Lebens­
standard zwar teil, verrichteten aber die 
gleichen Arbeiten wie eh und je. 
Vor diesem Hintergrund sei die Deklaration 
vom 5. Juli 1980 zu verstehen, die einen um­
fassenden Rahmen für den Kampf gegen 
sklavereiähnliche Praktiken und jede Form 
der Unterentwicklung — das eigentliche Pro­
blem — abgeben solle. Der mauretanische 
Beobachter unterstr ich die Bedeutung inter­
nationaler Hilfe und betonte die absolute Ko­
operationsbereitschaft seiner Regierung mit 
der Weltorganisation. Enttäuscht zeigte er 
sich von der Haltung einiger westl icher Län­
der, die von einer von ihnen initiierten Ant i ­
Sklaverei-Kampagne nicht weniger schamlos 
profit ierten als früher vom Sklavenhandel. 
III. So fand denn auch der von drei Mitarbei­
tern und einem Vertreter der Anti-Sklaverei-
Gesellschaft begleitete Experte der Unter­
kommission, der Belgier Marc Bossuyt, bei 
seinem Besuch im Lande vom 13. bis 24. Ja­
nuar 1984 große Unterstützung seitens der 
mauretanischen Regierung. Seine Ankunft 
und der Verlauf des Besuches wurden von 
Presse, Radio und Fernsehen in die Öffent­
lichkeit getragen. Für die Anfert igung seines 
Berichts über die Situation im Lande (UN-
Doc.E/CN.4/Sub.2/1984/23 v. 2.7.1984) wa­
ren Gespräche mit der Regierungsspitze so­
wie Behörden von großem Nutzen. Auf sei­
nen Reisen durch Mauretanien hatte er zu­
dem Gelegenheit, Personen seiner Wahl zu 
treffen, so Angehörige religiöser Gruppen, 
Wissenschaftler, Gewerkschaftsmitgl ieder 
sowie ehemalige Sklaven (Harratin). 
Da Sklavenhaltung auch einen rechtl ichen 
Status umschreibt, ist ihre offizielle Abschaf­
fung durch die Deklaration von 1980 und 
durch die nachfolgende Verordnung vom 
9. November 1981 nach Meinung des Exper­
ten in ihrer Wirkung nicht zu unterschätzen. 
Nunmehr gelte es allerdings, die wirtschaft l i­
che und soziale De-facto-Benachteil igung 
der Freigelassenen zu beseit igen. Der Ex­
perte regte die Herausgabe eines Rundbrie­
fes an die Behörden an, worin noch einmal 
die Illegalität der Sklavenhaltung betont und 
zur Anzeige etwaiger Zuwiderhandlungen 
aufgerufen werden soll. 
Richter und Kadis wurden bereits Mitte 1981 
vom Justizminister angewiesen, bei ihrer Ur-
teilsf indung strikt die Prinzipien der Deklara­
t ion zu beachten. Eine der wicht igsten Maß­
nahmen zur Beseit igung der Folgen der Skla­
verei ist die Agrarreform. Im Mittelpunkt 
steht hier die Verordnung vom 5. Juni 1983, 

die jedem mauretanischen Staatsangehöri­
gen den Erwerb von Grundbesitz ermögl icht; 
Privateigentum wird unter Hervorhebung der 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums anerkannt. 
Wichtig ist auch ein gleicher Zugang zu Aus­
bildungsplätzen. Der notwendige Ausbau 
des Erziehungswesens — derzeit gehen 
30 vH der Kinder im entsprechenden Alter 
zur Schule — wird durch die schlechte Fi­
nanzlage des Staates e rschwer . 
In einem so sehr auf den Islam bezogenen 
Staat wie Mauretanien spielt die Haltung der 
Geistlichkeit eine entscheidende Rolle. So 
wurden beispielsweise die islamischen Juri­
sten vor Veröffentl ichung der Deklaration 
konsult iert; auch die konservativeren hielten 
sie unter der Bedingung für vereinbar mit 
Scharia und Koran, daß den früheren Skla­
venhaltern eine staatliche Entschädigung ge­
zahlt würde. Letzteres ist allerdings umstrit­
ten, da man eher die vormals Ausgebeuteten 
einer Kompensation für würdig befinden 
könnte. Mangels entsprechender Anträge 
wurde dieses Problem aber noch nicht prak­
t isch; dies liegt wohl daran, daß keiner der 
früheren Eigentümer nachweisen kann, daß 
der Erwerb von Sklaven entsprechend den 
spezif ischen Vorschrif ten der Scharia erfolgt 
war. 

Der Experte schloß seinen Bericht mit dem 
dringenden Appell an alle Staaten, Maureta­
nien großzügig und wirksam zu unterstützen 
— für die Überwindung der Folgen der Skla­
verei sei die Verbesserung der wirtschaft l i­
chen Gesamtsituation entscheidend, was 
nicht ohne Hilfe seitens der internationalen 
Gemeinschaft mögl ich sei. 
Die Unterkommission, die sich lobend über 
die gute Zusammenarbeit mit Mauretanien 
äußerte, sieht diesen Fall als Vorbild für künf­
tige Aktivitäten der Vereinten Nationen im 
Kampf gegen Sklaverei und ähnliche Abhän­
gigkeitssituationen an. 

Martina Palm • 

Entkolonisierung und Treuhandfragen 

Kokos-Inseln: Selbstbestimmungsrecht durch 
den Anschluß an Australien verwirklicht (6) 

Die Auffassung, daß das Volk der Kokos-
(Keeling-)lnseln durch seinen Entscheid zum 
Anschluß an Australien »sein Recht auf 
Selbstbest immung gemäß den Grundsätzen 
der Charta der Vereinten Nationen und der in 
Resolution 1514 (XV) der Generalversamm­
lung enthaltenen Erklärung über die Gewäh­
rung der Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker ausgeübt hat«, hat sich die Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen in ih­
rer am 5. Dezember 1984 einvernehmlich ver­
abschiedeten Resolution 39/30 zu eigen ge­
macht. Damit entfällt auch die Pflicht der bis­
herigen Verwaltungsmacht, gemäß Artikel 
73e der UN-Charta dem Generalsekretär re­
gelmäßig über das Gebiet zu berichten. 
Kenntnis genommen wurde von den Zusi­
cherungen der australischen Regierung, »die 
kulturelle Identität, das Kulturerbe und die 
Kulturtradit ionen der auf den Kokos-Inseln 
lebenden Menschen in ihrer Einzigartigkeit 
zu bewahren«. 
Die 14 Quadratki lometer große Inselgruppe 
(27 Koralleninseln, von denen nur zwei stän­
dig bewohnt sind) liegt rund 2770 km nord­
westl ich der australischen Stadt Perth und 

960 km südwestl ich von Java im Indischen 
Ozean. Ihren Namen verdankt sie einerseits 
der Vegetation, die wegen der Bodenbe­
schaffenheit hauptsächlich aus Kokospalmen 
besteht, andererseits William Keeling, einem 
Kapitän der Ost indischen Handelsgesell­
schaft, der die Inseln 1609 entdeckte. Einzi­
ger Industriezweig ist die Weiterverarbeitung 
von Kokosnüssen zu Kopra, die größtenteils 
nach Singapur export iert wird. Die Hauptein­
kommensquel le stellen jedoch heute ver­
schiedene Tätigkeiten für die Verwaltungsbe­
hörden dar. Wegen des geringen Ausmaßes 
landwirtschaftl icher Nutzung des Gebiets 
werden Frischobst und -gemüse wie auch 
die weiteren Güter des täglichen Bedarfs aus 
Australien import iert. Untersuchungen im 
Hinblick auf eine Diversifizierung der Wirt­
schaft werden deshalb angestellt. 
Die Inseln blieben bis 1826 unbewohnt, als 
ein englischer Händler und Abenteurer, 
Alexander Hare, eine erste Siedlung grün­
dete und malaiische Arbeiter zum Betreiben 
einer Kokosplantage auf die Inseln brachte. 
Die heutige Bevölkerung (etwa 350 Kokos-
Malaien) stammt größtenteils von ihnen ab. 
Eine zweite Siedlung wurde 1827 von John 
Clunies-Ross, einem schott ischen Seemann 
und Geschäftspartner Hares, errichtet. Zwi­
schen den beiden >Königen der Kokos-In­
s e l n entspann sich bald ein erbitterter Streit 
um die Landbesitzrechte, der damit endete, 
daß Hare 1831 die Inseln verließ und Clunies-
Ross als De-facto-Herrscher zurückbl ieb. 
Auf Betreiben von Clunies-Ross wurden die 
Inseln 1857 zu bri t ischem Besitz erklärt. Seit­
her wurde die Verwaltung von wechselnden 
Seiten ausgeübt: zeitweise von Ceylon, von 
den >Straits Settlements< bzw. von Singapur 
aus. 1886 übertrug die Krone alles Land der 
Inseln an Clunies-Ross und seine Erben. 
1955 wurde Australien die Verwaltung des 
Gebiets übertragen. Die australische Regie­
rung erwarb 1978 das Land von den Erben 
des John Clunies-Ross. Im Juli 1979 wurde 
ein Insel-Rat gebildet, um den australischen 
Bevollmächtigten in Fragen der malaiischen 
Gemeinschaft zu beraten. 
Der erste Schritt zur Entkolonisierung wurde 
1974 unternommen, als eine UN-Mission die 
Inseln besuchte und der australischen Regie­
rung unter anderem empfahl, die Abhängig­
keit der malaiischen Bevölkerung von den 
Glunies-Ross-Erben, die nach wie vor das 
Wirtschaftsleben beherrschten, zu beenden. 
Entsprechende Schritte wurden von der 
australischen Regierung eingeleitet. Ein wei­
terer Besuch einer UN-Mission fand 1980 
statt. Am 7. Dezember 1983 würdigte die 
38. Generalversammlung in Beschluß 38/412 
die Tatsache, daß Australien direkt mit den 
Vertretern der Bevölkerung der Inseln in Ver­
handlungen über ein Referendum hinsichtl ich 
des künftigen Status der Inseln eingetreten 
war. Sie ermächtigte den Generalsekretär 
durch Beschluß 38/420, ein weiteres Mal eine 
Besuchsdelegation zu entsenden. In dem am 
6. April 1984 durchgeführten Referendum 
sprachen sich 87,7 vH der Bevölkerung für 
den Anschluß an Australien aus. Die UN-
Delegation bestätigte in ihrem Bericht an die 
39. Generalversammlung dessen ordnungs­
gemäßen Ablauf. Sie empfahl die Einstel­
lung der Erörterung der Frage der Kokos-
(Keeling-)lnseln, da die Bevölkerung ihr 
Recht auf Selbstbest immung ausgeübt habe 
— welchem Rat die 39. Generalversammlung 
dann gefolgt ist. . Isolde Kurz • 
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Verwaltung und Haushalt 

Entscheidung des UN-Verwaltungsgerichts in 
Sachen V. V. Yaklmetz — Probleme des »abgeord­
neten« Personals (7) 

Das Verwaltungsgericht der Vereinten Natio­
nen, 1949 eingerichtet zur Behandlung von 
Streit igkeiten, die sich aus dem Arbeitsver­
hältnis von Bediensteten des UN-Sekreta­
riats ergeben, hat am 8. Juni 1984 die Klage 
von V. V. Yakimetz zurückgewiesen. Dieser 
hatte im wesentl ichen folgende Anträge ge­
stellt: Aufhebung der Verwaltungsentschei­
dung, wonach eine Weiterbeschäft igung des 
Klägers nach Ablauf des Dienstverhältnisses 
nicht in Erwägung gezogen wurde; Feststel­
lung, daß kein rechtl iches Hindernis für seine 
Weiterbeschäft igung bei den Vereinten Na­
tionen bestehe; Feststellung, daß er eine An ­
wartschaft auf Weiterbeschäft igung habe. 
Der Fall wirft Probleme in bezug auf das Ver­
hältnis der UN-Beamten zu der Organisation, 
vor allem unter dem Gesichtspunkt des Hei­
matstaatswechsels, auf. 
Der Kläger, damals Bürger der Sowjetunion, 
war von 1969 bis 1974 Beamter der Vereinten 
Nat ionen; 1977 wurde er von der UdSSR für 
eine erneute Verwendung in den Vereinten 
Nationen (Übersetzungsdienst) vorgeschla­
gen. Er erhielt am 27. Dezember 1977 einen 
Fünfjahresvertrag, in dem allerdings nicht 
vermerkt war, daß seine Ernennung auf der 
Basis einer Abordnung (secondment) durch 
die UdSSR erfolgt war. Dieser Vertrag wurde 
1982 unter Zust immung der UdSSR um ein 
weiteres Jahr verlängert und enthielt nun ei­
nen entsprechenden Hinweis auf die Abord ­
nung durch den Heimatstaat. 
Anfang 1983 beantragte der Kläger polit i­
sches Asyl in den Vereinigten Staaten, nach­
dem ihm vorher eine erneute Verlängerung 
seines Vertrags durch die Vereinten Natio­
nen angeboten worden war. Daraufhin wurde 
er mit vollen Bezügen unter Anwendung der 
Ausführungsbest immung 105.2(a) zum Per­
sonalstatut vom Dienst suspendiert ; das Be­
treten der UN-Gebäude wurde ihm unter­
sagt. Zudem wurde ihm auf Nachfrage er­
klärt, daß nicht mehr die Absicht bestehe, 
seinen Dienstvertrag erneut zu verlängern. 
Hiergegen hat der Kläger unter Berufung auf 
Resolution 37/126 der Generalversammlung 
protestiert, wonach beim Auslaufen von 
Fünfjahresverträgen die Festanstellung in Er­
wägung zu ziehen ist. Demgegenüber berief 
sich die Personalabteilung der Vereinten Na­
tionen vor allem darauf, daß der Kläger sei­
nerzeit auf Abordnung der Sowjetunion ein­
gestellt und sein Vertrag um ein Jahr verlän­
gert worden sei. 
Das Gericht stellt fest, daß eine Abordnung 
vorgelegen habe und daß eine Veränderung 
des Dienstverhältnisses des Klägers (hier die 
Verlängerung) nur unter Zust immung auch 
der UdSSR möglich sei. Es beruft sich inso­
weit auf seine bisherige Rechtsprechung, die 
nicht erneut problematisiert wird. Eine An ­
wartschaft auf unbefristete Beschäft igung er­
gibt sich nach Ansicht des Verwaltungsge­
richts allenfalls aus Zeitverträgen, die nicht 
auf Abordnung beruhen. 
Schließlich bejaht das Gericht auch, daß die 
Vereinten Nationen bei ihrer Ablehnung der 
Weiterbeschäft igung des Klägers ihr Ermes­
sen richtig ausgeübt hätten. 
Demgegenüber betont der Präsident des 

Gerichts (Endre Ustor aus Ungarn) in seinem 
Sondervotum, daß mit Rücksicht auf die Ab­
ordnung der Dienstvertrag des Klägers we­
der verlängerbar war noch der Kläger auf 
Dauer eingestellt werden konnte. 
Die Gegenposit ion hat der Richter Arnold 
Kean aus Großbritannien in seiner abwei­
chenden Meinung bezogen. Er interpretiert 
die Resolution 37/126 Ziff.lV.5 dahin gehend, 
daß eine Verpfl ichtung der Vereinten Natio­
nen besteht, nach erfolgreichem Abschluß 
eines Fünfjahresvertrags eine unbefristete 
Anstel lung zu erwägen. Es wird nicht in 
Frage gestellt, daß insoweit ein Ermessen 
der Vereinten Nationen besteht; diese Aus­
übung des Ermessens hält Kean aber unter 
Verweis auf die Rechtsprechung der Verwal­
tungsgerichte der Internationalen Arbeitsor­
ganisation und der Vereinten Nationen für 
überprüfbar. Seines Erachtens ist dieses Er­
messen bislang nicht ausgeübt worden; die 
Tatsache der früheren Abordnung hindert 
danach die unbefristete Einstellung auch 
nach Wegfall des Abordnungsverhältnisses 
nicht. 

In der Beurteilung der Entscheidung des UN-
Verwaltungsgerichts muß festgestell t wer­
den, daß sie keinen Beitrag für eine Stärkung 
der Unabhängigkeit der UN-Beamten gegen­
über der Regierung ihres Heimatstaates lei­
stet. Rüdiger Wolfrum • 

Rechtsfragen 

IGH: Zuständigkeit im Konflikt zwischen Nicara­
gua und den USA bejaht — Washington zieht sich 
zurück (8) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1984 S.108f. fort.) 

Seine Zuständigkeit im Fall betreffend militä­
rische und paramilitärische Aktivitäten in und 
gegen Nicaragua (Nicaragua gegen die Ver­
einigten Staaten von Amerika) hat der im 
Haag ansässige Internationale Gerichtshof 
(IGH) am 26. November 1984 mit 11 zu 5 
Stimmen auf der Basis von Art ikel 36 des 
IGH-Statuts bejaht. 
Mit 14 zu 2 Stimmen bejahte er seine Zustän­
digkeit, den Freundschafts-, Handels- und 
Schiffahrtsvertrag von 1956 zwischen den 
Vereinigten Staaten und Nicaragua zu inter­
pretieren. 
Die Zuständigkeit zur Entscheidung des 
Streitfalls wurde mit 15 Stimmen gegen die 
des aus den USA stammenden Richters 
Schwebel bejaht. 
Die schon zuvor getroffene einstwei l ige 'An-
ordnung, die den Vereinigten Staaten jegli­
che Behinderung des Zugangs zu den Häfen 
Nicaraguas untersagt, bleibt bis zur Ent­
scheidung in der Hauptsache in Kraft. 

I. Am 9. April 1984 hatte Nicaragua die Ein­
leitung des Verfahrens gegen die USA bean­
tragt; eine einstweilige Anordnung dazu war 
am 10. Mai 1984 ergangen. Am 4.Oktober 
1984 entschied das Gericht mit 9 zu 6 St im­
men, keine Anhörung über einen von El Sal­
vador gewünschten Beitritt zum Verfahren 
durchzuführen; mit 14 zu 1 Stimme (Schwe­
bel) wurde entschieden, daß die Beitrittser­
klärung von El Salvador insofern unzulässig 
sei, als sie sich auf den gegenwärt igen Stand 
der Verhandlungen im Falle Nicaragua/USA 
beziehe. 

Zur Begründung verwies das Gericht in sei­
ner Entscheidung vom Oktober darauf, daß 
zunächst die Entscheidung über die Zustän­
digkeit des Gerichtshofs anstehe. Auch die 
Beitr i t tserklärung El Salvadors setze die Zu­
ständigkeit des Gerichts voraus. 
Richter Nagendra Singh betonte in seinem 
Sondervotum, damit sei das Beitr i t tsrecht El 
Salvadors nicht er loschen und könne zu ei ­
nem späteren Zeitpunkt geprüft werden. 
Richter Schwebel begründete seine abwei­
chende Meinung wie folgt: In der Entschei­
dung, keine Anhörung durchzuführen, liege 
ein Verstoß gegen den Grundsatz des fairen 
Verfahrens. Hätte das Gericht El Salvador ge­
hört, so wären alle Zweifel an der Zulässig-
keit der Beitr i t tserklärung aufgehoben gewe­
sen. Das IGH-Statut, die Charta der Verein­
ten Nationen, drei interamerikanische Ver­
träge sowie die Unterwerfungserklärung El 
Salvadors unter die Zuständigkeit des IGH 
seien Rechtsgrundlagen für den Beitritt. Die 
Einwände Nicaraguas hätten nach Art. 84 
Abs. 2 der Verfahrensordnung des IGH eine 
mündliche Verhandlung erforderl ich ge­
macht. 
II. In der Entscheidung vom 26. November 
1984 hatte sich das Gericht mit der von den 
USA vorgetragenen Rüge der Unzuständig­
keit auseinanderzusetzen. 
Die USA hatten vorgetragen, Nicaragua sei 
dem Statut des Ständigen Internationalen 
Gerichtshofs (StIGH) — des Vorläufers des 
IGH zur Zeit des Völkerbunds — nie beige­
treten, so daß Art. 36 Abs. 5 des IGH-Statuts 
nicht eingreife. Zur Begründung für die Zu­
ständigkeit des Gerichts berief sich Nicara­
gua demgegenüber darauf, daß es am 
U.Sep tember 1929 als Mitglied des Völker­
bunds das Unterzeichnungsprotokol l des 
StIGH-Statuts gezeichnet habe. Am 24. Sep­
tember des gleichen Jahres hat Nicaragua 
eine Erklärung beim Generalsekretär des 
Völkerbunds hinterlegt, wonach es die Juris­
dikt ion des Ständigen Internationalen Ge­
richtshofs bedingungslos anerkannte. Die er­
forderl iche Ratif ikationsurkunde ist allerdings 
beim Völkerbund nicht eingegangen, obwohl 
— nach dem Vortrag von Nicaragua — die 
Ratifikation am 29. November 1939 telegra­
f isch abgesandt worden sein soll. Das Ge­
richt würdigte diesen Sachverhalt folgender­
maßen: Es stellte fest, die Unterwerfung Ni­
caraguas sei in der Völkerbundszeit nie wirk­
sam geworden (fehlende Hinterlegung der 
Ratif ikationsurkunde). Diese hätte Nicaragua 
aber in der Völkerbundszeit jederzeit nach­
holen können. Praktisch maß das Gericht der 
Erklärung von Nicaragua auch für die Zeit 
nach dem Völkerbund potentiell bindende 
Wirkung bei und ließ dies für die Anwendung 
des Art.36 des IGH-Statuts ausreichen. Da­
bei führte das Gericht aus, über den Art.36 
des IGH-Statuts hätte die größtmögliche 
Kontinuität zwischen StIGH und IGH herge­
stellt werden sollen. Nur die Berücksicht i ­
gung auch von potentiell bindenden Erklä­
rungen werde diesem Gesichtspunkt ge­
recht. Zudem wurde darauf verwiesen, daß in 
dem Jahrbuch des IGH seit 38 Jahren die 
Unterwerfungserklärung von Nicaragua ver­
merkt und die Gültigkeit von diesem Staat 
auch nicht in Frage gestellt worden sei. Inso­
fern stützte der IGH die Bindungswirkung 
der Unterwerfungserklärung von Nicaragua 
letztlich auf das völkerrechtl iche Prinzip der 
>acquiescence< (d. h. der st i l lschweigenden 
Einwilligung). 
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Die Unterwerfung der USA unter die Ge­
richtsbarkeit wurde von Nicaragua auf die 
amerikanische Erklärung vom 14. August 
1946 gestützt. Demgegenüber verwiesen die 
USA auf ihr Schreiben vom 6. April 1984, wo ­
nach sie die Streit igkeiten mit mittelamerika­
nischen Staaten der Jurisdikt ion des IGH 
entziehen. Dem wurde wiederum von Seiten 
Nicaraguas entgegengehalten, die USA hät­
ten in ihrer Unterwerfungserklärung von 1946 
die Klausel eingeführt, daß Modifikationen 
der Unterwerfung erst sechs Monate nach 
Erklärung in Kraft träten. Gegenüber diesem 
Argument wandten die USA ein, Nicaragua 
könne seine Unterwerfung unter die Jurisdik­
t ion des Gerichts jederzeit und mit sofort iger 
Wirkung zurückziehen; unter dem Gesichts­
punkt der Reziprozität müsse dieses Recht 
auch den USA zustehen. Das Gericht hat die 
Anwendung des Reziprozitätsprinzips in die­
sem Fall verneint; dieser Grundsatz könne 
nicht auf formelles Recht angewandt wer­
den. 
Des weiteren hatte sich das Gericht mit dem 
Argument der USA auseinanderzusetzen, ob 
nicht der zu der Unterwerfung erklärte Vor­
behalt der USA ein Tätigwerden des Gerichts 
ausschloß. Danach können Streit igkeiten aus 
multilateralen Verträgen nur dann vom IGH 
entschieden werden, wenn alle Mitglieder 
dieses Vertrages Streitparteien sind. Die 
USA beriefen sich darauf, Nicaragua stütze 
seine Klage im Grunde genommen auf vier 
multilaterale Verträge. Demgegenüber führte 
der IGH aus, die Staaten, die durch den Aus­
gang des Rechtsstreits betroffen sein könn­
ten, hätten die Jurisdiktion des Gerichts ak­
zeptiert und seien daher nicht schutzlos. Der 
US-Vorbehalt greife daher nicht. 
Hilfsweise hat Nicaragua seinen Vortrag zur 
Zuständigkeit des Gerichts auf den Freund­
schafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrag von 
1956 gestützt. Auch insoweit verwiesen die 
USA auf die notwendige Beiladung anderer 
Staaten, ein Vortrag, der aus den bereits an­
gesprochenen Gründen vom Gericht verwor­
fen wurde. 
Des weiteren machten die USA geltend, das 
Gericht würde mit seiner Entscheidung in 
Kompetenzen des Sicherheitsrats eingreifen 
bzw. das Recht auf kollektive Selbstverteidi­
gung verkürzen. Demgegenüber entschied 
das Gericht, daß es insoweit eine ausschließ­
liche Kompetenz des Sicherheitsrats nicht 
gebe. Ebenso wurde von dem Gericht das 
Argument verworfen, daß es sich bei dem 
Streit nicht um eine jurist ische, sondern eine 
polit ische Frage handele und daß eine Ent­
scheidung eine sich anbahnende polit ische 
Einigung (Beratungen in der Contadora-
Gruppe) verhindere. 
Die Richter Mosler, Oda, Ago und Jennings 
haben in ihren Sondervoten dargetan, daß 
die Erklärung Nicaraguas von 1929 nicht 
Grundlage für die gerichtl iche Entscheidung 
sein könne. Dagegen halten sie eine Ent­
scheidung des Gerichts auf der Basis des 
Freundschaftsvertrages für zulässig. 
In seiner abweichenden Meinung zieht Rich­
ter Schwebel vor allem die Anwendung von 
Art.36 Abs.5 des IGH-Statuts in Zweifel. 
Ebenfalls hält er eine Berufung auf den 
Freundschaftsvertrag für ausgeschlossen. 
III. Mit Schreiben vom 18. Januar 1985 hat 
der Prozeßvertreter Washingtons den IGH 
davon in Kenntnis gesetzt, daß die USA das 
Gericht weiterhin für unzuständig hielten. Er 
hat angekündigt, die USA würden an den 

Verhandlungen zur Sache nicht tei lnehmen. 
Demgegenüber hat Nicaragua seine Klage 
aufrechterhalten und den Gerichtshof um 
eine Entscheidung gemäß Art.53 des IGH-
Statuts ersucht. Danach kann, auf Antrag, 
auch in Abwesenheit einer der Streitparteien 
ein Urteil ergehen. Rüdiger Wolfrum • 

Südafrika: Ausbürgerung der schwarzen Bevölke­
rung im Zuge der Errichtung von Bantustans — 
Thema für den Internationalen Gerichtshof? (9) 

Das Dauerthema Südafrika wird in der Welt­
öffentl ichkeit derzeit vornehmlich unter dem 
Gesichtspunkt der neuen Verfassung von 
1983 diskutiert. Dem entspricht es, daß die 
39. Generalversammlung ihre alljährliche Stel­
lungnahme zur Apartheidpoli t ik mit der er­
neuten Nichtigkeitserklärung dieser Verfas­
sung einleitete (Resolution 39/2 v. 
28.9.1984). Geringeres internationales Inter­
esse findet demgegenüber eine andere Ent­
wicklung, die in der erwähnten Entschließung 
der Vereinten Nationen eher am Rande ange­
sprochen w i rd ; die Ausbürgerung eines im­
mer größer werdenden Teils der schwarzen 
Bevölkerung aus der Republik Südafrika bei 
gleichzeit igem Erwerb der Staatsangehörig­
keit eines in eine vorgebl iche Unabhängigkeit 
entlassenen Bantustans. Der an der südafri­
kanischen Witwatersrand-Universität leh­
rende Rechtsprofessor John Dugard hat un­
längst in einem Aufsatz (The Denationaliza­
t ion of Black South Africans in Pursuance of 
Apartheid. A Question for the International 
Court of Just ice?, in: The Review of the Inter­
national Commission of Jurists, Nr.33, De­
zember 1984, S.49-60) erneut auf diese Pra­
xis Pretorias hingewiesen. 

I. Der von Dugard aufgezeigte Prozeß be­
gann spätestens 1970 mit dem Erlaß eines 
Gesetzes, des >Bantu Homelands Cit izen­
ship Act< (jetzt >National States Citizenship 
Act<), demzufolge jeder schwarze Südafrika­
ner Bürger (citizen) eines von zehn der nach 
ethnischen Kriterien in Südafrika gebildeten 
>homelands< wurde. Die Betroffenen wurden 
in Südafrika zunächst nicht als Ausländer an­
gesehen, vielmehr galten die >citizens< eines 
zur Republik gehörenden Territoriums auch 
als südafrikanische Staatsangehörige. 
Die ersten, für die sich das änderte, waren 
die Bürger der Transkei: Dieses Bantustan 
wurde 1976 >unabhängig<, seine Bürger er­
hielten die Staatsangehörigkeit des neuent­
standenen, international nicht anerkannten 
Gebildes. Im vormals eigenen Land aber wa­
ren sie jetzt Ausländer. Formal werden sie 
dort seitdem nicht mehr aus Gründen der 
Rasse, sondern wegen ihrer ausländischen 
Staatsangehörigkeit diskriminiert. 
Das Völkerrecht steht einer Benachteil igung 
von Ausländern grundsätzl ich zunächst nicht 
entgegen. Vielmehr erlaubt es im allgemei­
nen zum Beispiel deren Ausweisung ins Hei­
matland, die Unterstel lung unter eine beson­
dere fremdenpolizeil iche Aufsicht und — vor 
allem — das Fernhalten der Ausländer vom 
polit ischen EntScheidungsprozeß im Aufent­
haltsstaat. Kurz gesagt: Die Entnationalisie­
rungspolit ik der südafrikanischen Regierung 
stellt den Versuch dar, die Apartheid mit dem 
Völkerrecht in Einklang zu bringen. Dugard 
zufolge sind bisher etwa acht der 20 Millio­
nen schwarzen Südafrikaner in nunmehr vier 

unabhäng igen schwarzen Staaten< hiervon 
betroffen. 
II. Es fragt sich, ob diesem Plan rechtl icher 
Erfolg beschieden sein kann. Sieht man sich 
die Kriterien für den Erwerb der Staatsange­
hörigkeit dieser Gebilde und den damit ver­
bundenen Verlust der südafrikanischen 
Staatsangehörigkeit genauer an, so zeigt 
sich, daß an keiner Stelle ausdrückl ich auf 
die Rassenzugehörigkeit des Betreffenden 
Bezug genommen wird. Abgestel l t wird viel­
mehr auf die Bürgereigenschaft nach dem 
>National States Citizenship Act<, die Ab­
stammung von einem solchen Bürger, den 
Geburtsort , den dauernden Wohnsitz, 
sprachliche oder sonstige kulturelle oder an­
dere Bindungen an den jeweiligen u n a b h ä n ­
gigen Staat<. In der Tat lassen sich danach 
Konstellationen denken, in denen andere als 
schwarze Südafrikaner zwangsausgebürgert 
werden; Dugard gibt jedoch an, keine sei 
bisher praktisch geworden. Sicher scheint 
zumindest, daß die Entziehung der Staatsan­
gehörigkeit wegen der Anknüpfung an die 
seit 1970 bestehende >citizenship< der Ban­
tustans in der erdrückenden Mehrheit der 
Fälle schwarze Südafrikaner betrifft, mithin 
objektiv entlang der rassischen Trennungsli­
nie erfolgt. Wenn das Völkerrecht es auch im 
Prinzip einem jeden Staat überläßt, wie er 
seine Staatsangehörigkeitsregeln gestaltet, 
ihm also auch (mit gewissen Einschränkun­
gen zur Vermeidung der Staatenlosigkeit) er­
laubt, Personen auszubürgern: Der Entzug 
der Staatsangehörigkeit aus rassischen 
Gründen begegnet schweren völkerrechtl i ­
chen Bedenken. Dugard weißt auf die Aus­
bürgerung der deutschen Juden 1941, 
Art . 15 der Allgemeinen Erklärung der Men­
schenrechte, Art. 9 des Übereinkommens 
zur Verminderung der Staatenlosigkeit und 
Art. 5 des Übereinkommens zur Beseit igung 
jeder Form von Rassendiskriminierung hin. 
Die beiden genannten Verträge sind aller­
dings nur insoweit von Bedeutung, als sie 
Kodifizierungen von internationalem Ge­
wohnheitsrecht darstellen, da Südafrika ih­
nen nicht beigetreten ist. 
In jedem Fall wirft die Entnationalisierung der 
schwarzen Südafrikaner Rechtsfragen auf, 
deren gutachterl iche Beantwortung grund­
sätzlich in den Zuständigkeitsbereich des In­
ternationalen Gerichtshofs fiele. Eine Unter­
werfungserklärung Südafrikas unter die Ge­
richtsbarkeit des Hofes wäre für ein Gutach­
ten — anders als bei einem streit igen Verfah­
ren — nicht erforderl ich. Unerläßlich ist aber 
ein Gutachtenersuchen des Sicherheitsrats 
oder der Generalversammlung gemäß Artikel 
96 der UN-Charta. Dugard regt ein solches 
Ersuchen an. Eine entsprechende Äußerung 
des IGH hätte keine bindende Wirkung, 
könnte aber klärend wirken und auch in Dritt­
ländern bestehende Unsicherheiten über die 
Staatsangehörigkeit schwarzer Südafrikaner 
beseit igen. 
III. Der Bundesregierung sind Dugards Über­
legungen schon unterbreitet worden. Der 
Staatsminister im Auswärt igen Amt, Jürgen 
Möllemann, erklärte gegenüber dem Bundes­
tagsabgeordneten Walter Schwenninger von 
der Fraktion der >Grünen<, daß aus der Sicht 
der Bundesregierung »ein polit isches und 
rechtl iches Interesse an der Klärung« der 
Problematik bestehe. Die Bundesregierung 
wolle zunächst im Rahmen der Europäischen 
Polit ischen Zusammenarbeit sondieren, ob 
eine EG-Initiative möglich sei. Horst Risse • 
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Dokumente der Vereinten Nationen 
Südafrika, Folter-Konvention, afrikanische Krise< 

Südafrika 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Bekräf­
tigung des bindenden Waffenembargos 
gegen Südafrika. — Resolution 558(1984) 
vom 13.Dezember 1984 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolution 

418(1977) vom 4.November 1977, in der er 
die Verhängung eines bindenden Waf­
fenembargos gegen Südafrika beschloß, 

— unter Hinweis auf seine Resolution 
421(1977) vom 9.Dezember 1977, in der er 
einen aus allen Ratsmitgliedern beste­
henden Ausschuß damit beauftragte, 
u. a. Mittel und Wege zu untersuchen, 
mit denen das bindende Waffenembargo 
gegen Südafrika wirksamer gemacht 
werden könnte, und entsprechende Emp­
fehlungen an den Rat abzugeben, 

— in Kenntnisnahme des dem Sicherheits­
rat in Dokument S/14179 vom ^.Septem­
ber 1980 vorgelegten Ausschußberichts, 

— in der Erkenntnis, daß Südafrikas ver­
stärkte Bemühungen zur Verstärkung 
seiner Kapazität der Rüstungsproduk­
tion die Wirksamkeit des bindenden 
Waffenembargos gegen Südafrika unter­
minieren, 

— in der Auffassung, daß kein Staat durch 
den Erwerb von in Südafrika hergestell­
ten Waffen zu Südafrikas Kapazität der 
Waffenherstellung beitragen sollte, 

1. bekräftigt seine Resolution 418(1977) 
und betont, daß auch weiterhin eine 
strikte Beachtung sämtlicher Bestim­
mungen dieser Resolution erforderlich 
ist; 

2. ersucht alle Staaten, aus Südafrika keine 
Waffen, keine Munition irgendwelcher 
Art und keine dort hergestellten Militär­
fahrzeuge einzuführen; 

3. ersucht alle Staaten, einschließlich de­
rer, die nicht Mitglied der Vereinten Na­
tionen sind, streng nach den Bestimmun­
gen der vorliegenden Resolution zu han­
deln; 

4. ersucht den Generalsekretär, dem mit 
Resolution 421(1977) des Sicherheitsrats 
geschaffenen Ausschuß zur Frage Süd­
afrikas bis spätestens zum 31.Dezember 
1985 über den Stand der Durchführung 
der vorliegenden Resolution zu berich­
ten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Folter- Konvention 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Konvention gegen Folter und an­
dere grausame, unmenschliche oder er­
niedrigende Behandlung oder Strafe. — 
Resolution 39/46 vom lO.Dezember 1984 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf die von der General­

versammlung in ihrer Resolution 
3452(XXX) vom 9.Dezember 1975 verab­
schiedete Erklärung über den Schutz al­
ler Personen vor Folter und anderer 
grausamer, unmenschlicher oder ernied­
rigender Behandlung oder Strafe, 

— unter Hinweis auf ihre Resolution 32/62 
vom 8.Dezember 1977, in der sie die Men­
schenrechtskommission ersuchte, unter 

Berücksichtigung der in der Erklärung 
verankerten Grundsätze den Entwurf ei­
ner Konvention gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedri­
gende Behandlung oder Strafe auszuar­
beiten, 

— ferner unter Hinweis darauf, daß sie in 
ihrer Resolution 38/119 vom lO.Dezem­
ber 1983 die Menschenrechtskommission 
ersucht hat, auf ihrer vierzigsten Tagung 
mit höchstem Vorrang den Entwurf ei­
ner solchen Konvention fertigzustellen, 
mit dem Ziel, diesen Entwurf, der auch 
Bestimmungen für die wirksame Durch­
führung der künftigen Konvention ent­
halten soll, der Generalversammlung auf 
ihrer neununddreißigsten Tagung vorzu­
legen, 

— mit Befriedigung über die Resolution 
1984/21 der Menschenrechtskommission 
vom 6.März 1984, mit der diese den in der 
Anlage zum Bericht der Arbeitsgruppe 
enthaltenen Wortlaut des Entwurfs einer 
Konvention gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedri­
gende Behandlung oder Strafe zur Be­
handlung an die Generalversammlung 
überwiesen hat, 

— in dem Bemühen, eine wirksamere 
Durchführung des nach internationalem 
und nationalem Recht bereits bestehen­
den Verbots der Folter und anderer 
grausamer, unmenschlicher oder ernied­
rigender Behandlung oder Strafe sicher­
zustellen, 

1. spricht der Menschenrechtskommission 
ihre Anerkennung für ihre Verdienste 
im Zusammenhang mit der Ausarbei­
tung des Wortlauts eines Entwurfs für 
eine Konvention gegen Folter und an­
dere grausame, unmenschliche oder er­
niedrigende Behandlung oder Strafe 
aus; 

2. verabschiedet die im Anhang zu dieser 
Resolution enthaltene Konvention gegen 
Folter und andere grausame, unmensch­
liche oder erniedrigende Behandlung 
oder Strafe und legt sie zur Unterzeich­
nung, zur Ratifikation und zum Beitritt 
auf; 

3. fordert alle Regierungen auf, die Unter­
zeichnung und Ratifikation der Konven­
tion als vorrangige Angelegenheit in Er­
wägung zu ziehen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

ANHANG 
Konvention gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder er­
niedrigende Behandlung oder Strafe 

Die Vertragsstaaten dieser Konvention, 
— von der Erwägung geleitet, daß die Aner­

kennung der gleichen und unveräußer­
lichen Rechte aller Mitglieder der 
menschlichen Familie nach den in der 
Charta der Vereinten Nationen verkün­
deten Grundsätzen die Grundlage der 
Freiheit, der Gerechtigkeit und des Frie­
dens in der Welt bildet, 

— in der Erkenntnis, daß sich diese Rechte 
aus der angeborenen Würde der mensch­
lichen Person ergeben, 

— eingedenk der Verpflichtung der Staaten 
aufgrund der Charta, insbesondere auf­
grund des Artikels 55, die allgemeine 
Achtung und Verwirklichung der Men­

schenrechte und Grundfreiheiten zu för­
dern, 

— im Hinblick auf Artikel 5 der Allgemei­
nen Erklärung der Menschenrechte und 
Artikel 7 des Internationalen Pakts über 
bürgerliche und politische Rechte, denen 
zufolge niemand der Folter oder grausa­
mer, unmenschlicher oder erniedrigen­
der Behandlung oder Strafe unterworfen 
werden darf, 

— ferner im Hinblick auf die von der Gene­
ralversammlung am 9. Dezember 1975 
verabschiedete Erklärung über den 
Schutz aller Personen vor Folter und an­
derer grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe, 

— in dem Wunsch, dem Kampf gegen Fol­
ter und andere grausame, unmenschli­
che oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe in der ganzen Welt größere Wirk­
samkeit zu verleihen, 

sind wie folgt übereingekommen: 

TEIL I 

Artikel 1 
(1) Unter Folter im Sinne dieser Konvention 
ist jede Handlung zu verstehen, durch die 
einer Person vorsätzlich schwere körperli­
che oder geistig-seelische Schmerzen oder 
Leiden zugefügt werden, um von ihr oder 
einem Dritten eine Aussage oder ein Ge­
ständnis zu erzwingen, sie für eine tatsäch­
lich oder mußmaßlich von ihr oder einem 
Dritten begangene Tat zu bestrafen, sie 
oder einen Dritten einzuschüchtern oder zu 
nötigen oder eine andere auf Diskriminie­
rung gleich welcher Art beruhende Absicht 
zu verfolgen, sofern solche Schmerzen oder 
Leiden von einem Angehörigen des öffentli­
chen Dienstes oder einer anderen in amtli­
cher Eigenschaft handelnden Person, auf 
deren Veranlassung, mit deren Zustimmung 
oder mit deren stillschweigendem Einver­
ständnis vorgenommen werden. Nicht dar­
unter fallen Schmerzen oder Leiden, die 
sich lediglich aus gesetzlich zulässigen 
Zwangsmaßnahmen ergeben, diesen anhaf­
ten oder als deren Nebenwirkung auftre­
ten. 
(2) Dieser Artikel läßt alle internationalen 
Instrumente oder einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften unberührt, die tatsächlich oder 
möglicherweise weitergehende Bestimmun­
gen enthalten. 

Artikel 2 
(1) Jeder Staat ergreift wirksame gesetzge­
berische, administrative, gerichtliche oder 
sonstige Maßnahmen, um Folterungen in al­
len seiner Hoheitsgewalt unterstehenden 
Gebieten zu verhindern. 
(2) Keinerlei wie auch immer gearteten au­
ßergewöhnlichen Umstände wie Krieg oder 
Kriegsgefahr, innere politische Instabilität 
oder sonstige öffentliche Nostandssituatio-
nen können als Rechtfertigung für Folter 
geltend gemacht werden. 
(3) Ein von einem Vorgesetzten oder einem 
Träger staatlicher Gewalt erteilter Befehl 
kann nicht als Rechtfertigung für Folter gel­
tend gemacht werden. 

Artikel 3 
(1) Ein Vertragsstaat darf eine Person nicht 
in einen anderen Staat ausweisen, abschie­
ben (>refouler<) oder an diesen ausliefern, 
wenn schwerwiegende Gründe für die An­
nahme bestehen, daß sie dort Gefahr liefe, 
gefoltert zu werden. 
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(2) Bei der Feststellung, ob solche Gründe 
vorliegen, berücksichtigen die zuständigen 
Behörden alle diesbezüglichen Umstände, 
wie gegebenenfalls u. a. die Tatsache, daß 
die Menschenrechte in dem betreffenden 
Staat ständig grob, flagrant oder in einer 
Vielzahl von Fällen verletzt werden. 

Artikel 4 
(1) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, daß alle 
Folterhandlungen nach seinem Strafrecht 
als Straftaten gelten. Das gleiche gilt für 
den Versuch einer Folterung und für eine 
von wem auch immer begangene Handlung, 
die eine Beteiligung oder Mittäterschaft an 
einer Folterung darstellt. 
(2) Jeder Vertragsstaat bedroht diese Straf­
taten mit angemessenen Strafen, die die 
Schwere dieser Straftaten berücksichtigen. 

Artikel 5 
(1) Jeder Vertragsstaat trifft die notwendi­
gen Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit 
über die in Artikel 4 genannten Straftaten 
in folgenden Fällen zu begründen: 
a) wenn die Straftaten in einem der Ho­

heitsgewalt dieses Staates unterstehen­
den Gebiet oder an Bord eines in diesem 
Staat registrierten Schiffs oder Flug­
zeugs begangen werden; 

b) wenn der mutmaßliche Täter Angehöri­
ger dieses Staates ist; 

c) wenn das Opfer ein Angehöriger dieses 
Staates ist, sofern dieser Staat es für an­
gebracht hält. 

(2) Ebenso trifft jeder Vertragsstaat die not­
wendigen Maßnahmen, um seine Gerichts­
barkeit über diese Straftaten für Fälle zu 
begründen, in denen sich der mutmaßliche 
Täter in einem unter der Hoheitsgewalt die­
ses Staates stehenden Gebiet befindet und 
dieser Staat ihn nicht nach Artikel 8 an ei­
nen der in Absatz 1 dieses Artikels genann­
ten Staaten ausliefert. 
(3) Diese Konvention schließt eine Strafge­
richtsbarkeit, die nach dem innerstaatlichen 
Recht ausgeübt wird, nicht aus. 

Artikel 6 
(1) Hält ein Vertragsstaat, in dessen Ho­
heitsgebiet sich ein der Begehung einer in 
Artikel 4 genannten Straftat Verdächtiger 
befindet, es nach Prüfung der für ihn ver­
fügbaren Informationen in Anbetracht der 
Umstände für gerechtfertigt, so nimmt er 
ihn in Haft oder trifft andere legale Maß­
nahmen, um seine Anwesenheit sicherzu­
stellen. Die Haft und die anderen Maßnah­
men richten sich nach dem Recht dieses 
Staates, dürfen aber nur so lange aufrecht­
erhalten werden, wie es notwendig ist, um 
die Einleitung eines Strafverfahrens oder 
Auslieferungsverfahrens zu ermöglichen. 
(2) Der betreffende Staat führt unverzüglich 
eine vorläufige Untersuchung zur Feststel­
lung des Sachverhalts durch. 
(3) Jedem, der sich aufgrund von Absatz 1 
dieses Artikels in Haft befindet, wird er­
möglicht, sich unverzüglich mit dem näch­
sten zuständigen Vertreter des Staates, des­
sen Staatsangehörigkeit er besitzt, oder 
wenn der Betreffende staatenlos ist, des 
Staates, in dem er seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, in Verbindung zu setzen. 
(4) Hat ein Staat eine Person aufgrund die­
ses Artikels in Haft genommen, so zeigt er 
unverzüglich den in Artikel 5 Absatz 1 ge­
nannten Staaten die Tatsache, daß diese 
Person in Haft ist, sowie die Umstände an, 
welche die Haft rechtfertigen. Der Staat, der 
die vorläufige Untersuchung nach Absatz 2 
dieses Artikels durchführt, unterrichtet die 
genannten Staaten unverzüglich über das 
Ergebnis der Untersuchung und teilt ihnen 

mit, ob er seine Gerichtsbarkeit auszuüben 
beabsichtigt. 

Artikel 7 
(1) Sofern er den Verdächtigen nicht auslie­
fert, hat der Vertragsstaat, der die Hoheits­
gewalt über das Gebiet ausübt, in dem der 
mutmaßliche Täter einer in Artikel 4 ge­
nannten Straftat aufgefunden wird, den Fall 
unter den in Artikel 5 genannten Umstän­
den seinen zuständigen Behörden zur Straf­
verfolgung zu übergeben. 
(2) Diese Behörden treffen ihre Entschei­
dung in der gleichen Weise wie im Falle 
einer Tat, die nach dem Recht dieses Staa­
tes eine gemeinrechtliche Straftat schwerer 
Art darstellt. In den in Artikel 5 Absatz 2 
genannten Fällen dürfen für die Strafverfol­
gung und Verurteilung keine geringeren 
Maßstäbe für die Beweisführung angelegt 
werden als in den in Artikel 5 Absatz 1 ge­
nannten Fällen. 
(3) Jedem, gegen den ein Verfahren wegen 
einer in Artikel 4 genannten Straftat einge­
leitet wird, ist während des genannten Ver­
fahrens eine gerechte Behandlung zu ge­
währleisten. 

Artikel 8 
(1) Die in Artikel 4 genannten Straftaten 
gelten als in jeden zwischen Vertragsstaa­
ten bestehenden Auslieferungsvertrag ein­
bezogene, der Auslieferung unterliegende 
Straftaten. Die Vertragsstaaten verpflichten 
sich, diese Straftaten in jeden künftig zwi­
schen ihnen zu schließenden Auslieferungs­
vertrag als der Auslieferung unterliegende 
Straftaten aufzunehmen. 
(2) Wenn ein Vertragsstaat, der die Ausliefe­
rung von dem Bestehen eines Vertrags ab­
hängig macht, von einem anderen Vertrags­
staat, mit dem er keinen Auslieferungsver­
trag abgeschlossen hat, einen Antrag auf 
Auslieferung erhält, so steht es ihm frei, 
diese Konvention als Rechtsgrundlage für 
die Auslieferung in bezug auf die genannten 
Straftaten anzusehen. Die Auslieferung un­
terliegt im übrigen den im Recht des er­
suchten Staates vorgesehenen Bedingun­
gen. 
(3) Vertragsstaaten, die die Auslieferung 
nicht von dem Bestehen eines Vertrags ab­
hängig machen, erkennen untereinander 
die Straftaten als der Auslieferung unterlie­
gende Straftaten vorbehaltlich der im Recht 
des ersuchten Staates vorgesehenen Bedin­
gungen an. 
(4) Die Straftaten werden für die Zwecke 
der Auslieferung zwischen Vertragsstaaten 
so behandelt, als seien sie nicht nur an dem 
Ort, an dem sie sich ereignet haben, son­
dern auch im Hoheitsgebiet der Staaten be­
gangen worden, die verpflichtet sind, ihre 
Gerichtsbarkeit nach Artikel 5 Absatz 1 zu 
begründen. 

Artikel 9 
(1) Die Vertragsstaaten gewähren einander 
die weitestgehende Hilfe im Zusammen­
hang mit Strafverfahren, die in bezug auf in 
Artikel 4 genannte Straftaten eingeleitet 
werden, einschließlich der Überlassung al­
ler ihnen zur Verfügung stehenden und für 
das Verfahren erforderlichen Beweismittel. 
(2) Die Vertragsstaaten kommen ihren Ver­
pflichtungen nach Absatz 1 dieses Artikels 
im Einklang mit allen möglicherweise zwi­
schen ihnen bestehenden Verträgen über 
gegenseitige Rechtshilfe nach. 

Artikel 10 
(1) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, daß zur 
Ausbildung von Zivil- und Militärbedienste­
ten mit Polizeibefugnissen, medizinischem 

Personal, öffentlichen Bediensteten oder 
anderen Personen, die mit dem Gewahrsam, 
dem Verhör oder der Behandlung einer Per­
son befaßt werden können, die irgendeiner 
Form der Festnahme, der Haft oder des 
Strafvollzugs unterworfen ist, eine vollstän­
dige Aufklärung und Information über das 
Verbot der Folter gehört. 
(2) Jeder Vertragsstaat nimmt dieses Verbot 
in die Vorschriften oder Anweisungen über 
die Pflichten und Aufgaben aller dieser Per­
sonen auf. 

Artikel 11 
Jeder Vertragsstaat unterzieht die für Ver­
höre geltenden Vorschriften, Anweisungen, 
Methoden und Praktiken sowie die Vorkeh­
rungen für den Gewahrsam und die Be­
handlung von irgendeiner Form der Fest­
nahme, der Haft oder des Strafvollzugs un­
terworfenen Personen in sämtlichen seiner 
Hoheitsgewalt unterstehenden Gebieten ei­
ner regelmäßigen Überprüfung, um alle 
Fälle von Folterung zu verhüten. 

Artikel 12 
Jeder Vertragsstaat stellt sicher, daß seine 
zuständigen Behörden unverzüglich eine 
unparteiische Untersuchung durchführen, 
wo immer ein hinreichender Grund zu der 
Annahme besteht, daß in einem seiner Ho­
heitsgewalt unterstehenden Gebiet eine Fol­
terhandlung begangen wurde. 

Artikel 13 
Jeder Vertragsstaat stellt sicher, daß jeder, 
der angibt, in einem der Hoheitsgewalt die­
ses Staates unterstehenden Gebiet gefoltert 
worden zu sein, das Recht auf Anrufung der 
zuständigen Behörden und auf unverzügli­
che, unparteiische Prüfung seines Falles 
durch diese Behörden hat. Es sind Vorkeh­
rungen zu treffen, um sicherzustellen, daß 
der Beschwerdeführer und die Zeugen vor 
jedweder Mißhandlung oder Einschüchte­
rung infolge ihrer Beschwerde oder ihrer 
Zeugenaussagen geschützt sind. 

Artikel 14 
(1) Jeder Vertragsstaat stellt im Rahmen 
seiner Rechtsordnung sicher, daß das Opfer 
einer Folterhandlung Wiedergutmachung 
erhält und ein einklagbares Recht auf ge­
rechte und angemessene Entschädigung 
einschließlich der Mittel zu einer möglichst 
vollständigen Rehabilitierung hat. Stirbt 
das Opfer infolge einer Folterhandlung, so 
haben seine Angehörigen Anspruch auf 
Entschädigung. 
(2) Dieser Artikel berührt in keiner Weise 
einen nach einzelstaatlichem Recht beste­
henden Anspruch des Opfers oder anderer 
Personen auf Entschädigung. 

Artikel 15 
Jeder Vertragsstaat stellt sicher, daß Aussa­
gen, die nachweislich durch Folter herbeige­
führt worden sind, in keinem Verfahren als 
Beweis verwendet werden, es sei denn ge­
gen eine der Folter angeklagte Person als 
Beweis dafür, daß diese Aussage gemacht 
wurde. 

Artikel 16 
(1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, in 
jedem seiner Hoheitsgewalt unterstehen­
den Gebiet andere Handlungen zu verhin­
dern, die eine grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 
darstellen, ohne der Folter im Sinne von Ar­
tikel 1 gleichzukommen, soweit diese Akte 
von einem öffentlichen Bediensteten oder 
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einer anderen in amtlicher Eigenschaft han­
delnden Person, auf deren Veranlassung 
oder mit deren Zustimmung oder still­
schweigender Duldung begangen werden. 
Insbesondere gelten die in Artikel 10, 11, 12 
und 13 genannten Verpflichtungen bezüg­
lich der Folter gleichermaßen für andere 
Formen grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe. 
(2) Die Bestimmungen dieser Konvention 
berühren nicht die Bestimmungen irgend­
welcher anderen internationalen Instru­
mente oder einzelstaatlichen Gesetze, die 
grausame, unmenschliche oder erniedri­
gende Behandlung oder Strafe verbieten 
oder sich mit Auslieferung oder Ausweisung 
befassen. 

TEIL I I 

Artikel 17 
(1) Es wird ein Ausschuß gegen Folter er­
richtet (im folgenden >Ausschuß< genannt), 
der die nachstehend festgelegten Aufgaben 
wahrnimmt. Der Ausschuß besteht aus 10 
Sachverständigen von hohem persönlichen 
Ansehen und anerkannter Sachkenntnis 
auf dem Gebiet der Menschenrechte, die in 
ihrer persönlichen Eigenschaft tätig wer­
den. Die Sachverständigen werden von den 
Vertragsstaaten gewählt, wobei eine ausge­
wogene geographische Verteilung und die 
Zweckmäßigkeit der Mitwirkung einiger 
Personen mit juristischer Erfahrung zu be­
rücksichtigen sind. 
(2) Die Mitglieder des Ausschusses werden 
in geheimer Wahl aus einer Liste von Perso­
nen gewählt, die von den Vertragsstaaten 
benannt worden sind. Jeder Vertragsstaat 
darf einen seiner Staatsangehörigen vor­
schlagen. Die Vertragsstaaten bedenken da­
bei, daß es zweckmäßig ist, Personen zu be­
nennen, die auch dem nach dem Internatio­
nalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte eingesetzten Menschenrechtsaus­
schuß angehören und bereit sind, im Aus­
schuß gegen Folter mitzuwirken. 
(3) Die Wahl der Ausschußmitglieder findet 
alle zwei Jahre auf Versammlungen der 
Vertragsstaaten statt, die vom Generalse­
kretär der Vereinten Nationen einberufen 
werden. Auf diesen Versammlungen, die be­
schlußfähig sind, wenn zwei Drittel der Ver­
tragsstaaten vertreten sind, gelten diejeni­
gen Personen als in den Ausschuß gewählt, 
die die höchste Stimmenzahl und die abso­
lute Stimmenmehrheit der anwesenden und 
abstimmenden Vertreter der Vertragsstaa­
ten auf sich vereinigen. 
(4) Die erste Wahl findet spätestens sechs 
Monate nach Inkrafttreten dieser Konven­
tion statt. Spätestens vier Monate vor jeder 
Wahl fordert der Generalsekretär der Ver­
einten Nationen die Vertragsstaaten schrift­
lich auf, binnen drei Monaten ihre Benen­
nungen einzureichen. Der Generalsekretär 
erstellt eine alphabetisch geordnete Liste 
aller so benannten Personen unter Angabe 
der sie benennenden Vertragsstaaten und 
legt sie den Vertragsstaaten vor. 
(5) Die Ausschußmitglieder werden für vier 
Jahre gewählt. Bei erneuter Benennung 
können sie wiedergewählt werden. Die 
Amtszeit von fünf der bei der ersten Wahl 
gewählten Mitglieder läuft jedoch nach zwei 
Jahren ab; die Namen dieser fünf Mitglieder 
werden unmittelbar nach der ersten Wahl 
vom Vorsitzenden der in Absatz 3 dieses Ar­
tikels genannten Sitzung durch das Los be­
stimmt. 
(6) Stirbt ein Ausschußmitglied, t r i t t es zu­
rück oder kann es aus irgendeinem anderen 
Grund seinen Pflichten im Ausschuß nicht 
mehr nachkommen, so ernennt der Ver­
tragsstaat, der es benannt hat, vorbehaltlich 
der Zustimmung der Mehrheit der Vertrags­
staaten einen anderen seiner Staatsangehö­

rigen zum Sachverständigen für die restli­
che Amtszeit. Die Zustimmung gilt als er­
teilt, sofern sich nicht mindestens die Hälfte 
der Vertragsstaaten binnen sechs Wochen 
nach Notifizierung durch den Generalsekre­
tär der Vereinten Nationen gegen die ge­
plante Ernennung ausspricht. 
(7) Die Vertragsstaaten kommen für die 
Aufwendungen auf, die den Ausschußmit­
gliedern bei der Ausübung ihrer Ausschuß­
pflichten entstehen. 

Artikel 18 
(1) Der Ausschuß wählt seinen Vorstand für 
zwei Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 
(2) Der Ausschuß gibt sich eine Geschäfts­
ordnung; diese muß jedoch u. a. folgende Be­
stimmungen enthalten: 
a) Der Ausschuß ist bei Anwesenheit von 

sechs Mitgliedern beschlußfähig; 
b) Der Ausschuß faßt seine Beschlüsse mit 

der Mehrheit der anwesenden Mitglie­
der. 

(3) Der Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen stellt dem Ausschuß das Personal so­
wie die Einrichtungen und Dienste zur Ver­
fügung, die dieser zur wirksamen Wahrneh­
mung seiner Aufgaben aufgrund dieser 
Konvention benötigt. 
(4) Der Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen beruft die erste Sitzung des Aus­
schusses ein. Nach seiner ersten Sitzung 
trit t der Ausschuß zu den in seiner Ge­
schäftsordnung festgelegten Zeiten zusam­
men. 
(5) Die Vertragsstaaten kommen für die 
Ausgaben auf, die im Zusammenhang mit 
der Abhaltung von Sitzungen der Vertrags­
staaten und des Ausschusses entstehen; 
hierzu gehört auch die Rückerstattung von 
Ausgaben der Vereinten Nationen für Per­
sonal sowie Einrichtungen und Dienste ge­
mäß Absatz 3 dieses Artikels. 

Artikel 19 
(1) Die Vertragsstaaten legen dem Aus­
schuß über den Generalsekretär der Verein­
ten Nationen innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieser Konvention für den be­
treffenden Vertragsstaat Berichte über die 
Maßnahmen vor, die sie zur Erfüllung ihrer 
in dieser Konvention eingegangenen Ver­
pflichtungen ergriffen haben. Danach legen 
die Vertragsstaaten alle vier Jahre ergän­
zende Berichte über alle weiteren Maßnah­
men sowie alle anderen Berichte vor, um die 
der Ausschuß sie ersucht. 
(2) Der Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen leitet die Berichte allen Vertrags­
staaten zu. 
(3) Der Ausschuß prüft jeden Bericht, gibt 
dazu die ihm geeignet erscheinenden allge­
meinen Stellungnahmen ab und leitet sie 
dem betreffenden Vertragsstaat zu. Diesem 
steht es frei, dem Ausschuß hierzu jede Er­
klärung zuzuleiten, die er abzugeben 
wünscht. 
(4) Es steht dem Ausschuß frei, seine im 
Einklang mit Absatz 3 dieses Artikels abge­
gebenen Stellungnahmen zusammen mit 
den hierzu abgegebenen Erklärungen des 
jeweiligen Vertragsstaats in seinen gemäß 
Artikel 24 erstellten Jahresbericht aufzu­
nehmen. Auf Ersuchen des betreffenden 
Vertragsstaates kann der Ausschuß darin 
auch eine Wiedergabe des gemäß Absatz 1 
dieses Artikels vorgelegten Berichts auf­
nehmen. 

Artikel 20 
(1) Erhält der Ausschuß verläßliche Infor­
mationen, die nach seiner Meinung wohl­
begründete Hinweise darauf enthalten, daß 
in dem Gebiet eines Vertragsstaates regel­
mäßig Folterungen stattfinden, so fordert 
der Ausschuß diesen Vertragsstaat auf, bei 

der Prüfung der betreffenden Informatio­
nen mitzuwirken und zu diesem Zweck Stel­
lungnahmen zu diesen Informationen abzu­
geben. 
(2) Der Ausschuß kann unter Berücksichti­
gung aller von dem betreffenden Vertrags­
staat ggf. vorgelegten Stellungnahmen so­
wie aller anderen ihm zur Verfügung ste­
henden einschlägigen Informationen, wenn 
er dies für gerechtfertigt hält, eines oder 
mehrere seiner Mitglieder mit einer ver­
traulichen Untersuchung und der dringen­
den Berichterstattung an den Ausschuß be­
auftragen. 
(3) Wird eine Untersuchung gemäß Absatz 2 
dieses Artikels durchgeführt, so bemüht 
sich der Ausschuß um die Mitwirkung des 
betreffenden Vertragsstaates. Mit der Zu­
stimmung dieses Vertragsstaates kann eine 
solche Untersuchung auch einen Besuch in 
dessen Hoheitsgebiet einschließen. 
(4) Der Ausschuß prüft die von seinem Mit­
glied bzw. seinen Mitgliedern gemäß Ab­
satz 2 dieses Artikels vorgelegten Untersu­
chungsergebnisse und übermittelt diese so­
dann zusammen mit allen angesichts der Si­
tuation geeignet erscheinenden Stellung­
nahmen oder Vorschlägen dem betreffen­
den Vertragsstaat. 
(5) Das gesamte in Absatz 1 bis 4 dieses Ar­
tikels bezeichnete Verfahren des Ausschus­
ses ist vertraulich. In allen Stadien dieses 
Verfahrens bemüht sich der Ausschuß um 
die Mitwirkung des betreffenden Vertrags­
staates. Sobald alle mit einer Untersuchung 
gemäß Absatz 2 zusammenhängenden Ar­
beiten abgeschlossen sind, kann der Aus­
schuß nach Konsultationen mit dem betref­
fenden Vertragsstaat beschließen, eine Zu­
sammenfassung der Ergebnisse seines Vor­
gehens in seinen gemäß Artikel 24 erstell­
ten Jahresbericht aufzunehmen. 

Artikel 21 
(1) Ein Vertragsstaat dieser Konvention 
kann aufgrund dieses Artikels jederzeit er­
klären, daß er die Zuständigkeit des Aus­
schusses zur Entgegennahme und Prüfung 
von Mitteilungen anerkennt, in denen ein 
Vertragsstaat geltend macht, ein anderer 
Vertragsstaat komme seinen Verpflichtun­
gen aus dieser Konvention nicht nach. Diese 
Mitteilungen können nur dann nach den in 
diesem Artikel festgelegten Verfahren ent­
gegengenommen und behandelt werden, 
wenn sie von einem Vertragsstaat einge­
reicht werden, der für sich selbst die Zu­
ständigkeit des Ausschusses durch eine sol­
che Erklärung anerkannt hat. Mitteilungen, 
die einen Vertragsstaat betreffen, der keine 
derartige Erklärung abgegeben hat, dürfen 
vom Ausschuß nicht gemäß diesem Artikel 
behandelt werden. Auf Mitteilungen, die ge­
mäß diesem Artikel entgegengenommen 
werden, ist folgendes Verfahren anzuwen­
den: 
a) Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, daß 

ein anderer Vertragsstaat die Bestim­
mungen dieser Konvention nicht durch­
führt, so kann er den anderen Staat 
durch eine schriftliche Mitteilung darauf 
hinweisen. Innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang der Mitteilung hat der 
Empfängerstaat dem Staat, der die Mit­
teilung übersandt hat, eine schriftliche 
Erklärung oder sonstige schriftliche 
Stellungnahme zur Erläuterung der An­
gelegenheit zukommen zu lassen, die, so­
weit es möglich und zweckmäßig ist, An­
gaben über die in dieser Sache durchge­
führten, anhängigen oder zur Verfügung 
stehenden innerstaatlichen Verfahren 
und Rechtsbehelfe enthalten soll; 

b) Wird die Sache nicht innerhalb von 
sechs Monaten nach Eingang der ersten 
Mitteilung beim Empfangsstaat zur Zu­
friedenheit der beiden beteiligten Ver-
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tragsstaaten geregelt, so hat jeder der 
beiden Staaten das Recht, die Angele­
genheit an den Ausschuß weiterzuleiten, 
indem er diesem und dem anderen Staat 
eine entsprechende Mitteilung macht; 

c) Der Ausschuß befaßt sich in Überein­
stimmung mit den allgemein anerkann­
ten Grundsätzen des Völkerrechts mit ei­
ner gemäß diesem Artikel an ihn weiter­
geleiteten Angelegenheit erst dann, 
wenn er sich Gewißheit verschafft hat, 
daß von allen in dieser Sache zur Verfü­
gung stehenden innerstaatlichen Rechts­
behelfen Gebrauch gemacht worden ist 
und diese erschöpft sind. Dieser Grund­
satz gilt nicht, wenn das Verfahren bei 
der Anwendung der Rechtsbehelfe unan­
gemessen lange dauert oder für das Op­
fer der Verletzung dieser Konvention 
keine wirksame Abhilfe erwarten läßt; 

d) Der Ausschuß berät über Mitteilungen 
aufgrund dieses Artikels in nichtöffentli­
cher Sitzung; 

e) Sofern die Voraussetzungen des Buch­
stabens c) erfüllt sind, stellt der Aus­
schuß den beteiligten Vertragsstaaten 
seine guten Dienste zur Verfügung, um 
eine gütliche Regelung der Angelegen­
heit auf der Grundlage der Einhaltung 
der in dieser Konvention festgelegten 
Verpflichtungen herbeizuführen. Hierzu 
kann der Ausschuß gegebenenfalls eine 
Ad-hoc-Schlichtungskommission einset­
zen; 

f) Der Ausschuß kann in jeder aufgrund 
dieses Artikels an ihn weitergeleiteten 
Angelegenheit die unter Buchstabe b) 
genannten beteiligten Vertragsstaaten 
auffordern, alle sachdienlichen Angaben 
beizubringen; 

g) Die unter Buchstabe b) genannten betei­
ligten Vertragsstaaten haben das Recht, 
sich bei der Behandlung der Sache im 
Ausschuß vertreten zu lassen sowie 
mündlich und/oder schriftlich Stellung 
zu nehmen; 

h) Der Ausschuß legt innerhalb von 12 Mo­
naten nach Eingang der nach Buchsta­
be b) vorgesehenen Mitteilung einen Be­
richt vor, wobei 
i) der Ausschuß seinen Bericht auf eine 

kurze Darstellung des Sachverhalts 
und der erzielten Regelung be­
schränkt, wenn eine Regelung im 
Sinne von Buchstabe e) zustande ge­
kommen ist; 

ii) der Ausschuß seinen Bericht auf eine 
kurze Darstellung des Sachverhalts 
beschränkt, wenn eine Regelung im 
Sinne von Buchstabe e) nicht zu­
stande gekommen ist; die schriftli­
chen Stellungnahmen und das Proto­
koll über die mündlichen Stellung­
nahmen der beteiligten Vertragspar­
teien sind dem Bericht beizufügen. 

In jedem Fall wird der Bericht den betei­
ligten Vertragsstaaten übermittelt. 

(2) Die Bestimmungen dieses Artikels tre­
ten in Kraft, wenn fünf Vertragsstaaten Er­
klärungen nach Absatz 1 dieses Artikels ab­
gegeben haben. Diese Erklärungen werden 
von den Vertragsstaaten beim Generalse­
kretär der Vereinten Nationen hinterlegt, 
der den anderen Vertragsstaaten Abschrif­
ten davon übermittelt. Eine Erklärung kann 
jederzeit durch eine an den Generalsekretär 
gerichtete Notifikation zurückgenommen 
werden. Eine solche Zurücknahme berührt 
nicht die Prüfung einer Angelegenheit, die 
Gegenstand einer bereits aufgrund dieses 
Artikels vorgenommenen Mitteilung ist. 
Nach Eingang der Notifikation über die Zu­
rücknahme der Erklärung beim Generalse­
kretär wird keine weitere Mitteilung eines 
Vertragsstaates aufgrund dieses Artikels 
angenommen, es sei denn, daß der betref­
fende Vertragsstaat eine neue Erklärung 
abgegeben hat 

Artikel 22 
(1) Ein Vertragsstaat dieser Konvention 
kann aufgrund dieses Artikels jederzeit er­
klären, daß er die Zuständigkeit des Aus­
schusses zur Entgegennahme und Prüfung 
von Mitteilungen anerkennt, die dem Aus­
schuß von einzelnen Personen oder im Na­
men von einzelnen Personen vorgelegt wer­
den, die der Hoheitsgewalt des betreffenden 
Staates unterstehen und geltend machen, 
Opfer einer Verletzung der Bestimmungen 
dieser Konvention durch einen Vertrags­
staat zu sein. Der Ausschuß darf keine Mit­
teilung entgegennehmen, die einen Ver­
tragsstaat der Konvention betrifft, der keine 
derartige Erklärung abgegeben hat. 
(2) Der Ausschuß behandelt jede aufgrund 
dieses Artikels gemachte Mitteilung als un­
zulässig, die anonym ist oder die er für ei­
nen Mißbrauch des Rechts auf Vorlage der­
artiger Mitteilungen oder für unvereinbar 
mit den Bestimmungen dieser Konvention 
hält. 
(3) Vorbehaltlich der Bestimmungen des 
Absatzes 2 bringt der Ausschuß jede ihm 
aufgrund dieses Artikels vorgelegte Mittei­
lung dem Vertragsstaat dieser Konvention 
zur Kenntnis, der eine Erklärung nach Ab­
satz 1 abgegeben hat und beschuldigt wird, 
eine Bestimmung der Konvention zu verlet­
zen. Der Empfangsstaat legt dem Ausschuß 
innerhalb von sechs Monaten schriftliche 
Erklärungen oder Stellungnahmen zu die­
ser Angelegenheit und zu den gegebenen­
falls von ihm getroffenen Abhilfemaßnah­
men vor. 
(4) Bei der Behandlung von Mitteilungen 
aufgrund dieses Artikels berücksichtigt der 
Ausschuß alle Informationen, die ihm von 
dem Beschwerdeführer oder in dessen Na­
men und von dem betreffenden Vertrags­
staat zur Verfügung gestellt werden. 
(5) Der Ausschuß befaßt sich mit der Mittei­
lung einer Einzelperson aufgrund dieses Ar­
tikels erst dann, wenn er sich Gewißheit 
verschafft hat, 
a) daß dieselbe Angelegenheit nicht bereits 

von einer anderen internationalen Un-
tersuchungs- oder Schlichtungsinstanz 
geprüft wurde oder geprüft wird; 

b) daß der Betreffende alle zur Verfügung 
stehenden innerstaatlichen Rechtsbe­
helfe erschöpft hat; dies gilt jedoch nicht, 
wenn das Verfahren bei der Anwendung 
der Rechtsbehelfe unangemessen lange 
dauert oder für das Opfer der Verletzung 
dieser Konvention keine wirksame Ab­
hilfe erwarten läßt. 

(6) Der Ausschuß berät über Mitteilungen 
aufgrund dieses Artikels in nichtöffentli­
cher Sitzung. 
(7) Der Ausschuß übermittelt seine Auffas­
sungen dem betreffenden Vertragsstaat und 
dem Beschwerdeführer. 
(8) Die Bestimmungen dieses Artikels tre­
ten in Kraft, wenn fünf Vertragsstaaten die­
ser Konvention Erklärungen nach Absatz 1 
dieses Artikels abgegeben haben. Diese Er­
klärungen werden von den Vertragsstaaten 
beim Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen hinterlegt, der den anderen Vertrags­
staaten Abschriften davon übermittelt. Eine 
Erklärung kann jederzeit durch eine an den 
Generalsekretär gerichtete Notifikation zu­
rückgenommen werden. Eine solche Zu­
rücknahme berührt nicht die Prüfung einer 
Angelegenheit, die Gegenstand einer bereits 
aufgrund dieses Artikels vorgenommenen 
Mitteilung ist; nach Eingang der Notifika­
tion über die Zurücknahme der Erklärung 
beim Generalsekretär wird keine weitere, 
von einer Einzelperson oder in deren Na­
men abgegebene Mitteilung aufgrund die­
ses Artikels angenommen, es sei denn, daß 
der betreffende Vertragsstaat eine neue Er­
klärung abgegeben hat. 

Artikel 23 
Die Mitglieder des Ausschusses und der Ad-
hoc-Schlichtungskommissionen, die nach 
Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe e) ernannt 
werden können, haben Anspruch auf die 
Einrichtungen und Dienste, Vorrechte und 
Immunitäten, die in den entsprechenden 
Abschnitten des Übereinkommens über die 
Vorrechte und Immunitäten der Vereinten 
Nationen für die im Auftrag der Vereinten 
Nationen tätigen Sachverständigen aufge­
führt sind. 

Artikel 24 
Der Ausschuß legt den Vertragsstaaten und 
der Generalversammlung der Vereinten Na­
tionen einen jährlichen Bericht über seine 
Tätigkeit aufgrund dieser Konvention vor. 

TEIL I I I 

Artikel 25 
(1) Diese Konvention liegt für alle Staaten 
zur Unterzeichnung auf. 
(2) Diese Konvention bedarf der Ratifizie­
rung. Die Ratifikationsurkunden werden 
beim Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen hinterlegt. 

Artikel 26 
Diese Konvention liegt allen Staaten zum 
Beitritt auf. Der Beitritt erfolgt durch Hin­
terlegung einer Beitrittsurkunde beim Ge­
neralsekretär der Vereinten Nationen. 

Artikel 27 
(1) Diese Konvention t r i t t am dreißigsten 
Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten Ra-
tifikations- oder Beitrittsurkunde beim Ge­
neralsekretär der Vereinten Nationen in 
Kraft. 
(2) Für jeden Staat, der diese Konvention 
nach der Hinterlegung der zwanzigsten Ra-
tifikations- oder Beitrittsurkunde ratifiziert 
oder ihr beitritt, t r i t t sie am dreißigsten Tag 
nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

Artikel 28 
(1) Jeder Staat kann zum Zeitpunkt der Un­
terzeichnung oder Ratifikation dieser Kon­
vention oder des Beitritts zu ihr erklären, 
daß er die sich aus Artikel 20 ergebende Zu­
ständigkeit des Ausschusses nicht aner­
kennt. 
(2) Jeder Vertragsstaat, der einen Vorbehalt 
nach Absatz 1 dieses Artikels gemacht hat, 
kann diesen Vorbehalt jederzeit durch eine 
an den Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen gerichtete Notifikation zurückzie­
hen. 

Artikel 29 
(1) Jeder Vertragsstaat dieser Konvention 
kann eine Änderung vorschlagen und diese 
beim Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen einreichen. Der Generalsekretär über­
mittelt sodann den Änderungsvorschlag den 
Vertragsstaaten dieser Konvention mit der 
Bitte, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konfe­
renz der Vertragsstaaten zur Beratung und 
Abstimmung über diesen Vorschlag befür­
worten. Hat innerhalb von vier Monaten 
vom Datum dieser Mitteilung an gerechnet 
mindestens ein Drittel der Vertragsstaaten 
eine solche Konferenz befürwortet, so be­
ruft der Generalsekretär die Konferenz un­
ter der Schirmherrschaft der Vereinten Na­
tionen ein. Jede Änderung, die von der 
Mehrheit der auf der Konferenz anwesen­
den und abstimmenden Vertragsstaaten an­
genommen wird, ist vom Generalsekretär 
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allen Vertragsstaaten zur Annahme vorzu­
legen. 
(2) Eine im Einklang mit Absatz 1 dieses 
Artikels angenommene Änderung t r i t t in 
Kraft, sobald zwei Drittel der Vertragsstaa­
ten dieser Konvention durch eine an den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen ge­
richtete Notifikation mitgeteilt haben, daß 
sie die Änderung in Übereinstimmung mit 
den in ihrer Verfassung vorgesehenen Ver­
fahren angenommen haben. 
(3) Treten Änderungen in Kraft, so sind sie 
für die Vertragsstaaten, die sie angenom­
men haben, verbindlich, während für die an­
deren Vertragsstaaten weiterhin die Be­
stimmungen dieser Konvention und alle 
früheren von ihnen angenommenen Ände­
rungen gelten. 

Artikel 30 
(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder 
mehr Vertragsstaaten über die Auslegung 
oder Anwendung dieser Konvention, die 
nicht durch Verhandlungen beigelegt wer­
den kann, ist auf Verlangen eines dieser 
Staaten einem Schiedsverfahren zu unter­
werfen. Können sich die Parteien binnen 
sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu dem 
das Schiedsverfahren verlangt worden ist, 
über dessen Ausgestaltung nicht einigen, so 
kann jede dieser Parteien die Streitigkeit 
dem Internationalen Gerichtshof durch ei­
nen dem Statut des Gerichtshofs entspre­
chenden Antrag unterbreiten. 
(2) Jeder Staat kann zum Zeitpunkt der Un­
terzeichnung oder Ratifizierung dieser Kon­
vention oder des Beitritts zu ihr erklären, 
daß er sich durch Absatz 1 dieses Artikels 
nicht als gebunden betrachtet. Die anderen 
Vertragsstaaten sind gegenüber einem Ver­
tragsstaat, der einen solchen Vorbehalt ge­
macht hat, durch Absatz 1 dieses Artikels 
nicht gebunden. 
(3) Jeder Vertragsstaat, der nach Absatz 2 
dieses Artikels einen Vorbehalt gemacht 
hat, kann diesen Vorbehalt jederzeit durch 
eine an den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen gerichtete Notifikation zurückzie­
hen. 

Artikel 31 
(1) Ein Vertragsstaat kann diese Konven­
tion durch eine an den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen gerichtete schriftliche 
Notifikation kündigen. Die Kündigung wird 
ein Jahr nach Eingang der Notifikation 
beim Generalsekretär wirksam. 
(2) Durch eine solche Kündigung wird der 
Vertragsstaat nicht von seinen Verpflich­
tungen befreit, die er aufgrund dieser Kon­
vention in bezug auf Handlungen oder Un­
terlassungen aus der Zeit vor dem Wirksam­
werden der Kündigung hat. Eine Kündi­
gung berührt auch in keiner Weise die wei­
tere Behandlung einer Angelegenheit, mit 
der der Ausschuß bereits vor dem Wirksam­
werden der Kündigung befaßt war. 
(3) Nach dem Tag, an dem die Kündigung 
eines Vertragsstaates wirksam wird, darf 
der Ausschuß nicht mit der Behandlung ei­
ner neuen diesen Staat betreffenden Ange­
legenheit beginnen. 

Artikel 32 
Der Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen unterrichtet alle Mitglieder der Verein­
ten Nationen und alle Staaten, die diese 
Konvention unterzeichnet haben oder ihr 
beigetreten sind, 
a) von Unterzeichnungen, Ratifikationen 

und Beitritten nach Artikel 25 und 26; 
b) vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 

Konvention nach Artikel 27 und vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens von Ände­
rungen nach Artikel 29; 

c) von Kündigungen nach Artikel 31. 

Artikel 33 
(1) Diese Konvention, deren arabischer, chi­
nesischer, englischer, französischer, russi­
scher und spanischer Wortlaut gleicherma­
ßen verbindlich ist, wird beim Generalse­
kretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 
(2) Der Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen übermittelt allen Staaten beglaubigte 
Abschriften dieser Konvention. 

>Afrikanische Krise< 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Die kritische Wirtschaftslage in 
Afrika. — Resolution 39/29 vom S.De­
zember 1984 

Die Generalversammlung, 

— sehr beunruhigt über die derzeit in 
Afrika herrschende kritische Wirt­
schaftslage, 

— in Würdigung der Bemühungen des Ge­
neralsekretärs, in der internationalen 
Gemeinschaft Verständnis für das Elend 
und die Not Afrikas zu wecken, 

— Kenntnis nehmend von der zunehmen­
den Besorgnis der internationalen Ge­
meinschaft angesichts der immer größe­
ren Not der von der Krise betroffenen 
afrikanischen Länder, 

— nach Behandlung der kritischen Wirt­
schaftslage in Afrika, der Mitteilung des 
Generalsekretärs sowie des diesbezügli­
chen Berichts des Generalsekretärs, 

— Kenntnis nehmend von der Erklärung 
und den Resolutionen, die die Versamm­
lung der Staats- und Regierungschefs 
der Organisation der Afrikanischen Ein­
heit auf ihrer vom 12.bis 15.November 
1984 in Addis Ababa abgehaltenen zwan­
zigsten ordentlichen Tagung verabschie­
det hat, 

— ferner Kenntnis nehmend von der Erklä­
rung, die der Ausschuß für Entwick­
lungsplanung am Ende seiner einund­
zwanzigsten Tagung über die kritische 
Wirtschaftslage in Afrika abgegeben 
hat, 

— in der Überzeugung, daß die internatio­
nale Gemeinschaft konzertierte Maß­
nahmen ergreifen muß, um die Bemü­
hungen der afrikanischen Regierungen 
durch unverzügliche Soforthilfe sowie 
durch mittelfristige und langfristige Ent­
wicklungshilfe zu unterstützen, 

1. verabschiedet die im Anhang zu der vor­
liegenden Resolution enthaltene Erklä­
rung über die kritische Wirtschaftslage 
in Afrika; 

2. ersucht den Generalsekretär, alle geeig­
neten Maßnahmen für die vollständige 
und rasche Verwirklichung der in der 
Erklärung enthaltenen Zielsetzungen zu 
ergreifen; 

3. ersucht den Generalsekretär ferner, die 
Erklärung allen Staaten sowie zwischen­
staatlichen und nichtstaatlichen Organi­
sationen zur Kenntnis zu bringen; 

4. ersucht den Generalsekretär weiterhin, 
die Lage weiter zu verfolgen, die Bedürf­
nisse sowie die entsprechenden Abhilfe­
maßnahmen abzuschätzen und der vier­
zigsten Tagung der Generalversamm­
lung auf dem Wege über den Wirt­
schafts- und Sozialrat hierüber zu be­
richten. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

ANHANG 

Erklärung über die kritische 
Wirtschaftslage in Afrika 

1. Wir, die Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen, geben unserer tiefen Besorgnis 
über die derzeitige schwere wirtschaftliche 
und soziale Krise Afrikas zum Ausdruck. 
Die Situation hat im Laufe der letzten Jahre 
beunruhigende Ausmaße angenommen, die 
nicht nur eine ernste Gefahr für den Ent­
wicklungsprozeß, sondern — noch viel 
schlimmer — für das Leben von Millionen 
von Menschen darstellen. 
2. Wir sind beunruhigt über das Schreckge­
spenst einer weitverbreiteten Hungersnot, 
die zahlreiche afrikanische Länder heim­
sucht. Über 150 Millionen Menschen drohen 
Hunger und Unterernährung. Zu dieser oh­
nehin schon schwierigen Situation kommt 
noch hinzu, daß bereits seit langer Zeit eine 
Dürre von bisher nie dagewesenem Ausmaß 
herrscht, daß sich die Wüsten immer ra­
scher ausbreiten und daß andere Naturka­
tastrophen hinzugekommen sind, die das 
Leben auf dem gesamten Kontinent aus sei­
nen normalen Bahnen bringen. Eine er­
schreckende Nahrungsmittel- und Wasser­
knappheit und die Dezimierung der Vieh­
herden haben dazu geführt, daß Millionen 
von Menschen entwurzelt wurden oder so­
gar ihr Land verlassen mußten. 
3. Alle diese Faktoren stellen eine weitere 
Belastung der geschwächten Volkswirt­
schaften dar, die durch tief verwurzelte 
Strukturmängel, d.h. durch eine schwache 
materielle und soziale Infrastruktur, durch 
den Mangel an ausgebildeten Arbeitskräf­
ten und die Abhängigkeit vom Export eini­
ger weniger Grundstoffe gelähmt sind. 
4. Trotz seines enormen Potentials ist 
Afrika nach wie vor der am wenigsten ent­
wickelte Kontinent, der allen wirtschaftli­
chen Indikatoren zufolge weit hinter den 
anderen Kontinenten zurückbleibt. Typisch 
für die wirtschaftliche Leistung zahlreicher 
afrikanischer Länder sind ein Rückgang 
des Pro-Kopf-Einkommens sowie stagnie­
rende oder negative Wachstumsraten. Dar­
über hinaus hat auch die Nahrungsmitteler­
zeugung nicht mit dem Bevölkerungswachs­
tum Schritt gehalten. Allen Vorhersagen zu­
folge wird sich an den äußerst düsteren 
Aussichten auf Erholung, auf Wachstum 
und auf Entwicklung nichts ändern, solange 
die derzeitigen Eigenanstrengungen der 
afrikanischen Länder von der internationa­
len Gemeinschaft nicht voll unterstützt wer­
den. 
5. Auch die internationale Wirtschaftslage 
wirkt sich weiterhin ungünstig auf die Ent­
wicklungsländer aus und hat besonders ver­
heerende Auswirkungen auf die bereits ge­
schwächten afrikanischen Volkswirtschaf­
ten. Dies zeigt sich an der Verschlechterung 
der Austauschrelationen, am starken Rück­
gang der Exporteinnahmen, an der schwe­
ren Auslandsschuldenlast und am stagnie­
renden Zufluß von Ressourcen in die afrika­
nischen Länder. 
6. Wir wissen, daß die afrikanischen Länder 
sich darüber im klaren sind, daß die Haupt­
verantwortung für ihre Entwicklung und für 
die Bewältigung der derzeitigen Krise bei 
ihnen selbst liegt. Sie haben deshalb unter 
sehr hohen sozialen und politischen Kosten 
einschneidende Anpassungsmaßnahmen 
vorgenommen und tun dies auch weiterhin. 
Trotz der entschlossenen Eigenanstrengun­
gen der afrikanischen Länder und der Un­
terstützung der internationalen Gemein­
schaft, die wir beide anerkennen, muß ange­
sichts der noch immer äußerst prekären Si­
tuation noch weit mehr getan werden. 
7. Wir erkennen an, daß die Bemühungen, 
die die afrikanischen Länder auf regionaler 
und subregionaler Ebene im Hinblick auf 

Vereinte Nationen 1/85 35 



wirtschaftliche Zusammenarbeit und Inte­
gration sowie auf die verstärkte wirtschaft­
liche und technische Zusammenarbeit zwi­
schen Entwicklungsländern in der derzeiti­
gen Krise unternehmen, eine wichtige Rolle 
bei der Herbeiführung nationaler und kol­
lektiver Eigenständigkeit sowie einer dau­
erhaften Entwicklung in Afrika spielen. 
8. Wir sind uns bewußt, wie wichtig die Er­
haltung des Friedens und der Sicherheit 
und die Stärkung der internationalen Zu­
sammenarbeit ist, wenn wir die Aufgabe der 
Entwicklung lösen wollen. 
9. Wir erkennen sehr wohl, daß unverzüglich 
massive Soforthilfemaßnahmen in den fol­
genden Bereichen notwendig sind: zusätzli­
che Nahrungsmittelhilfe und andere Sofort­
hilfe, gekoppelt mit der für den Transport, 
die Lagerung und die Verteilung an die be­
troffene Bevölkerung erforderlichen techni­
schen und finanziellen Hilfe; bessere Was­
serversorgung; Verbesserung des Gesund-
heits- und Ernährungswesens, insbesondere 
für anfällige Gruppen wie Flüchtlinge und 
Vertriebene; Erhaltung eines Mindestbe­
stands an Viehherden in jedem Land; Ein­
leitung von Projekten zur Beschaffung von 
Einkommensmöglichkeiten und Förderung 
von Projekten im Bereich neue und erneu­
erbare Energiequellen, insbesondere in 
ländlichen Gebieten. Zusätzlich zu den be­
reits laufenden Hilfsmaßnahmen der inter­
nationalen Gemeinschaft sind weitere drin­
gende Hilfsmaßnahmen von bilateralen und 
multilateralen Gebern und nichtstaatlichen 
Organisationen notwendig, wenn der oben­
genannte und sonstige festgestellte Bedarf 
an Soforthilfe umfassend gedeckt und die 
Kapazität der afrikanischen Länder zur 
Verhütung von Notsituationen und zur Vor­
bereitung auf solche Situationen gestärkt 
werden soll. 
10. Dabei müssen insbesondere unverzüg­
lich Maßnahmen zur Beschleunigung und 
Unterstützung des Wiederaufbau- und Sa­
nierungsprozesses in den afrikanischen 
Ländern unternommen werden, insbeson­
dere auf dem Agrar- und Industriesektor so­
wie im Hinblick auf die materielle und so­
ziale Infrastruktur. Es würde erheblich dazu 
beitragen, eine solide Basis für die Wieder­
belebung und die Beschleunigung einer 
dauerhaften Entwicklung in Afrika im wirt­
schaftlichen und sozialen Bereich zu schaf­
fen, wenn durch eine angemessene Unter­
stützung der Zahlungsbilanz und andere in 
Frage kommende Maßnahmen die Kapazi­
tät zur Einfuhr lebenswichtiger Importe ge­
steigert würde. 
11. Wir sind uns darüber einig, daß bei der 
Bewältigung der Entwicklungsaufgaben der 
Rahmen für nationale und subregionale 
Maßnahmen und für internationale Hilfe 
durch Maßnahmen abgesteckt ist, wie sie 
im Aktionsplan von Lagos zur Durchfüh­
rung der Strategie von Monrovia für die 
wirtschaftliche Entwicklung Afrikas und im 
Sondermemorandum der Ministerkonfe­
renz der Wirtschaftskommission für Afrika 
(ECA) über die wirtschaftliche und soziale 
Krise in Afrika dargelegt sind. 
12. Angesichts der hohen Priorität, die afri­
kanische Länder der Ernährung und der 
Landwirtschaft beimessen, erkennen wir 
an, daß die dringendste Aufgabe die baldige 
Erreichung nationaler und kollektiver Ei­
genständigkeit in der Nahrungsmittelpro­
duktion ist. Wie dies in der auf der dreizehn­
ten Afrikanischen Regionalkonferenz der 
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa­
tion der Vereinten Nationen (FAO) verab­
schiedeten Erklärung von Harare hervorge­
hoben wurde, kommt hierbei nationalen Er­
nährungsstrategien und integrierten Plänen 
für die ländliche Entwicklung eine wichtige 
Rolle zu, insbesondere was die Erreichung 
von Ernährungssicherheit betrifft. Darüber 
hinaus anerkennen wir die wichtige Rolle 

der Frau in der ländlichen Entwicklung und 
insbesondere bei der Nahrungsmittelpro­
duktion, eine Rolle, die stärker unterstützt 
werden muß. Ebenso wichtig sind entspre­
chende Anreize, die Bereitstellung von Kre­
diten, die Verbesserung von Lager- und 
Transporteinrichtungen, die Verringerung 
von Nahrungsmittelverlusten, insbesondere 
von Verlusten nach der Ernte, die Errei­
chung eines ausgewogeneren Verhältnisses 
zwischen für den Export bestimmten Agrar-
produkten und der Nahrungsmittelproduk­
tion, die Diversifizierung der landwirt­
schaftlichen Produktion und die Nutzung 
von Bewässerungsmöglichkeiten, insbeson­
dere in den durch die Dürre gefährdeten 
Gebieten. 
13. Auf internationaler Ebene müssen drin­
gend Maßnahmen zur Unterstützung der 
nationalen und regionalen Bemühungen um 
die Verwirklichung des Regionalen Aktions­
plans zur Bekämpfung der Auswirkungen 
der Dürre in Afrika und des Aktionsplans 
zur Bekämpfung des Vordringens der Wü­
sten ergriffen werden. 
14. Zur raschen Verwirklichung der Maß­
nahmen im Rahmen der Dekade für die in­
dustrielle Entwicklung Afrikas und der Ver­
kehrs- und Kommunikationsdekade in 
Afrika werden mehr Mittel benötigt. Dar­
über hinaus müssen auf nationaler, subre­
gionaler und regionaler Ebene unternom­
mene Anstrengungen zur Heranbildung der 
dringend erforderlichen Fachkräfte und 
zum Aufbau technologischer Kapazitäten 
international stärker unterstützt werden. 
15. Wir anerkennen uneingeschränkt, daß 
angesichts der Verschlechterung der Wirt­
schaftslage in Afrika den Wechselbeziehun­
gen zwischen dem Schuldenproblem, dem 
Strom konzessionärer Mittel und den Ex­
porteinnahmen sowie den unmittelbaren 
Auswirkungen dieser Faktoren auf die Er­
holung und das Wachstum der Wirtschaft 
sowie die Entwicklung noch größere Bedeu­
tung zukommt. Unter Berücksichtigung des 
Sondermemorandums der Ministerkonfe­
renz der Wirtschaftskommission für Afrika 
über die wirtschaftliche und soziale Krise in 
Afrika, der Erklärung von Addis Ababa über 
die Auslandsverschuldung Afrikas und des 
Sonderprogramms der Weltbank für die 
afrikanischen Länder am Rande der Sahara 
müssen daher unbedingt dringende, einan­
der gegenseitig verstärkende Maßnahmen 
in den oben genannten Bereichen ergriffen 
und so die Anpassungsbemühungen der 
afrikanischen Länder im Inland ergänzt 
und unterstützt werden. 
16. Afrika steht zur Zeit vor einem sehr gra­
vierenden Schuldenproblem, wobei die 
Rückzahlung und der Schuldendienst einen 
sehr hohen Prozentsatz der ohnehin knap­
pen Exporteinnahmen verschlingen. Dieses 
Problem wird von Faktoren wie der Ver­
schlechterung der Austauschrelationen, 
dem realen Rückgang des Ressourcenzu­
stroms zu weichen Bedingungen und dem 
verstärkten Rückgriff auf kurzfristige Kre­
dite zu Marktbedingungen noch weiter ver­
schärft. Ohne Zunahme der Nettokapital­
ströme und unverzügliche Maßnahmen zur 
Milderung der Schuldenlast bestehen in 
Afrika kaum Aussichten für eine Erholung 
der Wirtschaft und für die Entwicklung. 
17. Bilaterale und multilaterale Gläubiger 
sollten konzertierte Maßnahmen zur Er­
leichterung der Schuldenlast der afrikani­
schen Länder ergreifen. Was die öffentli­
chen bzw. mit öffentlicher Bürgschaft verse­
henen Schulden betrifft, sollte in enger 
Konsultation mit jedem einzelnen Schuld­
nerland u. a. unverzüglich über Maßnahmen 
wie die gesamte bzw. teilweise Umwand­
lung von Schulden im Rahmen der öffentli­
chen Entwicklungshilfe in nichtrückzahl­
bare Zuschüsse, die Gewährung längerer 
Fälligkeitstermine und tilgungsfreier Zei­

ten, über geringere bzw. konzessionäre 
Zinssätze und eine großzügige Verteilung 
der Schulden auf mehr Jahre sowie auch 
über andere einvernehmliche Maßnahmen 
nachgedacht werden. Darüber hinaus muß 
unbedingt für die uneingeschränkte und un­
verzügliche Durchführung der Resolution 
165(S-IX) des Handels- und Entwicklungs­
rats vom 11. März 1978 gesorgt werden. Mul­
tilaterale Finanzinstitutionen sollten die 
Auszahlung von Ressourcen beschleunigen. 
Eine Herabsetzung der internationalen 
Zinssätze würde die Schuldenlast noch wei­
ter verringern. Unerläßlich ist ferner die un­
eingeschränkte Unterstützung der Handels­
banken. Die Fähigkeit afrikanischer Län­
der, ihre Schulden zu verwalten, sollte 
durch die Bereitstellung von Technischer 
Hilfe, insbesondere seitens internationaler 
Organisationen, verbessert werden. 
18. Angesichts der Tatsache, daß sie weitge­
hend von konzessionären Kapitalströmen 
abhängen und nur begrenzten Zugang zu 
anderen Quellen der Fremdfinanzierung ha­
ben, stellen wir fest, daß die afrikanischen 
Länder für die Finanzierung ihrer Entwick­
lung und für die technische Zusammenar­
beit auf lange Sicht erheblich mehr Kapital 
von bilateralen Gebern und aus multilatera­
len Quellen benötigen. Die internationale 
Gemeinschaft, insbesondere die entwickel­
ten Länder und die multilateralen Finanzin­
stitutionen, sollten versuchen, die zusätzli­
chen Finanzmittel bereitzustellen, die erfor­
derlich sind, um den Nettotransfer an Res­
sourcen in die afrikanischen Länder auf­
rechtzuerhalten und zu erhöhen. An die 
Weltbank ergeht die nachdrückliche Bitte, 
gemeinsam mit Gebern Möglichkeiten — 
wie u. a. die Einrichtung einer speziellen Fa-
zilität — zur Beschaffung der Ressourcen 
zu untersuchen, die für die Durchführung 
des Sonderprogramms der Weltbank für die 
afrikanischen Länder südlich der Sahara 
erforderlich sind. 
19. Die umfassende und rasche Durchfüh­
rung des Neuen substantiellen Aktionspro­
gramms für die achtziger Jahre zugunsten 
der am wenigsten entwickelten Länder, ins­
besondere im Hinblick auf die Höhe der öf­
fentlichen Entwicklungshilfe, würde den 
Ressourcenzustrom in viele afrikanische 
Länder wesentlich erhöhen. Zusätzliche f i ­
nanzielle Mittel für die Internationale Ent­
wicklungsorganisation und eine möglichst 
baldige Aufstockung der Mittel des Interna­
tionalen Agrarentwicklungsfonds würden 
zumindest dafür sorgen, daß der Wert der 
Afrika zufließenden Ressourcen real nicht 
absinkt. 
20. Die starke Abhängigkeit afrikanischer 
Länder vom Export einiger weniger Grund­
stoffe macht sie besonders anfällig für 
starke Preisschwankungen, die zu einem 
drastischen Rückgang ihrer Exporteinnah­
men führen. Es müssen daher unverzüglich 
Maßnahmen zur langfristigen Stabilisie­
rung der Grundstoffpreise und zur besseren 
und häufigeren Nutzung von Vorkehrungen 
zur Ausgleichsfinanzierung von Exporter­
lösausfällen, wie beispielsweise der kom­
pensatorischen Finanzierungsfazilität des 
Internationalen Währungsfonds, ergriffen 
werden. Wenn afrikanische Grundstoffe 
und Fertigwaren einen besseren Marktzu­
gang finden und wenn die Anstrengungen 
der afrikanischen Länder um eine Diversifi­
zierung ihrer Produktion Erfolg haben sol­
len und wenn der Gemeinsame Grundstoff­
fonds bald und erfolgreich seine Arbeit be­
ginnen soll, sind verstärkte internationale 
Maßnahmen erforderlich. 
21. In bezug auf einen größeren Anteil an 
Zuschüssen, auf nicht zweckgebundene 
Ressourcen und einfachere Verfahren zur 
Weiterleitung der Hilfe sollten die Modalitä­
ten und die Qualität der öffentlichen Ent­
wicklungshilfe u. a. dahingehend verbessert 
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werden, daß die Mittel rascher zur Auszah­
lung gelangen und daß flexibler gestaltete 
Hilfe geleistet wird, wie beispielsweise nicht 
projektgebundene Hilfe für Programme 
bzw. Wirtschaftszweige unter Einbeziehung 
der Finanzierung der an Ort und Stelle an­
fallenden sowie der periodisch wiederkeh­
renden Kosten. 
22. Wir räumen ein, daß die Koordinierung 
der Hilfsmaßnahmen und die rationelle und 
wirksame Nutzung von Ressourcen noch 
weiter verbessert werden könnten. Die Ko­
ordinierung von multilateraler wie auch bi­
lateraler Hilfe ist in erster Linie Sache der 
Empfängerregierungen, und wirksame na­
tionale Koordinierungsmechanismen kön­
nen hier eine wichtige Rolle spielen. Das 
System der Vereinten Nationen sollte Re­
gierungen auf Ersuchen in diesem Bereich 
Technische Hilfe leisten und im Einklang 
mit den diesbezüglichen Resolutionen der 
Generalversammlung seine eigenen An­
strengungen zur besseren Koordinierung 
auf Programmebene und auf operativer 
Ebene verstärken. 
23. Wir sind davon überzeugt, daß die Ver­
einten Nationen im Rahmen der Auseinan­
dersetzung mit den akuten Bedürfnissen 

der afrikanischen Länder in vielen Berei­
chen sowohl bei der Beschaffung der erfor­
derlichen Ressourcen als auch bei der 
Durchführung spezifischer Aktivitäten eine 
wichtige Rolle spielen könnten. Für Afrika-
Programme bereits bereitgestellte Ressour­
cen sollten daher in Absprache mit afrikani­
schen Regierungen den ermittelten Schwer­
punktbereichen zugeleitet werden. In bezug 
auf Effizienz und Programmdurchführung 
müssen die Aktivitäten der Vereinten Natio­
nen in Afrika noch weiter verbessert wer­
den. Darüber hinaus müssen zusätzliche 
freiwillige Beiträge mobilisiert werden, da­
mit Projekte und Programme in Schwer­
punktbereichen durchgeführt werden kön­
nen. 
24. Wir bitten alle Organe, Organisationen 
und Gremien des Systems der Vereinten 
Nationen eindringlich, Afrika mehr Auf­
merksamkeit zu widmen und wie bisher 
auch weiterhin Mittel aufzubringen, um die 
afrikanischen Länder bei der Überwindung 
der derzeitigen Krise und ihrer längerfristi­
gen Auswirkungen zu unterstützen. 
25. Wir bitten ferner die bilateralen und 
multilateralen Geber sowie nichtstaatliche 
Organisationen eindringlich, alle erforderli­

chen Maßnahmen zur Unterstützung der 
Anstrengungen zu ergreifen, die die afrika­
nischen Länder unternehmen, um die kri t i ­
sche Wirtschaftslage in Afrika zu mildern. 
26. Wir ersuchen den Generalsekretär, seine 
dankenswerten Bemühungen fortzusetzen, 
die Aufmerksamkeit und das Verständnis 
der internationalen Gemeinschaft für die 
Not und das Elend der afrikanischen Län­
der zu wecken, zusätzliche Hilfe für Afrika 
zu mobilisieren, die Aktivitäten des Systems 
der Vereinten Nationen in Afrika zu koordi­
nieren und die Situation zu verfolgen sowie 
hierüber in regelmäßigen Abständen Be­
richte vorzulegen. 
27. Wir sind der Überzeugung, daß die ra­
sche Verschlechterung der Situation in 
Afrika sehr wohl zu einer Katastrophe füh­
ren kann, falls nicht sofortige Abhilfemaß­
nahmen ergriffen werden. Wir sind daher 
fest entschlossen, durch unverzügliche kon­
zertierte Maßnahmen, die der in dieser Er­
klärung geschilderten Notlage entsprechen, 
die Bemühungen der afrikanischen Länder 
um die Bewältigung ihrer doppelten Auf­
gabe zu unterstützen, das Leben ihrer Men­
schen zu retten und für die Entwicklung 
Afrikas zu sorgen. 
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Band 8: Die Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur 

Berlin (Ost): Staatsverlag der Deutschen 
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Mit diesem Band über die UNESCO wird 
nach WHO, ITU, UPU, ILO und WIPO die 
sechste Sonderorganisation des UN-Sy­
stems innerhalb der auf etwa 20 Bände an­
gelegten Dokumentenreihe vorgestellt 
(siehe VN 6/1984 S.200 und 5/1978 S.180 f.). 
Der Band 8 wurde zusammengestellt und 
eingeleitet von Wolfgang Kleinwächter und 
Falko Raaz unter Mitarbeit von Heinz 
Jung. 
Die Einleitung umfaßt knapp 60 Seiten und 
behandelt in einer pauschalen Tour d'hori-
zon Vorgeschichte, Aufgaben und Struktur, 
Entwicklungsetappen und Programmberei­
che der UNESCO sowie in zwei sehr kurz 
gehaltenen Abschnitten die Mitarbeit der 
DDR sowie die Haltung der USA gegenüber 
der UNESCO. In diesem Text überwiegen 
leider programmatische Resolutionsforde­
rungen und Zielsetzungen. Herausgestellt 
werden vor allem die zahlreichen 'progres­
siven« Resolutionsinitiativen der Sowjet­
union; an wenigen Stellen erscheinen die 
'imperialistischen Staaten« als Hemmschuh 
der Organisation — Heritage-Foundation-
Propaganda mit umgekehrtem Vorzeichen. 
Quantitative Angaben erscheinen höchst 
selten (so im Zusammenhang mit den Al­
phabetisierungsbemühungen der UNESCO 
auf S.34f. und mit der Technischen Hilfe der 
UNESCO in Zusammenarbeit mit dem 
UNDP für den Zeitraum 1960-19/4 auf S.37); 
finanzstatistische Informationen über die 
Budgetentwicklung, deren Anteile aus 
Pflichtbeiträgen und freiwilligen Zahlungen 

durch andere UN-Institutionen und Mit­
gliedstaaten fehlen gänzlich, obwohl etwa 
die Berichte des Generaldirektors hierzu 
anschauliches Material enthalten. Warum 
die UNESCO als »größte Spezialorganisa­
tion der Vereinten Nationen« bezeichnet 
wird (S.32), wird allenfalls durch die verwir­
rende Vielzahl der Themen-Überschriften 
der UNESCO-Programme dokumentiert; 
denn bezogen auf Personal und Haushalt 
rangiert die UNESCO erst hinter der WHO 
und der FAO. 
Insgesamt gesehen verdichtet sich der Ein­
druck, daß der UNESCO ein höherer Wert in 
der Produktion von Resolutionen beigemes­
sen wird als in der faktischen Umsetzung in 
konkrete Programme im eigenen Land und 
(vor allem) in den Staaten der Dritten Welt. 
Die Darstellung bietet daher auch keine Hil­
fen durch weiterführende Primär- und Se­
kundärliteraturangaben; so fehlen zum Bei­
spiel Hinweise auf die vorliegenden 
deutschsprachigen Übersetzungen der in 
der Einleitung erwähnten Berichte von Ed­
gar Faure et al. (Wie wir leben lernen, 1973) 
und von Sean MacBride et al. (Viele Stim­
men — eine Welt, 1982) ebenso wie konkrete 
Hinweise zur Mitarbeit (etwa im Rahmen 
des assoziierten Schulprogramms der UN­
ESCO). 
Der Dokumenten-Teil enthält als Texte die 
Verfassung der UNESCO, die Geschäftsord­
nung der Generalkonferenz sowie je zwei 
Konventionen aus dem Bildungs- und Kul­
turbereich, ferner acht Deklarationen und 
(auszugsweise) Empfehlungen der UNESCO 
und einen Auszug aus der Internationalen 
Charta für Körpererziehung und Sport. Die 
Dokumente sind wiederum in englischer, 
französischer, russischer Sprache sowie in 
nichtoffizieller deutscher Übersetzung abge­
druckt. Selbstverständlich weichen diese 
Übersetzungen von den nichtoffiziellen 
Übersetzungen in der Bundesrepublik 
Deutschland ab. Bei den bei der UNESCO-
Empfehlung zur internationalen Erziehung 
vorgenommenen Stichproben mit der engli­
schen Fassung fielen allerdings auch Eigen­
willigkeiten auf: Im Paragraphen 45 auf 
S.442 wird nur von »multilateralen« anstatt 
von »bi- und multilateralen Vereinbarun­
gen« gesprochen, »revision« wird mit »Be­
gutachtung« übersetzt, und der letzte Halb­
satz zur Zielsetzung von Schulbuchverhand­
lungen (»zwecks Förderung der Kenntnis 
voneinander und des gegenseitigen Verste-

hens zwischen den verschiedenen Völkern«) 
fehlt gänzlich. 
Im Anhang werden unter anderem die Mit­
gliedstaaten sowie die Zusammensetzun­
gen des Exekutivrats, der Zwischenstaatli­
chen Räte und anderer Wahlgremien der 
UNESCO aufgeführt; auf den Abdruck von 
Organigrammen wurde verzichtet. Ein 
Schlag- und Stichwortregister schließt den 
Band ab. 
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Forbes, Monica H.: Feindstaatenklau­
seln, Viermächteverantwortung und 
Deutsche Frage. Zur Fortgeltung der Ar­
tikel 53 und 107 der Satzung der Verein­
ten Nationen 

Baden-Baden: Nomos 1983 
101 S., 15,- DM 

Anliegen der Studie ist es, auf eine fortbe­
stehende Aktualität der sogenannten Feind­
staatenklauseln der UN-Charta aufmerk­
sam zu machen und diese für die deutsch­
landpolitischen Interessen der Bundesrepu­
blik Deutschland zu 'instrumentalisieren«. 
Grundlage der Untersuchung ist dabei die 
Verknüpfung der Feindstaatenklauseln mit 
der Viermächteverantwortung, in der wie­
derum die »einzige Klammer für die Fort­
existenz Gesamtdeutschlands« (S.18f.) gese­
hen wird. 
Die Untersuchung leidet vor allem daran, 
daß weder der Frage nach der Weitergel­
tung der Artikel 53 und 107 im eigentlichen 
Sinne nachgegangen noch dargelegt wird, 
worin eigentlich der Inhalt der genannten 
Artikel besteht. Es handelt sich hierbei 
nicht um »Rechte der Siegermächte« oder 
Interventionsansprüche. Vielmehr schnei­
den die Feindstaatenartikel den Feindstaa­
ten allgemein — nicht nur Deutschland — 
die Berufung auf die alleinige Eingriffskom­
petenz des Sicherheitsrats ab. Schon aus 
der Tatsache, daß unter den Feindstaatsbe­
griff nicht nur Deutschland fällt, hätte die 
Autorin entnehmen können, daß die Feind­
staatenklauseln keine deutschlandpoliti­
sche Bedeutung haben. Logischer Ansatz­
punkt wäre insoweit allein die Viermächte­
verantwortung gewesen. 

Rüdiger Wolfrum • 
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Die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 

Die nachstehenden Tabellen 1 und 2 über die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen geben den Stand vom I.Januar 1985 wieder. 
Die erste Tabelle enthält die 159 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen in alphabetischer Reihenfolge mit den Daten ihrer Auf­
nahme in die Weltorganisation; am Schluß sind die derzeitigen Nichtmitgliedstaaten genannt. Die zweite Tabelle gruppiert die 
Mitgliedstaaten nach Erdteilen. 
Die Tabellen 3 und 4 ordnen die Mitgliedstaaten nach Gebietsgröße bzw. Bevölkerungszahl ein. Hierbei sind die größten Nichtmit­
gliedstaaten ohne fortlaufende Nummer zusätzlich aufgeführt Die Angaben hinsichtlich der Bevölkerung fußen auf dem Monthly 
Bulletin of Statistics' der Vereinten Nationen vom November 1984 und geben im allgemeinen (teils grobe) Schätzungen für den 
Stand von Jahresmitte 1983 wieder. 

DIE MITGLIEDSTAATEN IN ALPHABETISCHER ORDNUNG MIT BEITRITTSDATEN (Tabelle 1) 

Stand vom 1. Januar 1985 

1. Ägypten 24.10.1945 60. Island 19. 11. 1946 120. Säo Tome und Principe 16. 9.1975 
2. Äquatorialguinea 12.11.1968 61. Israel 11. 5. 1949 121. Saudi-Arabien 24.10.1945 
3. Äthiopien 13.11. 1945 62. Italien 14. 12. 1955 122. Schweden 19. 11.1946 
4. Afghanistan 19.11.1946 63. Jamaika 18. 9. 1962 123. Senegal 28. 9. 1960 
5. Albanien 14.12. 1955 64. Japan 18. 12. 1956 124. Seschellen 21. 9.1976 
6. Algerien 8.10.1962 65. Jemen 125. Sierra Leone 27. 9. 1961 
7. Angola 1.12. 1976 (Arabische Republik) 30. 9. 1947 126. Simbabwe 25. 8. 1980 
8. Antigua und Barbuda 11.11.1981 66. Jemen 127. Singapur 21. 9.1965 
9. Argentinien 24.10.1945 (Demokratischer) 14. 12 1967 128. Somalia 20. 9.1960 

10. Australien 1.11.1945 67. Jordanien 14. 12. 1955 129. Sowjetunion 24.10.1945 
11. Bahamas 18. 9.1973 68. Jugoslawien 24. 10. 1945 130. Spanien 14.12. 1955 
12. Bahrain 21. 9.1971 69. Kamerun 20. 9. 1960 131. Sri Lanka 14.12.1955 
13. Bangladesch 17. 9.1974 70. Kamputschea 14. 12. 1955 132. St. Christoph und Nevis 23. 9.1983 
14. Barbados 9.12.1966 71. Kanada 9. 11. 1945 133. St. Lucia 18. 9.1979 
15. Belgien 27.12.1945 72. Kap Verde 16. 9. 1975 134. St. Vincent 
16. Belize 25. 9.1981 73. Katar 21. 9 1971 und die Grenadinen 16. 9.1980 
17. Benin 20. 9. 1960 74. Kenia 16. 12 1963 135. Sudan 12. 11. 1956 
18. Bhutan 21. 9.1971 75. Kolumbien 5. 11 1945 136. Südafrika 7.11.1945 
19. Birma 19. 4. 1948 76. Komoren 12. 11 1975 137. Suriname 4. 12. 1975 
20. Bjelorußland 24.10.1945 77. Kongo 20. 9 1960 138. Swasiland 24. 9. 1968 
21. Bolivien 14.11. 1945 78. Kuba 24. 10 1945 139. Syrien 24.10.1945 
22. Botswana 17.10.1966 79. Kuwait 14. 5 1963 140. Tansania 14.12. 1961 
23. Brasilien 24.10.1945 80. Laos 14. 12 1955 141. Thailand 16.12.1946 
24. Brunei 21. 9.1984 81. Lesotho 17. 10 1966 142. Togo 20. 9.1960 
25. Bulgarien 14.12.1955 82. Libanon 24. 10 1945 143. Trinidad und Tobago 18. 9. 1962 
26. Burkina Faso 20. 9.1960 83. Liberia 2. 11 1945 144. Tschad 20. 9. 1960 
27. Burundi 18. 9.1962 84. Libyen 14. 12 1955 145. Tschechoslowakei 24.10.1945 
28. Chile 24.10.1945 85. Luxemburg 24. 10 1945 146. Türkei 24.10. 1945 
29. China 24.10.1945 86. Madagaskar 20. 9 1960 147. Tunesien 12.11.1956 
30. Costa Rica 2.11.1945 87. Malawi 1. 12. 1964 148. Uganda 25.10. 1962 
31. Dänemark 24.10.1945 88. Malaysia 17. 9 1957 149. Ukraine 24.10.1945 
32. Deutsche 89. Malediven 21. 9. 1965 150. Ungarn 14.12. 1955 

Demokratische Republik 18. 9.1973 90. Mali 28. 9 1960 151. Uruguay 18. 12. 1945 
33. Deutschland, 91. Malta 1. 12. 1964 152. Vanuatu 15. 9.1981 

Bundesrepublik 18. 9.1973 92. Marokko 12. 11 1956 153. Venezuela 15.11. 1945 
34. Dominica 18.12.1978 93. Mauretanien 27. 10 1961 154. Vereinigte 
35. Dominikanische 94. Mauritius 24. 4 1968 Arabische Emirate 9.12.1971 

Republik 24.10.1945 95. Mexiko 7. 11 1945 155. Vereinigte Staaten 24.10.1945 
36. Dschibuti 20. 9. 1977 96. Mongolei 27. 10. 1961 156. Vietnam 20. 9.1977 
37. Ecuador 21.12.1945 97. Mosambik 16. 9 1975 157. Zaire 20. 9.1960 
38. El Salvador 24.10.1945 98. Nepal 14. 12 1955 158. Zentralafrikanische 
39. Elfenbeinküste 20. 9.1960 99. Neuseeland 24. 10 1945 Republik 20. 9.1960 
40. Fidschi 13.10.1970 100. Nicaragua 24. 10. 1945 159. Zypern 20. 9.1960 
41. Finnland 14.12.1955 101. Niederlande 10. 12 1945 
42. Frankreich 24.10.1945 102. Niger 20. 9 1960 
43. Gabun 20. 9.1960 103. Nigeria 7. 10. 1960 
44. Gambia 21. 9.1965 104. Norwegen 27. 11. 1945 
45. Ghana 8. 3.1957 105. Österreich 14. 12 1955 
46. Grenada 17. 9.1974 106. Oman 7. 10. 1971 SONSTIGE STAATEN 
47. Griechenland 25.10.1945 107. Pakistan 30. 9. 1947 
48. Großbritannien 24.10.1945 108. Panama 13. 11. 1945 Andorra 
49. Guatemala 21.11.1945 109. Papua-Neuguinea 10. 10. 1975 Kiribati 
50. Guinea 12.12.1958 110. Paraguay 24. 10. 1945 Korea (Demokratische Volksrepublik) 
51. Guinea-Bissau 17. 9.1974 111. Peru 31. 10. 1945 Korea (Republik) 
52. Guyana 20. 9.1966 112. Philippinen 24. 10. 1945 Liechtenstein 
53. Haiti 24.10.1945 113. Polen 24. 10. 1945 Monaco 
54. Honduras 17.12.1945 114. Portugal 14. 12. 1955 Nauru 
55. Indien 30.10.1945 115. Rumänien 14. 12 1955 San Marino 
56. Indonesien 28. 9.1950 116. Rwanda 18. 9 1962 Schweiz 
57. Irak 21.12. 1945 117. Salomonen 19. 9 1978 Tonga 
58. Iran 24.10.1945 118. Sambia 1. 12 1964 Tuvalu 
59. Irland 14.12.1955 119. Samoa 15. 12 1976 Vatikanstadt 
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DIE MITGLIEDSTAATEN NACH ERDTEILEN (Tabelle 2) 

Afrika 

1. Ägypten 
2. Äquatorialguinea 
3. Äthiopien 
4. Algerien 
5. Angola 
6. Benin 
7. Botswana 
8. Burkina Faso 
9. Burundi 

10. Dschibuti 
11. Elfenbeinküste 
12. Gabun 
13. Gambia 
14. Ghana 
15. Guinea 
16. Guinea-Bissau 
17. Kamerun 
18. Kap Verde 
19. Kenia 
20. Komoren 
21. Kongo 
22. Lesotho 
23. Liberia 
24. Libyen 
25. Madagaskar 
26. Malawi 
27. Mali 
28. Marokko 
29. Mauretanien 
30. Mauritius 
31. Mosambik 
32. Niger 
33. Nigeria 
34. Rwanda 
35. Sambia 
36. Säo Tome und Principe 
37. Senegal 
38. Seschellen 
39. Sierra Leone 
40. Simbabwe 
41. Somalia 
42. Sudan 
43. Südafrika 

44. Swasiland 
45. Tansania 
46. Togo 
47. Tschad 
48. Tunesien 
49. Uganda 
50. Zaire 
51. Zentralafrikanische 

Republik 

Amerika 
1. Antigua und Barbuda 
2. Argentinien 
3. Bahamas 
4. Barbados 
5. Belize 
6. Bolivien 
7. Brasilien 
8. Chile 
9. Costa Rica 

10. Dominica 
11. Dominikanische Republik 
12. Ecuador 
13. El Salvador 
14. Grenada 
15. Guatemala 
16. Guyana 
17. Haiti 
18. Honduras 
19. Jamaika 
20. Kanada 
21. Kolumbien 
22. Kuba 
23. Mexiko 
24. Nicaragua 
25. Panama 
26. Paraguay 
27. Peru 
28. St. Christoph und Nevis 
29. St. Lucia 
30. St. Vincent 

und die Grenadinen 
31. Suriname 
32. Trinidad und Tobago 

33. Uruguay 
34. Venezuela 
35. Vereinigte Staaten 

Asien 
1. Afghanistan 
2. Bahrain 
3. Bangladesch 
4. Bhutan 
5. Birma 
6. Brunei 
7. China 
8. Indien 
9. Indonesien 

10. Irak 
11. Iran 
12. Israel 
13. Japan 
14. Jemen 

(Arabische Republik) 
15. Jemen (Demokratischer) 
16. Jordanien 
17. Kamputschea 
18. Katar 
19. Kuwait 
20. Laos 
21. Libanon 
22. Malaysia 
23. Malediven 
24. Mongolei 
25. Nepal 
26. Oman 
27. Pakistan 
28. Philippinen 
29. Saudi-Arabien 
30. Singapur 
31. Sri Lanka 
32. Syrien 
33. Thailand 
34. Türkei 
35. Vereinigte 

Arabische Emirate 
36. Vietnam 
37. Zypern 

Europa 

1. Albanien 
2. Belgien 
3. Bjelorußland 
4. Bulgarien 
5. Dänemark 
6. Deutsche 

Demokratische Republik 
7. Deutschland, 

Bundesrepublik 
8. Finnland 
9. Frankreich 

10. Griechenland 
11. Großbritannien 
12. Irland 
13. Island 
14. Italien 
15. Jugoslawien 
16. Luxemburg 
17. Malta 
18. Niederlande 
19. Norwegen 
20. Österreich 
21. Polen 
22. Portugal 
23. Rumänien 
24. Schweden 
25. Sowjetunion 
26. Spanien 
27. Tschechoslowakei 
28. Ukraine 
29. Ungarn 

Ozeanien 

1. Australien 
2. Fidschi 
3. Neuseeland 
4. Papua-Neuguinea 
5. Salomonen 
6. Samoa 
7. Vanuatu 

DIE MITGLIEDSTAATEN NACH G E B I E T S G R O S S E (Fläche in qkm) (Tabelle 3) 

1. Sowjetunion 22 402 200* 
2. Kanada 9 976 139 
3. China 9 596 961 
4. Vereinigte Staaten 9 363 123 
5. Brasilien 8 511 965 
6. Australien 7 686 848 
7. Indien 3 287 590 
8. Argentinien 2 766 889 
9. Sudan 2 505 813 

10. Algerien 2 381 741 
11. Zaire 2 345 409 
12. Saudi-Arabien 2 149 690 
13. Indonesien 2 027 087 
14. Mexiko 1 972 547 
15. Libyen 1 759 540 
16. Iran 1 648 000 
17. Mongolei 1 565 000 
18. Peru 1 285 216 
19. Tschad 1 284 000 
20. Niger 1 267 000 
21. Angola 1 246 700 
22. Mali 1 240 000 
23. Äthiopien 1 221 900 
24. Südafrika 1 221 037 
25. Kolumbien 1 138 914 
26. Bolivien 1 098 581 
27. Mauretanien 1 030 700 
28. Ägypten 1 001 449 
29. Tansania 945 087 
30. Nigeria 923 768 
31. Venezuela 912 050 

Namibia 824 292 
32. Pakistan 803 943 
33. Mosambik 801 590 
34. Türkei 780 576 
35. Chile 756 945 

36. Sambia 752 614 
37. Birma 676 552 
38. Afghanistan 647 497 
39. Somalia 637 657 
40. Zentralafrikanische 

Republik 622 984 
41. Ukraine 603 700* 
42. Botswana 600 372 
43. Madagaskar 587 041 
44. Kenia 582 646 
45. Frankreich 547 026 
46. Thailand 514 000 
47. Spanien 504 782 
48. Kamerun 475 442 
49. Papua-Neuguinea 461 691 
50. Schweden 449 964 
51. Marokko 446 550 
52. Irak 434 924 
53. Paraguay 406 752 
54. Simbabwe 390 580 
55. Japan 372 313 
56. Kongo 342 000 
57. Finnland 337 032 
58. Jemen (Demokratischer) 332 968 
59. Malaysia 329 749 
60. Vietnam 329 556 
61. Norwegen 324 219 
62. Elfenbeinküste 322 463 
63. Polen 312 677 
64. Italien 301 225 
65. Philippinen 300 000 
66. Ecuador 283 561 
67. Burkina Faso 274 200 
68. Neuseeland 268 676 
69. Gabun 267 667 
70. Jugoslawien 255 804 

71. Deutschland, 
Bundesrepublik 248 577 

72. Guinea 245 857 
73. Großbritannien 244 046 
74. Ghana 238 537 
75. Rumänien 237 500 
76. Laos 236 800 
77. Uganda 236 036 

Korea 220 277 
Korea (Demokratische 
Volksrepublik) 120 538 
Korea (Republik) 98 484 

78. Guyana 214 969 
79. Oman 212 457 
80. Bjelorußland 207 600* 
81. Senegal 196 192 
82. Jemen (Arabische Republik) 195 000 
83. Syrien 185 180 
84. Kamputschea 181 035 
85. Uruguay 176 215 
86. Tunesien 163 610 
87. Suriname 163 265 
88. Bangladesch 143 998 
89. Nepal 140 797 
90. Griechenland 131 944 
91. Nicaragua 130 000 
92. Tschechoslowakei 127 869 
93. Malawi 118 484 
94. Kuba 114 524 
95. Benin 112 622 
96. Honduras 112 088 
97. Liberia 111 369 
98. Bulgarien 110 912 
99. Guatemala 108 889 

100. Deutsche 
Demokratische Republik 108 178 
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101. Island 103 000 120. Albanien 28 748 141. Trinidad und Tobago 5 130 
102. Jordanien 97 740 121. Salomonen 28 446 142. Kap Verde 4 033 
103. Ungarn 93 030 122. Äquatorialguinea 28 051 143. Samoa 2 842 
104. Portugal 92 082 123. Burundi 27 834 144. Luxemburg 2 586 
105. Österreich 83 849 124. Haiti 27 750 145. Komoren 2 171 
106. Vereinigte 125. Rwanda 26 338 146. Mauritius 2 045 

Arabische Emirate 83 600 126. Belize 22 965 147. Säo Tome 
107. Panama 77 082 127. Dschibuti 22 000 und Principe 964 
108. Sierra Leone 71 740 128. El Salvador 21 041 148. Dominica 751 
109. Irland 70 283 129. Israel 20 770 149. Bahrain 622 
110. Sri Lanka 65 610 130. Fidschi 18 274 150. St. Lucia 616 
111. Togo 56 785 131. Kuwait 17 818 151. Singapur 581 
112. Costa Rica 50 700 132. Swasiland 17 363 152. Antigua und Barbuda 442 
113. Dominikanische Republik 48 734 133. Vanuatu 14 763 153. Barbados 431 
114. Bhutan 47 000 134. Bahamas 13 935 154. St. Vincent 
115. Dänemark 43 069 135. Gambia 11 295 und die Grenadinen 388 

Schweiz 41 288 136. Katar 11000 155. Grenada 344 
116. Niederlande 40 844 137. Jamaika 10 991 156. Malta 316 
117. Guinea-Bissau 36 125 138. Libanon 10 400 157. Malediven 298 
118. Belgien 30 513 139. Zypern 9 251 158. Seschellen 280 
119. Lesotho 30 355 140. Brunei 5 765 159. St. Christoph und Nevis 262 

DIE M I T G L I E D S T A A T E N NACH B E V Ö L K E R U N G S Z A H L (in 1 000) (Tabelle4) 

1. China 1 039 680 52. Ghana 12 700 107. Togo 2 760 
2. Indien 732 260 53. Chile 11680 108. Libanon 2 640 
3. Sowjetunion 272 500* 54. Ungarn 10 690 109. Singapur 2 500 
4. Vereinigte Staaten 234 500 55. Saudi-Arabien 10 420 110. Zentralafrikanische 
5. Indonesien 159 430 56. Portugal 9 950 Republik 2 450 
6. Brasilien 129 660 57. Bjelorußland 9 930* 111. Costa Rica 2 380 
7. Japan 119 260 58. Kuba 9 880 112. Jamaika 2 260 
8. Bangladesch 94 650 59. Belgien 9 860 113. Jemen (Demokratischer) 2 160 
9. Pakistan 89 730 60. Griechenland 9 850 114. Panama 2 090 

10. Nigeria 89 020 61. Syrien 9 610 115. Liberia 2 060 
11. Mexiko 75 100 62. Madagaskar 9 400 116. Mongolei 1 800 
12. Deutschland, 63. Elfenbeinküste 9 300 117. Mauretanien 1 780 

Bundesrepublik 61420 64. Ecuador 9 250 118. Kuwait 1 670 
Korea 59 140 65. Kamerun 9 160 119. Kongo 1650 
Korea (Demokratische 66. Bulgarien 8 940 Namibia 1470 
Volksrepublik) 19 190 67. Angola 8 340 120. Lesotho 1 440 
Korea (Republik) 39 950 68. Schweden 8 330 121. Bhutan 1 360 

13. Vietnam 57 180 69. Guatemala 7 930 122. Vereinigte 
14. Italien 56 840 70. Simbabwe 7 740 Arabische Emirate 1210 
15. Großbritannien 56 340 71. Österreich 7 550 123. Trinidad und Tobago 1 150 
16. Frankreich 54 650 72. Mali 7 530 124. Gabun 1 130 
17. Philippinen 52 060 73. Kamputschea 6 890 125. Oman 1 130 
18. Ukraine 51 500* 74. Tunesien 6 890 126. Botswana 1010 
19. Thailand 49 460 75. Burkina Faso 6 610 127. Mauritius 960 
20. Türkei 47 280 Schweiz 6 480 128. Guyana 920 
21. Ägypten 45 920 76. Malawi 6 430 129. Guinea-Bissau 860 
22. Iran 41 640 77. Senegal 6 320 130. Fidschi 670 
23. Spanien 38 230 78. Sambia 6 240 131. Zypern 650 
24. Birma 37 550 79. Jemen 132. Gambia 620 
25. Polen 36 570 (Arabische Republik) 6 230 133. Swasiland 610 
26. Äthiopien 33 680 80. Bolivien 6 080 134. Komoren 420 
27. Zaire 31 150 81. Dominikanische Republik 5 960 135. Bahrain 400 
28. Südafrika 30 800 82. Niger 5 770 136. Äquatorialguinea 380 
29. Argentinien 29 630 83. Rwanda 5 700 137. Malta 380 
30. Kolumbien 27 520 84. Haiti 5 300 138. Luxemburg 370 
31. Kanada 24 910 85. Somalia 5 270 139. Suriname 350 
32. Jugoslawien 22 800 86. El Salvador 5 230 140. Dschibuti 330 
33. Rumänien 22 550 87. Guinea 5 180 141. Kap Verde 310 
34. Marokko 22 110 88. Dänemark 5 110 142. Katar 280 
35. Algerien 20 500 89. Finnland 4 860 143. Brunei 260 
36. Tansania 20 380 90. Tschad 4 790 144. Salomonen 260 
37. Sudan 20 360 91. Burundi 4 420 145. Barbados 250 
38. Kenia 18 780 92. Laos 4 210 146. Island 240 
39. Peru 18 710 93. Norwegen 4130 147. Bahamas 220 
40. Afghanistan 17 220 94. Israel 4 100 148. Malediven 170 
41. Deutsche 95. Honduras 4 090 149. Belize 160 

Demokratische Republik 16 700 96. Benin 3 720 150. Samoa 160 
42. Venezuela 16 390 97. Irland 3 510 151. St. Lucia 130 
43. Nepal 15 740 98. Paraguay 3 470 152. Vanuatu 120 
44. Sri Lanka 15 420 99. Sierra Leone 3 470 153. Grenada 110 
45. Tschechoslowakei 15 420 100. Libyen 3 360 154. St. Vincent 
46. Australien 15 370 101. Jordanien 3 250 und die Grenadinen 100 
47. Malaysia 14 860 102. Neuseeland 3 200 155. Säo Tome und Principe 90 
48. Irak 14 650 103. Papua-Neuguinea 3 190 156. Antigua und Barbuda 80 
49. Uganda 14 630 104. Nicaragua 3 060 157. Dominica 80 
50. Niederlande 14 360 105. Uruguay 2 970 158. Seschellen 60 
51. Mosambik 13 310 106. Albanien 2 840 159. St. Christoph und Nevis 40 

" Die für die Sowjetunion angegebenen Zahlen in den Tabellen 3 und 4 gelten für die Gesamtheit der Unionsrepubliken einschließlich der in Tabelle 3 unter 
Nummer 41 und 80 beziehungsweise in Tabelle 4 unter Nummer 18 und 57 gesondert aufgeführten Republiken Ukraine und Bjelorußland. Da diese selbständige 
Mitglieder der Vereinten Nationen sind, werden sie zusätzlich einzeln genannt. 
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P U B L I C A T I O N S F R O M T H E 

UNITED NATIONS 
Are you aware of the extraordinary potential of United Nations Publications as a source of reference ? 
Among the many subjects covered by the United Nations Publications are International Relations, 
Disarmament, International Law and Trade, the World and Regional Economics, Social Problems, 
Human Rights, Demography, Statistics and other questions of international importance. 

Essential 
Information 

Facts from 
Figures 

Studies and 
Reports 

Definite studies for the evaluation of industrial projects : Manual for the 
Preparation o f Industr ial Feasibi l i ty Studies, Guidelines fo r Project Evaluat ion, 
Manual for Evaluation of Industr ial Projects, Practical Appraisal o f Industr ia l 
Projects,  

Year after year, a wealth of resource material : Statist ical Yearbook, Demo­
graphic Yearbook, National Accounts Statist ics, Industr ial Statist ics, Wor ld 
Energy Statist ics, Internat ional Trade Statist ics, Construct ions Statist ics,  

Assessment of the economy and analysis of contemporary problems : Wor ld 
Economic Survey, Economic Survey o f Europe, Economic Survey of Lat in 
Amer ica, Wor ld Industry in 1980, Comprehensive Study on Nuclear Weapons,.. 

WORLD CONCERNS AND 
THE UNITED NATIONS 

J 
J 

World Concerns and the United Nations 

Model Teaching Units for Primary, Secondary 
and Teacher Education 

World Concerns is the first United Nations Publication to 
provide model teaching units directly usable in the class­
room. The 26 units in the collection deal with the aims and 
activities of the United Nations and its system and exem­
plify a range of themes, approaches and methods through 
which to develop international understanding and support 
for the United Nations' world. The units are based on 
classroom theory and practices which have been found 
valuable in different world areas. Each unit deals with a 
topic from an international and local standpoint , linking 
it to a student's own interests. The book includes readings, 
extensive illustrations and other content usable in the 
classroom, as well as ideas for extending the units and pe­
dagogical comments. Its two years preparation involved 
several specialized United Nations Organizations, inclu­
ding UNESCOand education specialists in over forty 
countries. 

(Sales No. E. 83.1.12) 

Truly your source of information — At very reasonable prices ! 
A complete catalogue is available upon request I 

U N I T E D NATIONS P U B L I C A T I O N S 
Room A-3315 

New York, N.Y. 10017 
Palais des Nations 
1211 Geneva 10, Switzerland J 

Übersetzungs-, Zuordnungs- und Abkürzungsverzeichnis 
zum Bereich Vereinte Nationen 

Die wichtigsten Organe der Vereinten Nationen mit ihren Unterorganen: die Teil 1/2. Aufl. 
Generalversammlung mit ihren Hauptausschüssen, Verfahrensausschüssen, 
Ständigen Ausschüssen, Nebenorganen und Ad-hoc-Körperschaften, Regio- _ (JN-Text 33 -
nalgruppen und anderen Gruppen. Der Sichel heitsrat, der Wirtschafts- und 
Sozialrat mit seinen regionalen Wirtschaftskommissionen, tagungsgebundene 
Gremien und Ausschüsse, zwischenstaatliche Ad-hoc-Gremien, Sachverstän­
digengremien, dem Wirtschafts- und Sozialrat nahestehende Körperschaften 
und Programme. DerTreuhandrat, der Internationale Gerichtshof, die Sonder­
körperschaften, die Sonderorganisationen, regionale Entwicklungsbanken, 
Organe zur Durchführung von Verträgen, die Hauptabteilungen des Sekretariats 
und interinstitutionelle Körperschaften und sonstige Gremien. Übersetzungs­
verzeichnis englisch-deutsch und deutsch-englisch, deutsch-englisches Ver­
zeichnis der UN-Mitgliedstaaten mit Beitrittsdaten und Bezeichnung der Grün- Einzelpreis 
dungsmitglieder, Zuordnungsindex von Unterorganen zu Hauptorganen, Ver- _ 
zeichnis der Abkürzungen, Literaturhinweise und Organigramm. DM 13,50 

erhältlich bei der 

D G V N 
Simrockstraße 23 

5300 Bonn 1 



Ulrich Mackensen 
...und rostig waren 

die Mousqueten 
Soldatenleben auf der Marks­

burg in drei Jahrhunderten 
1984. 135 Seiten und 8 Bild­
tafeln, 13 Abbildungen. Ln . 

D M 29,80 
ISBN 3-7637-5450-4 

UWch Mackensen 

undrostig waren 
«ousqueten 

I i 

Ein Stück ^ 
Kulturgeschichte: 

Der Autor zeichnet, mit Schwerpunkt auf dem 18. Jahrhundert, das Leben der Soldaten 
und ihrer Familien. Und dies nach Dokumenten, die der Verfasser in mehr als 

dreijähriger Arbeit in den Staatsarchiven von Wiesbaden und Darmstadt mit viel Liebe 
ausgesucht und ausgewertet hat. 

Und das Fazit? Mit stiller Heiterkeit und mit Schmunzeln werden die Leser dieses 
entzückenden Geschenkbuches sich — ein klein wenig nachdenklich — fragen: 

Diese Skandälchen, diese Peinlichkeiten, dieses Vertuschen und diese Kumpanei — 
war das wirklich nur 18. Jahrhundert? 

Bernard ÄGraefe Verlag 
Fachverlag für Sicherheitspolitik, Militärgeschichte 

und Wehrwesen 
Karl -Mand-Straße 2 • 5400 Koblenz 1 
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